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Mögliche Handlungsfelder

• Im Blick auf Arbeitsplätze: Stabili-
tät, Familienfreundlichkeit, Ausbil-
dung, Gesundheitsförderung, An ge-
bote und Maßnahmen für benach-
teiligte Gruppen.

• Im Blick auf die Umwelt: rohstoff-
schonende Verfahren, Umwelt- und 
Klimaschutz, Einsatz regenerativer 
Energien und Rohstoffe.

• Im Blick auf den Markt: Umgang 
mit Krisensituationen, Initiativen 
zu Reformen, die wettbewerbskon-
formes und verantwortliches Han-
deln stärken, Ethik in der Werbung, 
Umgang mit Korruption und Regi-
men in anderen Ländern.

• Im Blick auf das Gemeinwesen: 
Partnerschaften mit privaten und 
öffentlichen Trägern, Förderung 
von Bildung, Kultur, Stadtgestal-
tung und regionaler Entwicklung, 

Unternehmerpreis
 „Nachhaltig erfolgreich“

Während des Ersten Unternehmer-
tages des Sozialinstituts Kom-

mende Dortmund Anfang Juni 2007 
haben die Kommende und die Bank 
für Kirche und Caritas e. G. Paderborn 
den Unternehmerpreis „Nachhaltig er-
folgreich“ ausgeschrieben. Der Preis 
soll Unternehmen öffentlich würdi-
gen, die in vorbildlicher Weise unter-
nehmerisches Handeln mit ethischer 
Verantwortung in den Feldern des 
öko logischen, sozialen und gesell-
schaftlichen Engagements verbinden.

Die Träger des Preises betonen, dass 
Unternehmen wertvolle Beiträge zu 
gesellschaftlich notwendigen Innova-
tionen in den Handlungsfeldern Ar-
beitsplatz, Markt, Gemeinwesen und 
Umwelt leisten. Vorbildliche unter-
nehmerische Modelle gesellschaft-
licher Verantwortung sind im Wett-
bewerb Anregung und Ansporn für 
andere Unternehmen. Das Wissen um 
wirtschaftlich und ethisch anspruchs-
volle Konzepte baut Vertrauen auf und 
sorgt für eine positive Einstellung zum 
wertorientierten Unternehmertum. Mit 
der Ausschreibung des Unternehmer-
preises „Nachhaltig erfolgreich“ soll 
zugleich gezeigt werden, dass sich 
Nachhaltigkeit und wirtschaftlicher 
Erfolg nicht ausschließen. 

Unternehmen können sich bis zum 
15. Oktober 2007 bei der Kommende 
Dortmund selbst auf den Preis bewer-
ben oder vorgeschlagen werden. Er-
wartet wird eine Kurzvorstellung des 
Unternehmens und der Nachweis, wie 
das Unternehmen kreativ, innovativ 
und intelligent auf gesellschaftliche 
und unternehmerische Herausforde-
rungen reagiert und nachhaltig er-
folgreiche Lösungsstrategien imple-
mentiert. 

Einhaltung internationaler Stan-
dards und Konventionen.

Der Preis für das nachhaltig innova-
tivste Unternehmen des Jahres ist ei-
ne Skulptur des Künstlers Johannes 
Dörfl inger – eine Einzelanfertigung 
von reellem und künstlerischem 
Wert.

Der Preisträger 2007 wird während des 
Kommendefestes am 23. November 2007 
bekanntgegeben. Die öffentliche Eh-
rung fi ndet am Unternehmertag der 
Kommende Dortmund im  Frühsommer 
2008 statt.

Weitere Informationen: 
www.kommende-dortmund.de

Detlef Herbers

Skulptur: Gerechtigkeit 
von Johannes Dörfl inger
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Schwerpunktthema

Die Integrationsaufgabe moderner 
pluralistischer Gesellschaften ist für 
die christliche Sozialethik kein ganz 
einfaches Thema, denn sie zwingt da-
zu, zwischen der eigenen christlichen 
Konzeption des „Guten“ und der po-
litischen Strategie, „Gesellschaft ge-
recht zu gestalten“, einen Unterschied 
zu machen. Wir haben seit Beginn der 
Neuzeit unter großen Schmerzen (Reli-
gionskriege) gelernt, dass es weder rea-
listisch noch zweckmäßig ist, auf einen 
Konsens der widerstreitenden (religiö-
sen, philosophischen, moralischen) 
Weltanschauungen zu hoffen. Die In-
tegrationsbasis pluralistischer Gesell-
schaften kann nicht in einer dieser um-
fassenden Weltanschauungen liegen, 
sie muss vielmehr als „übergreifender 
Konsens“ (so der Gerechtigkeitstheo-
retiker John Rawls) angesetzt werden. 
Alle anderen Optionen führen nahe-
zu notwendig zu Unterdrückung und 
Gewalt.

Nun ist aber ein solcher „übergrei-
fender Konsens“ als Integrationsbasis 
pluralistischer Gesellschaften alles an-
dere als eine einfache Aufgabe. Denn 
die Toleranz eines „übergreifenden 
Konsenses“ kann nicht (wirklich) tole-
rant sein gegenüber der Intoleranz. Im 
Haus der modernen Gesellschaft gibt es 
zwar viele Wohnungen (vgl. Joh 14,2), 
also viele Räume unterschiedlicher 
weltanschaulicher Vorstellungen, po-
litisch aber bedarf es angesichts die-
ser vielen verschiedenen Wohnungen 
einer „Hausordnung“. Wenn wir eine 
tolerante Gesellschaftsordnung nicht 
gegen die Angriffe der Intoleranz ver-
teidigen, dann wird die pluralistische 
Toleranz vernichtet werden (so der 
Wissenschaftsphilosoph und Gesell-
schaftstheoretiker Karl R. Popper). Das 
Paradox der Integrationsaufgabe plu-

ralistischer Gesellschaften lautet: Kei-
ne politische Toleranz den Feinden der 
politischen Toleranz! Dieses Paradox 
macht die Aufgabe der Integration au-
ßerordentlich schwierig.

Ich möchte schließen mit einem 
theologischen Gedanken, denn für ei-
ne christliche Sozialethik ist die „Er-
innerung“ an die Erfahrungen aus der 
Geschichte der eigenen Glaubensge-
meinschaft grundlegend und prägend 
(siehe hierzu den Beitrag von Albert-
Peter Rethmann). In 1 Chr 29,15 steht 
der Satz: „Denn wir sind nur Gäste 
bei Dir [= Gott], Fremdlinge“. Wenn 
man so will, ist das eine frühe Fas-
sung des Spruchs: „Alle Menschen sind 
Ausländer – fast überall“. Zum Aus-
druck kommt eine ganz existenzielle 
Erfahrung des Fremdseins und des Be-
wusstseins, dass alle Menschen darauf 
angewiesen sind, von Anderen (oder 
dem Anderen) angenommen zu wer-
den. Wie Marianne Heimbach-Steins 
schreibt, ist eine solche Perspektive ei-
ne „grundlegende Voraussetzung für 
die Möglichkeit der ethischen Univer-
salisierung“: Im Lichte einer solchen 
existenziellen Erfahrung wird man be-
fähigt, sich in die Lage anderer Men-
schen zu versetzen und zumindest die 
Herausforderung einer gesellschaft-
lichen Integration als solche an sich 
heranzulassen. 

Die Schwierigkeiten, Paradoxien und
Dilemmata der realen Integration sind 
damit noch nicht gelöst. Dieses müh-
selige „Geschäft“ nimmt uns niemand 
ab. Ein Baustein hierzu ist das vorlie-
gende Heft.

Editorial

Moderne Gesellschaften, 
auch die Gesellschaft der 
Bundesrepublik Deutsch-
land, sind geprägt vom 
„Faktum des Pluralismus“. 
Die Menschen sind ver-
schieden. Sie kommen aus 
unterschiedlichen Gegen-
den, möglicherweise sogar 
aus unterschiedlichen Ge-
genden der ganzen Welt, 
und sie haben unterschied-

liche weltanschauliche (religiöse, mo-
ralische, philosophische, politische) 
Überzeugungen. Und trotzdem sollen 
sie friedlich und möglichst produktiv 
zusammenleben und kooperieren. Die 
Herausforderung lautet also: Integra-
tion – Integration aller, die hier leben, 
und Integration von Migranten, die neu 
zu uns kommen. Für eine sozialethi-
sche Zeitschrift, mit dem Titel „Gesell-
schaft gerecht gestalten“ ist das Problem 
der Integration eine Herausforderung. 
Deswegen dieses Heft.

In einer pluralistischen Gesellschaft 
sind die Menschen verschieden und 
sollen doch hinsichtlich ihrer Würde 
gleich sein. Das ist eine fortwährende 
Aufgabe für die gesamte Gesellschaft: 
Sie muss versuchen, die Unterschied-
lichkeiten jeden Tag aufs Neue über 
fortwährende Selbstverständigungs-
prozesse zu integrieren, ohne aber ih-
re Identität als pluralitätsfähige und 
damit liberale Gesellschaft zu verlie-
ren und in inkompatible oder sich gar 
bekämpfende Parallelgesellschaften zu 
zerfallen. Es geht um eine „genuine 
Inklusionsaufgabe der gesamten Ge-
sellschaft“, die alle betrifft (so Katja 
Neuhoff in ihrem Beitrag) und eine He-
rausforderung für das Migrationsrecht 
darstellt (siehe hierzu den Beitrag von 
Markus Babo). 

Michael Schramm
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Zuwanderung und Integration

Kein Tag vergeht, ohne dass das 
Thema „Integration“ in den Me-

dien auftaucht: Mal wird behauptet, 
die Integration der Muslime in Deutsch-
land sei gescheitert, mal werden Zu-
wanderungsregelungen kritisiert, er-
leichterte Bedingungen für die Zuwan-
derung Hochqualifi zierter gefordert 
und bessere Bildungsbeteiligung für 
Kinder mit Migrationshintergrund an-
gemahnt; seit neuestem wird Deutsch-
land ein „Integrationsland“ genannt. 
Kurz: Integration gilt als „Megathema 
des nächsten Jahrzehnts“ (SZ 12. Juni 
2007, 6 f.). Um einen sozialethischen 
Zugang zu dem vielschichtigen Thema 
zu bahnen, werde ich nach einer knap-
pen politischen Orientierung zunächst 
eine Typisierung aktuell gängiger Ver-
ständnisse von Integration vorschla-
gen. Dann werde ich „Anerkennung“ 
als sozialethisches Fundamentalkrite-
rium für eine menschenrechtsbasier-
te Integrationspolitik einführen und 
mit einer theologischen Grundoption 
verknüpfen. Anhand des Prinzips der 

Be teiligung(sgerechtigkeit) werde ich 
normative Anforderungen an die insti-
tutionelle Umsetzung menschenrecht-
licher Anerkennungsverhältnisse in der 
Einwanderungsgesellschaft skizzieren. 
Abschließend werden die wichtigsten 
Ergebnisse in Thesen gebündelt.

Integration – neuer Schwer-
punkt der deutschen 
Migrationspolitik

Am 1. Januar 2005 ist in Deutschland 
ein neues Zuwanderungsgesetz („Ge-
setz zur Steuerung und Begrenzung 
der Zuwanderung und zur Regelung 
des Aufenthalts und der Integration 
von Unionsbürgern und Ausländern“ 
vom 30. Juli 2004) in Kraft getreten, 
das die Integration der Migrations-
bevölkerung erstmals zur staatlichen 
Aufgabe erklärt. 

Mitte vergangenen Jahres (14. Ju-
li 2006) hat die Bundeskanzlerin mit 
dem ersten „Integrationsgipfel“ ei-

nen Dialogprozess zur Er-
arbeit ung eines „Natio-
nalen Integrationsplans“ 
(NIP) „mit klaren Zielen, 
konkreten Maßnahmen 
und Selbstverpfl ichtun-
gen“ initiiert, der bei 
einem zweiten „Gipfel“ 
am 12. Juli 2007 im Bun-
deskanzleramt vorgestellt 
worden ist.1 Auch der ers-
te „Islamgipfel“ (Septem-
ber 2006) und die „Deut-
sche Islam konferenz“ sind Ausdruck 
einer Neuausrichtung der deutschen 
Inte grationspolitik: 

Abwehr bzw. Rückführung uner-
wünschter Zuwanderer, Asylsuchende 
und (Bürgerkriegs-)Flüchtlinge, waren 
in den 90er-Jahren das Leitmotiv für 
eine Politik der Zuwanderungsbegren-
zung (vgl. zur Rechtsentwicklung den 
Beitrag von Markus Babo in diesem 
Heft). Heute steht die Integration von 
Migrantinnen und Migranten, die in 
Deutschland bleiben wollen, im Vor-
dergrund des innen- und rechtspoli-
tischen Interesses. Nachdem das Land 
durch jahrzehntelange Zuwanderung 
zu einem der weltweit größten Ein-
wanderungsländer geworden ist, wird 
damit der lange kultivierte „Dementi-
Konsens“ (Klaus Bade), Deutschland sei 

1 Der Beitrag wurde vor diesem Termin 
abgeschlossen! 

Zauberformel 
 „Integration“? 
Sozialethische Sondierungen 
zur Migrationspolitik

Marianne 
Heimbach-Steins

Schwerpunktthema

Integration als neuer Schwerpunkt der deutschen Zuwanderungspolitik ist ein viel-
schichtiges und spannungsvolles Konzept. Der Beitrag unterscheidet Facetten des 
Integrationsverständnisses und fragt nach damit verbundenen sozialethischen Pro-
blemkernen. Zur normativen Orientierung werden die Kriterien Anerkennung und 
Beteiligung eingeführt und zentrale Felder der politischen und gesellschaftlichen 
Umsetzung identifi ziert. Aus Gerechtigkeitsgründen darf eine an den Interessen der 
Einwanderungsgesellschaft orientierte Integrationspolitik nicht von migrationspoli-
tischen und entwicklungspolitischen Aspekten isoliert werden.

Marianne 
Heimbach-Steins
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Schwerpunktthema

kein Einwanderungsland, endlich zu 
Gunsten einer realistischeren Sicht auf 
die faktische Einwanderungssituation 
und die daraus folgenden politischen 
Herausforderungen überwunden. Der 
Koalitionsvertrag der Großen Koa-
lition vom November 2005 bezeich-

net Integration als „Querschnittsauf-
gabe vieler Politikbereiche“ (117), und 
der Sachverständigenrat für Zuwan-
derung und Integration stellt fest, dass 
unter den Bedingungen von Globali-
sierung und demografi scher Entwick-

lung „Zuwanderungssteuerung und 
Integrationspolitik […] zu den wich-
tigsten Gestaltungsaufgaben der Ge-
genwart und Zukunft unseres Landes“ 
gehören (2004, 1).

Der neue integrationspolitische 
Konsens darf aber nicht darüber hin-
wegtäuschen, dass mit „Integration“ 
sehr unterschiedliche Konzepte und 
Zielvorstellungen assoziiert werden 
und dass die Stimmung in Teilen der 
Bevölkerung der politischen Program-
matik kaum entspricht. Der folgende 
typisierende Überblick verschiedener 
Varianten des Integrationsverständnis-
ses soll der Orientierung dienen und 
helfen, sozialethische Herausforderun-
gen zu orten.

für das Gelingen von Integration ein-
bezogen. Mit der Betonung der Lang-
fristigkeit wird der Druck auf die Ein-
wanderer reduziert, sich in kurzer Zeit 
an eine (möglicherweise abweisende) 
neue gesellschaftliche Realität an-
passen zu müssen. Dieses Grundmo-
dell lässt aber vielfältige Akzentset-
zungen zu; ich stelle vier Varianten 
vor, die keineswegs spannungsfrei zu-
einander stehen:

(1) „Integration soll soziale Ausgren-
zung überwinden und selbständige Le-
bensführung ermöglichen.“
„Integration zielt darauf, dass Men-
schen sich ihren Begabungen, ihrem 
Leistungsvermögen und ihrer Leis-
tungsbereitschaft entsprechend mög-
lichst uneingeschränkt und eigen-
ständig entfalten können und dass sie 
diskriminierungsfrei arbeiten und le-
ben können. Bezogen auf den einzel-
nen Zuwanderer ist es das Ziel von In-
tegration, ein selbstbestimmtes Leben 
führen zu können und als zugehörig 
akzeptiert zu werden“ (Sachverständi-
genrat für Migration und Integration 
2004, 8). Über die Garantie von Dis-
kriminierungsfreiheit – also forma-
ler Gleichheit – hinaus hat die Politik 
„Rahmenbedingungen für eine inte-
grationsfreundliche Gesellschaft“ zu 
schaffen. Integrationspolitischer „Er-
folg“ bemisst sich einerseits nach der 
Leistungsbereitschaft der Zuwande-
rer, andererseits nach den Chancen 
gleichberechtigter Teilhabe und an der 
Überwindung von Armut und sozialer 
Ausgrenzung (Zitate: Zweiter Armuts- 
und Reichtumsbericht der Bundesre-
gierung, 196–200; zur Schaffung po-
litischer Rahmenbedingungen für die 
erfolgreiche Wahrnehmung gesamt-
gesellschaftlicher Integrationsverant-

2 Die lang gehegte politische Doktrin, Deutschland sei kein Einwanderungsland, hat 
ein solches asymmetrisches Verständnis massiv unterstützt. 

3 Vieles, was typisch für ein solches assimilatorisches Verständnis ist, kann exempla-
risch studiert werden an dem „Gesprächsleit faden für die Einbürgerungsbehörden“ (Sep-
tember 2005), wie er vom Land Baden-Württemberg vorgelegt und seit Anfang 2006 auf 
Landesebene eingesetzt wird. „Dieser Leitfaden ist durchgängig von einer skeptischen 
Grundhaltung hinsichtlich der Integrationsfähigkeit und verfassungspolitischen Loyalität 
muslimischer Einwanderungswilliger geprägt“ (Bielefeldt 2007, 184).

Ich unterscheide zunächst grob zwei ge-
genläufi ge Positionen und werde dann 
die zweite, die der neuen politischen Li-
nie zugrunde liegt, weiter differenzie-
ren. Wie bei allen Typisierungen gilt 
auch hier: Analytisch zu unterschei-
dende Typen treten in der politischen 
Wirklichkeit nicht trennscharf geschie-
den auf. Mit Überschneidungen und 
Mischformen ist zu rechnen.

Position A: „Integration fordert Assi-
milation“ 
Typisch für ein assimilatorisches Ver-
ständnis von Integration ist die Kon-
frontation eines Gruppen-Wir mit den 
Anderen / Fremden: Letztere müssen 
integriert werden bzw. sich integrie-
ren; sie allein haben eine Bringschuld. 
Gleichzeitig werden die Hürden hoch 
gelegt: die „Fremden“ sind nicht wirk-
lich erwünscht.2 Die Politik hat nach 
dieser Auffassung vor allem ein Regel-
werk zu schaffen, das die von den In-
tegrationswilligen zu überwindenden 
Hürden defi niert sowie sicherstellt, 
dass die Einhaltung der Spielregeln 
durch die Zuwanderer kontrolliert und 
Regelverstöße sanktioniert werden. Die 
Position zielt auf Abwehr der Ande-
ren / Fremden; sie ist defi zitorientiert 

(die Anderen sind nicht so „wie wir“) 
und folgt zudem häufi g einer Herme-
neutik des Verdachts (die Anderen wol-
len sich gar nicht integrieren).3

Weder wird in diesem Verständnis 
eingeholt, dass Menschen, die in be-
stimmter Hinsicht „anders“ sind als 
die Mehrheitsbevölkerung, auch ei-
ne Bereicherung für die Gesellschaft 
darstellen können, noch wird gewür-
digt, dass diese „Anderen“ als Personen 
fundamental „gleich“ sind und auch 
als „Fremde“ grundlegende (juristische 
wie moralische) Rechte genießen (vgl. 
Lesch 1997, 158). 

Position B: „Integration ist ein wechsel-
seitiger gesellschaftlicher Prozess von 
langer Dauer“ 
Wenn Integration als wechselseitiger 
Prozess verstanden wird, werden alle 
Beteiligten – auch die alteingesessene 
Bevölkerung – in die Verantwortung 

Integration – Facetten eines politischen Begriffs

 Mit „Integration“ werden 
sehr unterschiedliche 
Konzepte assoziiert
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Zuwanderung und Integration

wortung vgl. das Schaubild ebd. 196). 
Integration bedeutet hier soziale und 
ökonomische Inklusion. 

(2) Integration als „aufgeklärter Mul-
tikulturalismus“ 
Eine andere Akzentsetzung betont die 
ethnisch-kulturelle Vielfalt einer Ein-
wanderungsgesellschaft: So wirbt Hei-
ner Bielefeldt für einen aufgeklärten 
Multikulturalismus: „Eine Gesellschaft, 
die sich menschenrechtlicher Freiheit 
verpfl ichtet fühlt, kommt unter den 
Bedingungen moderner Migrations-
bewegungen […] nicht daran vorbei, 
ein prinzipiell affi rmatives Konzept 
für den Umgang mit kultureller Viel-
falt auszubilden und sich in diesem 
Sinne auch offensiv als multikulturelle 
Gesellschaft zu verstehen“ (Bielefeldt 
2007, 18). Schlüssel zu einem solchen 
Konzept seien die Menschenrechte als 
normatives Fundament gleicher Frei-
heiten, an dem die Gestaltung der ge-
sellschaftlichen Institutionen Maß zu 
nehmen habe. Ein aufgeklärt-multi-
kulturalistisches Konzept von Inte-
gration wird daher besonders gesell-
schaftlich-kulturelle Strategien eines 
freiheitlichen Umgangs mit kulturel-
ler Pluralität postulieren. 

(3) „Integration liegt im Interesse der 
aufnehmenden Gesellschaft.“ 
Wer vom Interesse der aufnehmenden 
Gesellschaft an Integration ausgeht, 
setzt potenzialorientiert an und sieht 
in der eingewanderten Bevölkerung ei-
ne Bereicherung: Aus wohlverstande-
nem Eigeninteresse wird die Einwan-
derungsgesellschaft die Integration der 
Einwanderer aktiv unterstützen. Das 
Interesse bezieht sich dabei aber nicht 
auf die einwandernden Personen als 
solche, sondern auf die gesellschaft-
lich nutzbaren – demografi schen und 
ökonomischen – Ressourcen, die sie re-
präsentieren. Integration von Zuwan-
derern wird damit auf „nützliche“ oder 
„erwünschte“ (Arbeits-)Migranten li-
mitiert. Zweifellos ist Nutzenorientie-
rung ein legitimes und nicht nur öko-
nomisch sinnvolles Kriterium; es kann 

die gesellschaftliche Akzeptanz von In-
tegrationspolitik fördern. Exklusiv an-
gewandt, leistet es aber einer bedenk-
lichen Verkürzung in der Migrations- 
und Integrationspolitik Vorschub; das 
geltende Zuwanderungsrecht verfolgt 
eine entsprechende Tendenz, wenn es 
eine „generelle Stärkung der Zuwan-
derungsbegrenzung auf Kosten einer 
gezielten und damit ohnehin immer 
auch begrenzenden Zuwanderungs-
förderung“ (Bade 2007, 36) verfolgt. 
Auf die damit verbundene Verkür-
zung macht die vierte Variante auf-
merksam:

(4) „Integration soll alle neu Zuge-
wanderten und länger in Deutschland 
lebenden Menschen mit Migrationshin-
tergrund einbeziehen.“ 
Die Betonung der humanitären Ver-
antwortung gegenüber Zuwanderern 
bildet ein Korrektiv zu einer nutzen-
orientierten Integrationspolitik.4 Da-
mit wird die Notwendigkeit nachho-
lender Integration für die seit langem 
in Deutschland lebenden, aber nicht 
oder nur unzureichend integrierten 
Zuwanderer hervorgehoben; wichtig 
ist die Einsicht, dass Integrationsde-
fi zite nicht allein den schlecht inte-
grierten Zuwanderern anzulasten sind, 
sondern die Folgen einer Politik spie-
geln, die über sehr lange Zeit die In-
tegration der Zugewanderten vernach-
lässigt hat. Deshalb ist „nachholende 
Integration […] die wichtigste Säu-

le der Integrationspolitik in Deutsch-
land“ (Bade 2007, 38). 

Auch die Trennung von Flücht-
lings- und Einwanderungspolitik wird 
in Frage gestellt: Diese Trennung war 
notwendig und richtig, um in Deutsch-
land überhaupt eine Einwanderungs-
politik zu etablieren und eine vernünf-
tige Alternative zu dem Nadelöhr 
„Asylrecht“ zu schaffen. Aber das Pos-
tulat, Flüchtlinge nach den Genfer 
Konventionen zu behandeln, betrifft 
nur politische Flüchtlinge; angesichts 
des wachsenden Problems der sog. Ar-
mutsmigranten reicht die Alternative 
Flüchtlingsrecht vs. Einwanderungspo-
litik nicht mehr aus, um eine gegen-
über den Migranten humane und für 
die aufnehmende Gesellschaft sozial-
verträgliche Strategie zu entwickeln. 
Denn Armutsmigranten sind weder 
Flüchtlinge im Sinne der Genfer Kon-
ventionen noch sind sie – offi ziell5 – 
„erwünschte“ Einwanderer. Humani-
täre Aspekte geltend zu machen, steht 
offenkundig in Spannung zur aktu-
ellen integrationspolitischen Linie, 
kann aber in einer sozialethischen Re-
fl exion nicht ausgeblendet werden.

Integration in die Gesellschaft 
– Integration der Gesellschaft

In der vorgeschlagenen Typisierung 
spiegelt sich eine Doppelsinnigkeit, 
die für die soziologische Integrations-

4 Beispielhaft sei auf das Positionspapier des DCV „Zuwanderung und Integration ge-
stalten – Zukunft gewinnen. Bausteine für ein zukunftsfähiges Integrationsprogramm für 
Deutschland“ (2004) verwiesen, das die Notwendigkeit markiert, Integration als gesamtge-
sellschaftlichen Prozess so zu gestalten, dass umfassende Beteiligungsmöglichkeiten rea-
lisiert, zugleich aber auch Menschen ohne regulären Aufenthaltsstatus (also Zuwanderer, 
die aufenthaltsrechtlich illegal im Land leben) einbezogen werden. Vgl. dazu die sozial-
ethische Studie Fisch 2007. – Das Wort der Deutschen Bischöfe zur Integration von Mi-
granten (DBK 2004) nimmt das Thema der sog. Illegalen nicht auf. 

5 Gleichwohl ist deutlich, dass gerade „illegale“ Migranten in bestimmten, schlecht do-
tierten Sektoren des Arbeitsmarktes dringende Bedarfe decken, oft unter ausbeuterischen 
und/oder unsicheren Bedingungen. Diese Konstellationen werden behördlicherseits viel-
fach geduldet, weil „reguläre“ Lösungen nicht in Sicht oder jedenfalls viel teurer wären. 
Dennoch ist dieser Zustand nicht gutzuheißen, weil er mit Rechtsunsicherheit und men-
schenrechtlichen Defi ziten für die „irregulären“ Arbeitsmigrantinnen (gerade in diesem Be-
reich ist der Frauenanteil enorm hoch) verbunden ist und teils sklavereiähnliche Verhält-
nisse entstehen lässt; vor allem im Reinigungs- und Gastgewerbe und – in wachsendem 
Maße – im Bereich der privaten Pfl ege ist das Problem akut.
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Aussehen, leben nach anderen Sit-
ten, kulturellen Prägungen und reli-
giösen Bindungen. Sie gehören nicht 
von Geburt an dazu, sondern wollen 
aufgrund einer bestimmten Entschei-
dung Mitglieder dieses Gemeinwesens 
werden. Für diejenigen, die „schon im-
mer“ da waren und Zugehörigkeit als 
eine Art Besitzstand betrachten, stel-
len sie durch ihr Hier-Sein-und-Blei-
ben-Wollen die provozierende Frage: 
Woran entscheidet sich Zugehörigkeit 
zu dieser Gesellschaft? 

Ein sozialethisch qualifi ziertes Kon-
zept gesellschaftlicher  Integration muss 
also die Spannung zwischen persona-
ler Gleichheit und (kultureller) Ver-

schiedenheit auf der Basis eines men-
schenrechtlichen Ansatzes zu gestalten 
versuchen. Diese Spannung kann in 
der Formel „Das Recht, anders zu sein“ 
(vgl. Dallmann 2002) gefasst werden: 
Die Pointe dieses (moralischen) Rechts 
liegt darin, dass es Differenz men-
schenrechtlich, d. h. auf der Basis einer 
fundamentalen Gleichheits norm, absi-
chert. Gleichheit muss pluralitätskom-
patibel, das heißt:  anti-uniformistisch 
konzipiert werden. Anders gesagt: Ein 
nicht assimilatorisches Integrations-
verständnis muss sozialphilosophisch 
auf einem kontextsensiblen Universa-
lismus basieren, der Gleichheit nicht 
als Angleichung an den verabsolutier-
ten Maßstab eines „Gruppen-Wir“ bin-
det (und damit eine partikulare Vor-
stellung des guten Lebens unter der 
Hand universalisiert), sondern die An-
erkennung der Hinzukommenden als 
Anderer mit gleichen personalen Rech-
ten zu begründen vermag (vgl. Lesch 
1997, 158). 

forschung grundlegend ist: Vor jeder 
besonderen Zielgruppenorientierung 
ist Integration eine gesellschaftliche 
Grundfunktion (Integration der Gesell-
schaft); zugleich bezeichnet der Begriff 
eine Spezialaufgabe, die sich in Bezug 
auf verschiedene Personengruppen in 
einer Gesellschaft stellt (Integration in 
die Gesellschaft) (vgl. Bommes 2007, 
3 f.). Beide Ebenen des Integrationsver-
ständnisses müssen zusammengesehen 
werden, um die gestiegenen Herausfor-
derungen ethnisch-kultureller Plura-
lität einer Einwanderungsgesellschaft 
gesellschaftstheoretisch angemessen 
beschreiben und sozialethisch durch-
dringen zu können. 

Als komplexe gesamtgesellschaft-
liche Herausforderung muss Integra-
tion als politische Querschnittsauf-
gabe konzipiert werden. Sie betrifft 
nicht nur die Migrations- und Zuwan-
derungspolitik, sondern auch die Fel-
der der Innen- (Sicherheits-, Rechts-) 
und Sozialpolitik sowie der Bildungs-, 
Arbeitsmarkt-, Familien- und Religi-
onspolitik. Integration kann aber nicht 
von „der Politik“ geleistet werden; Po-
litik kann und muss Rahmenbedin-
gungen schaffen, damit Integration 
in gesellschaftlicher Verantwortung 
gelingen kann. Zur konkreten För-
derung von Integrationsprozessen in 
sozialen Zusammenhängen bedarf es 
der verantwortlichen Mitwirkung ge-
sellschaftlicher Akteure – von Bürger-
initiativen über Wirtschaftsunterneh-
men bis hin zu den Kirchen und ihren 
karitativen Organisationen. Damit ist 
Integration auch in sozialethischer 
Hinsicht ein Querschnittsthema, das 
menschenrechtliche Fragen, Aspekte 
der Verteilungs- und Beteiligungsge-
rechtigkeit sowie Umgang mit Plura-
lität umfasst.

Sozialethische Analyse

Ein sozialethisch tragfähiges Konzept 
von Integration muss die Einwanderer 
ebenso wie die Angehörigen der alt-
eingesessenen Bevölkerung als Träger 

von Menschenwürde und als verant-
wortliche Subjekte ernst nehmen und 
Bedingungen für einen gesellschaft-
lichen Prozess schaffen, der alle be-
teiligt und dazu befähigt, Verhältnisse 
der Anerkennung und Solidarität un-
tereinander zu entwickeln. 

Basiskriterium: Anerkennung

Die Achtung des Personstatus vollzieht 
sich in intersubjektiven und institu-
tionell vermittelten Verhältnissen. Der 
sittliche Anspruch eines jeden Men-
schen als Person muss daher in (men-
schen-)rechtliche Anerkennungsver-
hältnisse übersetzt werden, die auf 
einer fundamentalen Ebene einen Ach-
tungsanspruch und die Realisierung 
grundlegender personaler Rechte ga-
rantieren. Erst nachgeordnet kann über 
differenzierte Beteiligungsrechte ver-
handelt und entschieden werden. 

Die Brisanz dieser Überlegung tritt 
zutage, sobald mitbedacht wird, dass 
diese – vielleicht allzu selbstverständ-
lich anmutenden – ethischen Grund-
anliegen gesellschaftliche Konstellatio-
nen betreffen, die durch offenkundige 

Ungleichheitsverhältnisse charakte-
risiert sind: Einwanderer lassen sich 
im Verhältnis zur alteingesessenen 
Bevölkerung dadurch beschreiben, 
dass sie in mancher Hinsicht „anders“ 
sind: Sie sind neu im Land, von frem-
der Herkunft und Sprache und in ei-
ner Geschichte verwurzelt, die sich von 
derjenigen der alteingesessenen Bevöl-
kerung unterscheidet. Möglicherwei-
se unterscheiden sie sich schon im 

Perspektivenwechsel – ein theologischer Zwischenruf

Diese Herausforderung betrifft jede 
Gesellschaft, die mit Fremden lebt. Un-

ter dem Vorzeichen des Schutzes der 
Fremden als einer ethisch-religiösen 

 Einwanderer und Ein-
heimische müssen als 
Subjekte ernstgenommen 
werden

 Woran entscheidet sich 
Zugehörigkeit zu dieser 
Gesellschaft?
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mische Exklusion zurückzuführen sind 
(vgl. den Beitrag von Katja Neuhoff in 
diesem Heft). Auch Teile der alteinge-
sessenen Bevölkerung leiden aber an 
vergleichbaren Integrationsdefi ziten 
und nehmen Einwanderer deshalb als 
„Konkurrenten“ um soziale Ansprüche 
und um Erwerbsarbeit wahr. Entspre-
chende Ängste „entladen“ sich nicht 
selten in ethnisch-kulturellen Vorurtei-
len (und werden von bestimmten po-
litischen Kräften gezielt instrumenta-
lisiert). 

Zentrale Felder gesellschaft-
licher Beteiligung 

Integration durch Beteiligung wird 
in verschiedenen gesellschaftlichen 
Sphären realisiert; ich skizziere einige 
grundlegende Aspekte und Probleme: 

(1) Recht: Zugehörigkeit als Voraus-
setzung und zugleich als Modus ge-
sellschaftlicher Beteiligung ist das 
primäre Gut, das ein politisches Ge-
meinwesen zu verteilen hat, und die-
ses Gut ist knapp. Sozialphilosophisch 
ist die Frage grundlegend, nach wel-
chen Kriterien Zugehörigkeit gerech-
terweise zu verteilen ist. Der Zufall der 
Geburt erscheint als relativ schwaches 
Argument. Stärker zu gewichten wären 
möglicherweise die Bereitschaft, die 
Ziele und grundlegenden Spielregeln 
der Kooperation dieses Gemeinwesens 
anzuerkennen, und die tatsächliche, 
über eine gewisse Dauer erwiesene 
aktive Mitwirkung am gesellschaft-
lichen Prozess. Nach menschenrecht-
licher Logik darf das grundlegende 
Menschenrecht auf Zugehörigkeit zu 
einer Rechtsgemeinschaft nicht an 
Vorleistungen gebunden werden, zu-
gleich muss aber die Kontinuität des 
gesellschaftlichen Prozesses abgesi-
chert werden. – Daher stellen sich die 
komplexen Fragen des Zuwanderungs- 
und des Einbürgerungsrechts sowie der 

Verpfl ichtung ist das Thema bereits in 
der biblischen Literatur präsent – in 
den alttestamentlichen Gesetzeskorpo-
ra, in den Identität stiftenden Erzäh-
lungen des alten Israel und in paräne-
tischen Texten des Neuen Testaments 
(vgl. Steins 1994). Vorschnelle Paral-
lelisierungen zwischen dem biblischen 
„Damals“ und unserem politischen 
„Heute“ verbieten sich ebenso wie die 
unvermittelte „Ausbeutung“ der Bibel 
als Quelle normativer Ethik. Gleich-
wohl können biblische Grundoptionen 
relevante Orientierungen für eine Ethik 
der Anerkennung und der Integration 
der Fremden bieten. 

Ich greife nur einen Aspekt heraus, 
der für den Aufweis einer Konvergenz 
zwischen sozialphilosophisch-sozial-
ethischer und biblisch-theologischer 
Argumentationsweise aussichtsreich 
erscheint. In späten Texten des Alten 
Testaments fi ndet man bisweilen eine 
Metaphorisierung des Fremdseins, de-
ren Subjekt das Volk Israel selbst ist: 
So wird im Gebet Davids anlässlich 
der Spendenaktion für den Jerusale-
mer Tempel der Status des Menschen 
vor Gott theologisch ausgedrückt in 
der Formulierung „Fremde sind wir 
vor Dir“ (1 Chr 29,15) – gemeint ist: 
vor dem Gott Israels, dem Geber al-
ler guten Gaben. Der Gedanke drückt 

eine grundlegende Voraussetzung für 
die Möglichkeit der ethischen Uni-
versalisierung aus: den Perspektiven-
wechsel, der gelingen kann, wenn sich 
die Subjekte des Sprechens selbst re-
lational defi nieren, sich damit in ge-
wisser Weise relativieren und im Ho-
rizont einer Geschichte verstehen, die 
auch als Geschichte von Fremdheits- 
und Entfremdungserfahrungen zu er-
zählen ist. 

Im Zusammenhang mit den bibli-
schen Bestimmungen zum Schutz der 
Fremden lässt sich folgern: „Die Me-
tapher der Fremdlingschaft klärt als 
(Selbst-)Bezeichnung Israels insge-
samt die theologische Identität der so-
zialen Größe, die in den gesetzlichen 
Weisungen zur Integration des Frem-
den aufgerufen ist“ (Steins 1994, 148). 
Die metaphorische Selbstbeschreibung 
wird zum sozial relevanten Anknüp-
fungspunkt einer Universalisierung des 
Kriteriums „Fremdheit“: Über die „vor 
Gott“ geteilte Eigenschaft des Fremd-
seins wird eine fundamentale Gleich-
heit zwischen den Israeliten und den mit 
ihnen lebenden ‚Fremden‘ hergestellt. 
Darin liegt eine Pointe des biblischen 
Ethos, von der ausgehend eine Konver-
genz mit dem sozialethischen Basiskri-
terium menschenrechtlicher Anerken-
nung aufgewiesen werden kann. 

Gerechte Beteiligungschancen – Ausdruck menschenrechtlicher 
Anerkennungsverhältnisse

Faire Beteiligungsmöglichkeiten sind 
konkreter Ausdruck menschenrecht-
licher Anerkennungsverhältnisse. Es 
genügt nicht, ein Nebeneinander ver-
schiedener Entwürfe guten Lebens 
formal zuzulassen: Das wäre ein re-
duktionistisches Verständnis von An-
erkennung. Notwendig ist ein Mindest-
maß an Beteiligung und Kooperation 
in der Erarbeitung gesellschaftlicher 
Projekte und politischer Strategien, 
im Ringen um zivilisierte Konfl iktaus-
tragung und um elementare gemein-
same Vorstellungen über Modalitäten 
und Zielsetzungen gesellschaftlichen 

Zusammenlebens. Das ist aber nur 
möglich, wenn faire Chancen auf ei-
ne selbstverantwortliche Lebensfüh-
rung durch Bildungsbeteiligung und 
Erwerbsbeteiligung allen offen stehen 
und sozialer Ausgleich gravierender 
sozialer Disparitäten garantiert wird. 

Ergebnisse empirischer Untersu-
chungen zeigen, dass Integrationsde-
fi zite bei Menschen mit Migrations-
hintergrund in der Regel nicht durch 
die Migrationssituation allein bedingt 
sind, sondern komplexere Ursachen 
haben, die auf Beteiligungsdefi zite und 
daraus folgende soziale bzw. ökono-

 Auch Teile der alteingeses-
senen Bevölkerung leiden 
an Integrationsdefi ziten
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Modalitäten eines legalen Aufenthaltes 
unterhalb des Bürgerstatus. Sie zu lö-
sen ist wichtig, weil damit Grundvor-
aussetzungen gesellschaftlicher Teilha-
be eröffnet (oder verweigert) werden.

(2) Bildungssystem, Arbeitsmarkt 
und Sozialsysteme: Um Einwande-
rer und ihre Familien konkret dazu 
zu befähigen, selbstverantwortlich 
und sozial eingebettet in der Gesell-
schaft zu leben, sind die Beteiligung 
an Bildung und der Zugang zu Er-
werbsmöglichkeiten notwendig. Die 
Chancen von Einwandererkindern, in 
der Gesellschaft Fuß zu fassen, hän-
gen entscheidend davon ab, ob und 
wie die Integration in das Bildungs-
system gelingt. Auch für erwachsene 
Einwanderer ist der Erwerb von Bil-
dungsgütern – allem voran: Sprach-
kompetenz – ein zentrales Kriterium 
gesellschaftlicher, zumal ökonomischer 
Beteiligungschancen. Für große Teile 
der Migrationsbevölkerung ist diese 
Voraussetzung prekär – und zwar 
in signifi kant höherem Maß als für 

Angehörige der alteingesessenen Be-
völkerung; hier liegen erhebliche Ge-
rechtigkeitsprobleme.

(3) Sozial-kulturelle Ebene: Re-
levant für gesellschaftliche Beteili-
gung der Einwanderer ist schließlich 
die Möglichkeit, Potenziale der „mit-
gebrachten“ Kultur in der neuen Le-
benswelt zu leben und zugleich ein 
positives Verhältnis zur Aufnahme-
gesellschaft entwickeln zu können. 
Integration hängt deshalb auch da-
von ab, ob zwischen Alteingesessenen 
und Einwanderern ein Prozess in Gang 
kommt, in dem Begegnung, Austausch 
über das gegenseitig (!) als fremd Er-
fahrene und günstigenfalls Verstehen 
gedeihen können. 

Der Umgang mit Pluralität und Par-
tikularität der Vorstellungen vom guten 
Leben in einem gegebenen gesellschaft-
lichen Kontext birgt notwendigerweise 
Konfl iktpotenzial. Das Postulat men-
schenrechtlicher Anerkennung gilt 
zwar in Bezug auf jede konkrete Person 
unbedingt, aber nicht alles, was parti-

kulare Vorstellungen vom guten Leben 
behaupten, kann oder muss in einer be-
stimmten Gesellschaft tatsächlich zu-
gelassen werden. Spannungen müs-
sen in einem universal vermittelbaren 
normativen Rahmen bearbeitet und 
limitiert werden (z. B. im Bereich Fa-
milie / Familienstrukturen, Geschlech-
terrollen, Sexualnormen); partikulare 
Ansprüche müssen einer Verträglich-

keitsprüfung mit anderen, möglicher-
weise konkurrierenden, menschen-
rechtlichen Ansprüchen unterworfen 
werden. Da Integrationsprozesse Ver-
änderungen auf allen Seiten der Ge-
sellschaft bewirken, ist allerdings damit 
zu rechnen, dass das gesellschaftliche 
Regelwerk selbst im Prozess der Inte-
gration Veränderungen erfährt (heute 
wird das z. B. im Bereich des Religions-
rechtes deutlich). 
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L I T E R A T U R

 Der Umgang mit Plura-
lität birgt notwendiger-
weise Konfl iktpotenzial
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von Zuwanderern sind so zu bearbei-
ten, dass individuelle menschenrecht-
liche Ansprüche der Betroffenen ge-
wahrt werden. 

(5) Nationale Integrationsinteres-
sen müssen in ein faires Verhältnis 
zu den Gerechtigkeitsansprüchen der 
Migranten gebracht werden. Integrati-
onspolitik darf deshalb nicht aus dem 
größeren Bezugsrahmen von Migra-
tions- und Entwicklungspolitik ge-
löst werden. Zuwanderungs- und In-
tegrationspolitik in Deutschland und 
der EU einerseits und Entwicklungs-
zusammenarbeit zur Verbesserung der 
Lebensbedingungen und der Chancen 
politischer und ökonomischer Par-
tizipation in den Herkunftsländern 
anderer seits sind zwei Seiten ein und 
derselben Medaille.

Marianne Heimbach-Steins (geb. 
1959), Dr. theol., Professorin für Christ-
liche Soziallehre und Allgemeine Re-
ligionssoziologie an der Fakultät Ka-
tholische Theologie der Universität 
Bamberg; Forschungsschwerpunkte: 
Menschenrechtsethik, Sozialethik der 
Bildung, Religionspolitik, Genderfragen; 
wichtige Veröffentlichungen: Christli-
che Sozialethik. Ein Lehrbuch, 2 Bände, 
Regensburg 2004/2005; Hg. mit G.  Kruip 
und A. B. Kunze, Das Menschenrecht 
auf Bildung und seine Umsetzung in 
Deutschland: Diagnosen – Refl exionen 
– Perspektiven, Bielefeld 2007; Men-
schenrechte im „Gender-Test“. Frauen-
rechte zwischen Universalanspruch und 
soziokultureller Implementierung, in: 
Braunmühl/Heimbach-Steins/Müller/
Schorlemmer, Frauen – Gewinnerinnen 
oder Verliererinnen der Globalisierung? 
(Globale Solidarität – Fragen einer neu-
en Weltkultur), Stuttgart 2007, 39–66.

KURZBIOGRAPHIE
Integration – migrationsethische Einbettung

Sozialethisch gesehen darf Integration 
nicht aus dem Gesamtzusammenhang 
der Migrationspolitik gelöst und Mi-
grationspolitik nicht auf Integrations-
politik enggeführt werden. Die Folge 
wäre – ob aus ökonomischen oder si-
cherheitspolitischen Erwägungen oder 
einer Kombination beider – eine rigo-
rose Abschottung gegenüber solchen 

Migrantengruppen, die als schwer in-
tegrierbar oder „nicht nützlich“ gel-
ten. Zwar ist es aus verantwortungs-
ethischen Erwägungen notwendig, 
Folgen der Zuwanderung für die Ein-
wanderungsgesellschaft abzuwägen, 
demografi sche, ökonomische wie kul-
turelle Potentiale der Einwanderung zu 

nutzen und Gefahren für den sozialen 
Zusammenhalt abzuwehren. 

Aber eine exklusiv nutzenorien-
tierte Betrachtungsweise droht die 
humanitäre Verantwortung gegen-
über Armutsmigranten (und anderen 
Verlierern der Globalisierung) und zu-
gleich die nicht wünschbaren Folgen 
„erwünschter“ Zuwanderung in den 
Herkunftsländern (Stichwort: brain 
drain) zu vernachlässigen. Im Sinne 
der Beteiligungsgerechtigkeit ist da-
her sozialethisch zu fordern, dass der 
Frage- bzw. Problemhorizont hinrei-
chend weit offen gehalten, die größere 
Dimension der migrationspolitischen 
Herausforderung nicht vorschnell aus-
geblendet und die Perspektive nicht 
auf Kosten derjenigen Migranten ver-
kürzt wird, die einen Anspruch auf So-
lidarität haben, auch wenn es triftige 
Gründe gibt, sie nicht als Einwande-
rer zuzulassen. 

Fazit

(1) Integration ist zugleich eine gesell-
schaftliche Grundfunktion (Integra-
tion der Gesellschaft) und eine Spe-
zialaufgabe, die sich in Bezug auf 
verschiedene Personengruppen, u. a. 
Migranten / Menschen mit Migrations-
hintergrund, stellt (Integration in die 
Gesellschaft). Daraus folgt, dass Inte-
gration nicht zu einem „Migranten-
problem“ verkürzt werden darf.

(2) Integration ist vielmehr Quer-
schnittsaufgabe von Politik und zivil-
gesellschaftlicher Verantwortung. Sie 
schließt rechtlich-institutionelle In-
strumente ebenso ein wie die ökono-
mische, soziale, politische und kultu-
relle Partizipation der Einwanderer. 
Staatliche Verantwortung für die 
Schaffung integrationsfördernder Rah-
menbedingungen und die Verantwor-
tung gesellschaftlicher Akteure (u. a. 
der Kirchen und ihrer karitativen Or-

ganisationen) zur konkreten Förderung 
von Integrationsprozessen müssen in-
einander greifen. 

(3) Ethische Fundamentalkriterien 
für den gesellschaftlich offenen Pro-
zess der Integration sind Anerkennung 
jeder beteiligten und betroffenen Per-
son, was eine Vielfalt der Vorstellun-
gen vom guten Leben und damit die 
grundsätzliche Bejahung kultureller 
Pluralität einschließt, und faire Betei-
ligungschancen aller an Bildung, Er-
werbstätigkeit, politischer Mitbestim-
mung, kulturellem und religiösem 
Ausdruck. 

(4) Auf dieser menschenrechtlichen 
Grundlage ist das sozialverträgliche 
Maß gesellschaftlich-kultureller Plu-
ralität auszuhandeln. Anerkennungs-
konfl ikte zwischen den Normen der 
Einwanderungsgesellschaft und kultu-
rellen / traditionalen Gruppeninteressen 

 Integration nicht aus 
dem Gesamtzusammen-
hang der Migrations-
politik lösen

amos 03_2007 - endfassung - seit9   9amos 03_2007 - endfassung - seit9   9 23.07.2007   14:59:5023.07.2007   14:59:50



AMOS 1. Jg. (2007) Heft 310

Migration weltweit  Nach Schätzun gen internationaler Or-
ganisationen lebten 2005 rund 190 Millionen Menschen bzw. 
knapp drei Prozent der Weltbevölkerung befristet oder dauer-
haft in anderen Ländern (Quelle: Bericht der Weltkommission 
für Internationale Migration). 

Unter Migration lassen sich ganz allgemein Wanderungsbe-
wegungen verstehen, die zu einer Verlagerung des Lebensmit-
telpunkts führen. So allgemein gefasst ist der Begriff jedoch 
kaum brauchbar. Mit Blick auf die betroffenen Menschen und 
Länder bedarf es einiger Unterscheidungen:

Wer migriert? 
Von Binnenmigration spricht man, wenn es Inländer sind, die 
etwa vom Land zur Stadt oder aus Krisenregionen in andere 
Landesteile migrieren. Erreichen die Wandernden ein anderes 
Land, so handelt es sich um grenzüberschreitende Migration. 
In der Europäischen Union wird darüber hinaus zwischen Eu-
ropäern und Staatsangehörigen außerhalb der EU unterschie-
den, weil Europäer innerhalb Europas Freizügigkeit genießen 
(europäische Binnenmigration).

Binnenmigration in Deutschland  Die Zuwanderung aus den 
neuen Bundesländern (ohne Berlin) ins alte Westdeutschland 
ist seit der Wiedervereinigung höher als umgekehrt. Seit 2001 
schwächt sich dieser Trend zwar ab, doch sind von 1991 bis 
2005 fast eine Million, vor allem junge Leute und insbeson-
dere Frauen, in die alten Bundesländer abgewandert (Quel-
le: destatis.de).

Warum migrieren Menschen?
Die Antworten sind so vielfältig wie die Menschen selbst und 
die Motive mischen sich mitunter. Die Hauptursachen sind:
• Fluchtmigration wegen politischer Verfolgung, ökologischen 

Katastrophen, Kriegen und Konfl ikten
• Ehegatten- und Familiennachzug wegen des Wunsches nach 

Familieneinheit
• Arbeitsmigration als aktive Suche nach Arbeit oder auf-

grund der Anwerbung als Arbeitskraft

Weitere Gründe sind die Neugier auf andere Länder oder der 
Wunsch, an einer bestimmten Fakultät zu studieren.

Weltweit auf der Flucht  Der UNHCR schätzt für 2006 die 
Zahl der von Fluchtmigration Betroffenen auf 32,9 Millionen. 
Diese Zahl umfasst Flüchtlinge, Binnenvertriebene, Asylsuchen-
de, Rückkehrer und andere. Die 9,9 Millionen Flüchtlinge werden 
überwiegend von Entwicklungsländern aufgenommen, die 0,6 
Millionen Asylsuchenden verteilen sich auf Europa (0,3 Mio.), 
Afrika (0,16 Mio.), Nord- und Südamerika (0,08 Mio.) u. a. (Quel-
le: „2006 Global Refugee Trends“ unter: unhcr.de). 

Wie lange bleiben Zuwandernde?
Richten sich Menschen auf Dauer in einem anderen Land ein, so 
spricht man von dauerhafter Migration, verbleiben sie nur zeit-
weilig, handelt es sich um temporäre Migration, wandern sie hin 
und her zwischen zwei Ländern heißt dies Pendelmigration.

Stichwort Migration: Facetten eines schillernden Begriffs

Zu- und Fortzüge in Deutschland: Der Wanderungssaldo für 
2006 weist 52.000 fortziehende Deutsche und 74.000 zuzie-
hende Ausländer(innen) auf. 1997 und 1998 verließen mehr 
Ausländer(innen) Deutschland als hinzuzogen, nämlich 22.000 
bzw. 34.000 Personen (Quelle: destatis.de).

Welche aufenthaltsrechtlichen Statusunterschiede gibt es?
Grundlegend ist die Unterscheidung nach dem Rechtsstatus 
zwischen Staats bürger(inne)n und Menschen mit einem Auf-
enthaltsstatus oder einer Duldung. Letztere Gruppe sind z. B. 
anerkannte Asylbewerber(innen) oder solche, die Abschiebe-
schutz erhalten. Davon zu unterscheiden sind Menschen ganz 
ohne Aufenthaltsstatus („Illegale“), denn sie leben ohne offi -
zielle Duldung im Land.

Aufenthaltsstatus durch die Anerkennung als Asyl bewerber(in)  
66 Asylbewerber(innen) erhielten in Deutschland die volle An-
erkennung als Asylberechtigte im ersten Drittel des Jahres 
2007, 808 eine Duldung aufgrund von Abschiebehindernissen. 
46 % der Bewerber(innen) um Asyl in Deutschland waren un-
ter 16 Jahre jung, insgesamt 68 % unter 25 Jahre alt (2005) 
(Quelle: www.BAMF.de).

Wen bezeichnet der Begriff „Menschen mit Migrationshinter-
grund“?
Spricht man von Menschen mit Migrationshintergrund (oder 
mit Zuwanderungsgeschichte), dann verbergen sich dahinter 
neben ‚klassischen‘ Zuwanderern auch
• zurückgekehrte deutschstämmige Spätaussiedler aus Ost-

europa, 
• eingebürgerte oder als Deutsche geborene Staatsbürger, die 

selbst oder deren Eltern zugewandert sind,
• in Deutschland geborene Ausländer, die hier aufgewachsen 

sind, aber nicht als Einheimische gelten, weil ihre Eltern zu-
gewandert und nicht eingebürgert sind.

Deutschland und seine Menschen mit Migrationshintergrund  
Im Jahr 2005 lebten 15,3 Millionen Menschen mit Migrations-
hintergrund in Deutschland und machten damit 18,5 % der Ge-
samtbevölkerung aus (Quelle: destatis.de).

Welche Ausländer(innen) leben in Deutschland?
Zahlen zum Ausländeranteil in Deutschland umfassen die aus-
ländische Wohnbevölkerung, nicht jedoch die in keiner amt-
lichen Statistik erfassten Menschen ohne Aufenthaltsstatus. 
Auch Touristen und in Deutschland stationierte ausländische 
Streitkräfte fallen nicht unter die Wohnbevölkerung, obwohl 
Vergehen dieser Gruppen in die Ausländerkriminalstatistik ein-
fl ießen. Nicht (mehr) zum Ausländeranteil zählen Neu-Einge-
bürgerte und Spätaussiedler.

Deutschland und seine Ausländer (innen): Im Jahr 2005 leb-
ten 6,8 Millionen Ausländer(innen) in Deutschland und mach-
ten damit 8,2 % der Gesamtbevölkerung aus. Von diesem Anteil 
sind die häufi gsten ausländischen Bevölkerungsgruppen nach 
Staatsangehörigkeiten die EU-Staaten (31,7 %) und die Türkei 
(26,1 %) (Quelle: BAMF). 

Andreas Fisch
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Zuwanderung und Integration

Migration spielte in der Geschich-
te Europas seit jeher eine bedeu-

tende Rolle. Im 21. Jahrhundert sieht 
sich der Kontinent vor eine doppel-
te Herausforderung gestellt: Einstige 
Auswanderungsländer mutierten zum 
Ziel von Immigranten aus der süd-
lichen Erdhalbkugel, die ihre Heimat 
aus verschiedenen Gründen verlassen, 
während sich gleichzeitig in den euro-
päischen Staaten ein einschneidender 
demografi scher Wandel vollzieht. Die 
Staaten betrachten es bis heute als ihr 
souveränes Recht, Zuwanderung zum 
Staatsterritorium zu kontrollieren. 

Während für Menschen, die an Leib 
und Leben bedroht sind, dieses Recht 
der Aufnahmegesellschaft hinter das 
fundamentale Interesse existentiell be-
drohter Menschen zurücktreten muss, 
kann bei denjenigen, die ausschließ-
lich ihre wirtschaftliche Lage verbes-
sern wollen, durchaus eine stärkere 

Das deutsche 
Zu wanderungsrecht 
im europäischen Kontext 
Aktuelle Situation und 
sozialethisch relevante Probleme

Markus Babo

Die EU ist als Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts konzipiert. Ein kri-
tischer Blick auf das Zuwanderungsrecht zeigt jedoch, dass davon hauptsächlich Bür-
ger der EU- und EFTA-Staaten profi tieren, während Drittstaatsangehörige unter Ge-
neralverdacht stehen und einer Reihe von Restriktionen unterworfen sind − wenn es 
ihnen überhaupt gelingt, in diesen privilegierten Raum einzudringen. Das Asylrecht 
wurde bedenklich eingeschränkt, Familiennachzug erschwert und Wirtschaftsmigra-
tion weitgehend auf Hochqualifi zierte und fi nanzkräftige Investoren beschränkt, die 
jedoch wenig attraktive Aufnahmebedingungen vorfi nden. Ein solches Migrations-
recht wird weder den betroffenen Menschen noch der Verantwortung gegenüber an-
deren Staaten oder der demografi schen Entwicklung der EU gerecht.

Selektion nach Kriterien des Aufnah-
melandes angemessen sein. 

Unter denjenigen, die an Leib und 
Leben bedroht sind, werden die poli-
tisch Verfolgten privilegiert, während 
beispielsweise Menschen, die vor ei-
ner Hungersnot oder vor der klima-
bedingten Dürre in Zentralafrika fl ie-
hen, schnell als Wirtschaftsfl üchtlinge 
abgestempelt werden, wenn sie denn 
(was in der Regel nicht der Fall ist) 

in westliche Industrieländer kommen. 
Dies macht deutlich, dass die gän-
gigen völkerrechtlichen Instrumenta-
rien ebenso wie der Asylbegriff in den 
einzelstaatlichen Rechtssystemen vor-
nehmlich angesichts europäischer Pro-

bleme entstanden und den heutigen 
globalen Herausforderungen nur be-
dingt gerecht werden. 

Ein relativ junges Phänomen ist das 
gegenwärtige Ausmaß der Immigration-
(sversuche) in den europäischen Raum, 
das die Defi zite des Nordens bei der 
Wahrnehmung internationaler Verant-
wortung offenkundig macht. Wird die 
Zuwanderungskontrolle sehr restriktiv 
gehandhabt, besteht eine moralische 
Verpfl ichtung der Industriestaaten zu 
verstärkter Solidarität in anderen Be-
reichen (wie etwa der Entwicklungs-
zusammenarbeit), damit die Ursachen 
erzwungener Migration effektiv be-
kämpft werden können. 

Das Zuwanderungsrecht muss der 
Verantwortung eines Staates gegen-
über anderen Ländern, den eigenen 
Bürgern und den konkret betroffenen 
Migranten gerecht werden. Ob und wie 
dies die EU und die Bundesrepublik 
Deutschland umsetzen, soll im Fol-
genden untersucht werden.

Europa vor neuen Herausforderungen

 Bei Wirtschaftsmigration 
stärkere Selektion nach 
Kriterien des Aufnahme-
landes legitim
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Schwerpunktthema

Im Zuge der Entwicklung des euro-
päischen Binnenmarktes haben sich 
die beteiligten Staaten zunächst aus-
schließlich mit der Freizügigkeit in-
nerhalb des europäischen Wirt-
schaftsraumes befasst. Bereits in den 
Römischen Verträgen von 1957 wur-
de als Ziel der damaligen Europä-
ischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) 
der freie Personen-, Dienstleistungs- 
und Kapitalverkehr festgeschrieben. 
Gut zwei Jahrzehnte später wurde die 
Idee der Personenfreizügigkeit über 
den Kreis der Erwerbstätigen hinaus 
ausgedehnt. Mit der Einheitlichen Eu-
ropäischen Akte (1986) sollten dann 
Einreise und Aufenthalt von Dritt-
staatsangehörigen zwischen den Staa-
ten der EG koordiniert werden, wobei 
die Staaten in ihrer Zulassungspolitik 
souverän blieben und eine einheitliche 
europäische Zuwanderungspolitik of-
fensichtlich zunächst weder beabsich-
tigt noch realisierbar war.

Parallel dazu wurde im Rahmen des 
„Europas der zwei Geschwindigkeiten“ 
1985 das „Schengener Abkommen“ 
und 1990 das „Schengener Durchfüh-
rungsübereinkommen“ zwischen den 
Regierungen der Benelux-Wirtschafts-
union, der Bundesrepublik Deutsch-
land und der Französischen Republik 
unterzeichnet; in den folgenden Jah-
ren wurde der Schengen-Besitzstand 
auf weitere Staaten (z. B. Italien, Spani-
en, Portugal, Griechenland, Österreich, 
Dänemark, Finnland, Schweden sowie 
die Nicht-EU-Staaten Island, Norwe-
gen und voraussichtlich ab 2008 die 
Schweiz) ausgedehnt. Diese völker-
rechtlichen Abkommen, die zunächst 
außerhalb des EG-Rechts abgeschlos-
sen wurden − auf der Ebene der EG 
wurde 1990 das erst 1997 in Kraft ge-
tretene Dubliner Übereinkommen un-
terzeichnet −, zielten auf den schritt-
weisen Abbau der Personenkontrollen 
an den Binnengrenzen der Unterzeich-
nerstaaten bei gleichzeitiger Erhöhung 
der Sicherheit an den Außengrenzen. 
Damit konnte die Binnenmigration 

nicht mehr isoliert von der Frage der 
Zuwanderung von Drittstaatsangehö-
rigen behandelt werden. Der Weg zu 
einer europäischen Zuwanderungspo-
litik war geebnet. Entsprechend wur-
de für Drittstaatsangehörige ein in al-
len Staaten der Vertragsgemeinschaft 
geltendes Schengen-Visum eingeführt. 
Gleichzeitig sollte durch eine gewisse 
Harmonisierung des nationalen Asyl- 
und Flüchtlingsrechts sichergestellt 
werden, dass ein Asylbegehren nur 
mehr in einem Schengen-Vertragsstaat 
gestellt werden kann und innerhalb des 
Schengen-Raumes auch geprüft wird. 
Jedoch wendet jeder Schengen-Staat 
sein eigenes Asylrecht an, behalten sich 
die Schengen-Staaten ausdrücklich das 
Recht auf Zurückschiebung von Asyl-
bewerbern in sog. sichere Drittstaaten 
vor und in Deutschland kann inzwi-
schen sogar die Einreise verweigert 

werden, wenn bloße Anhaltspunkte 
dafür bestehen, dass ein anderer Staat 
das Asylverfahren durchführen muss. 

Die Folge dieser Regelungen ist 
nicht selten, dass Asylbewerber ohne 
Prüfung ihres Asylbegehrens letztlich 
wieder im Herkunftsland enden. Durch 
diese Schutzlücke wird der Grundstein 
dafür gelegt, dass ein Asylgesuch erst 
dann geprüft wird, wenn der Flüchtling 
nicht in einen anderen Staat zurückge-
führt werden kann. In der Praxis hat 
dies dazu geführt, dass Flüchtlinge ih-
re Identität verschleiern und ihre Aus-
weispapiere vernichten, damit der Rei-
seweg unbekannt bleibt und selbst im 
Falle eines negativen Entscheids des 
Schutzgesuchs eine Rückführung nur 
schwer möglich ist. 

Europa wurde mit den Abkommen 
von Schengen und Dublin zur sicheren 
Festung gegen Zuwanderer ausgebaut, 
da man den Fluggesellschaften unter-

sagt hat, Personen ohne Sichtvermerk 
in den Schengen-Raum zu transportie-
ren. Man hätte fl ankierende Maßnah-
men zur Verhinderung der Ursachen 
von Flucht und erzwungener Migra-
tion in den Herkunftsländern und zur 
Zulassung von Wirtschaftsmigranten 
ergreifen müssen, um den Migrations-
druck langfristig zu senken. Da diese 
Maßnahmen unterblieben sind, treibt 
man Flüchtlinge und Migranten förm-

lich in die Hände krimineller Schlepper 
und erzeugt damit nur zusätzliche Op-
fer an den Festungsbarrieren.

Weil die ausschließliche Kompetenz 
für die Asyl- und Migrationspolitik bei 
den souveränen Einzelstaaten lag, wa-
ren die strukturellen Voraussetzungen 
für eine Verschiebung von Verantwor-
tung auf andere Staaten (auch außer-
halb des Schengen-Raumes) gelegt. 
Dies ging sowohl zu Lasten der betrof-
fenen Menschen, zumal in den einzel-
nen Staaten z. T. sehr unterschiedliche 
Schutzniveaus herrschten, als auch der 
beteiligten Länder selbst, da die Soli-
darität der europäischen Staaten un-
tereinander nicht sehr ausgeprägt war, 
sondern einzelne Staaten den Großteil 
der Asylbewerber in Europa bewälti-
gen mussten. Diese Probleme ließen 
sich nur durch eine stärkere Kompe-
tenzverlagerung auf die gesamteuro-
päische Ebene lösen. 

Ein erster Schritt in diese Rich-
tung wurde im Maastrichter Vertrag 
(1992) unternommen: Darin wurde für 
die Staatsangehörigen eines Mitglied-
staates der neu geschaffenen Europä-
ischen Union die Unionsbürgerschaft 
und damit der Grundstein für das un-
beschränkte Freizügigkeitsrecht einge-
führt. Zugleich wurde die Zuwande-
rungspolitik als „Angelegenheit von 
gemeinsamem Interesse“ bezeichnet, 
sie blieb jedoch zunächst noch in der 
weitgehenden Kompetenz der Mit-
gliedstaaten. Erst mit Inkrafttreten des 

Allmähliche Europäisierung einzelstaatlicher Kompetenzen

 Flüchtlinge förmlich in 
die Hände krimineller 
Schlepper getrieben

 Asylbewerber  landen 
häufi g ohne  Prüfung 
wieder in ihrem Her-
kunftsland
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Zuwanderung und Integration

Amsterdamer Vertrages (1999) wurde 
die Migrations- und Flüchtlingspolitik 
von der zwischenstaatlichen auf die 
gemeinschaftliche Ebene gehoben. Zu-
gleich wurde der sog. Schengen-Be-
sitzstand formell Teil des EU-Rechts. 
Da Dänemark diesen Teil des Amster-

damer Vertrages nicht anerkannte und 
Großbritannien und Irland in einem 
Zusatzprotokoll erklärten, von Fall zu 
Fall über die Akzeptanz des EU-Mig-
rationsrechts entscheiden zu wollen, 
besteht auch hier ein Europa der zwei 
Geschwindigkeiten.

Europas und der bisherigen Versäum-
nisse in der Integrationspolitik nicht 
rechtfertigen lassen.

Noch deutlicher zeigt sich die Ab-
wehrhaltung der EU bei den Richtlinien 
für Asylbewerber. Diese sollen durch 
grenzsichernde Maßnahmen mög-
lichst daran gehindert werden, über-
haupt legal in die EU einreisen und 
hier einen Asylantrag stellen zu kön-
nen. Wer aus einem als sicher gelten-
den Herkunftsland kommt oder über 
einen nach relativ niedrigen Kriterien 
als sicher eingestuften Drittstaat einge-
reist ist, hat nach der Verfahrensrichtli-
nie (2005/85/EG) keinen Anspruch auf 
Asyl im EU-Raum. Ein weiteres Mittel 
der Abschreckung ist offensichtlich die 
Ausweitung der Möglichkeiten zur In-
haftierung von Flüchtlingen ohne vor-
hergehende richterliche Anordnung. 
Geht man davon aus, dass politisch 

Verfolgte oft bereits im Herkunftsland 
inhaftiert waren, so wird ihnen durch 
eine auch nur haftähnliche Situation im 
Zufl uchtsland verunmöglicht, Vertrau-
en zu fassen und über ihr Flüchtlings-
schicksal in einer Weise zu berichten, 
die zur Zuerkennung der Flüchtlings-
eigenschaft führen würde. 

Neben der Erschwerung des Zu-
gangs zum Territorium bestehen eine 
Reihe von bedenklichen Restriktio-
nen in den Verfahren. Dahinter ist un-
schwer die völkerrechtliche Grundauf-
fassung vom Asyl als Gnadenrecht zu 
erkennen, die in der Umsetzung Asyl-
bewerber nicht als Rechtssubjekte, 
sondern ausschließlich als Begünstigte 
staatlicher Leistungen erscheinen lässt. 
So ist beispielsweise nach der Verfah-
rensrichtlinie ein eigenes Grenzver-
fahren mit verminderten Verfahrens-
garantien vorgesehen, die persönliche 
Anhörung des Antragstellers ist nicht 
in jedem Fall vorgeschrieben und es 
muss nur ein Rechtsbehelf gegen ei-
ne erstinstanzliche Entscheidung mög-

Migranten zwischen nationalstaatlicher Kompetenz 
und europäischem Anspruch

Nachdem auch der Gipfel von Tampere 
(1999) die Entwicklung einer gemein-
samen Asyl- und Migrationspolitik ge-
fordert hatte, wurden in den folgenden 
Jahren eine Reihe von Richtlinien zur 
Festlegung gemeinsamer Mindeststan-
dards in den Mitgliedstaaten erarbeitet, 
die inzwischen weitgehend in das je-
weilige nationale Recht übernommen 
wurden. Allerdings haben die Mitglied-
staaten, vertreten durch ihre jeweiligen 
Ressortminister im Europäischen Rat, 
immer noch die entscheidende Kompe-
tenz bei der Ausgestaltung der Richt-
linien. Der Zwang zur Einstimmig-
keit sichert dabei jedem einzelnen 
Mitgliedsland ein Vetorecht und ver-
kompliziert dadurch Entscheidungs-
fi ndungen. Sieht man einmal davon 
ab, dass die faktische Ausschaltung 
des Europäischen Parlaments in die-
sen und anderen Fragen an sich schon 
höchst problematisch ist, tendiert diese 
strukturelle Spannung zwischen Ge-
meinschaftsrecht und Souveränität der 
Einzelstaaten dazu, die Interessen der 
Staaten gegen die Interessen und Rech-
te der betroffenen Individuen durch-
zusetzen. Dementsprechend zeigte sich 
bei einer Reihe von Richtlinien, dass 
die Kommission sehr weitsichtige und 
zeitgemäße Entwürfe vorlegte, die je-
doch im Zuge der zwischenstaatlichen 
Verhandlungen oft auf einen Minimal-
konsens reduziert wurden.

Im Allgemeinen wurden mit zuneh-
mender Öffnung der Binnengrenzen die 
Grenzen nach außen immer undurch-
lässiger. Generelle Zuwanderungsmög-
lichkeiten für Drittstaatsangehörige 
sind auf EU-Ebene bislang nicht vor-

gesehen. Ausnahmen bilden Studenten, 
Teilnehmer an einem Schüleraustausch, 
einer unbezahlten Ausbildungsmaß-
nahme oder einem Freiwilligendienst, 
ferner Forscher, nachziehende Famili-
enangehörige sowie Flüchtlinge und 
Asylbewerber. Ist bei den erstgenann-
ten Gruppen die Einreise relativ unkom-
pliziert möglich, so werden die Rechte 
der drei letztgenannten und quantita-
tiv bedeutenderen Gruppen in den je-
weiligen Richtlinien mitunter sehr stark 
beschnitten. Beispielsweise ist nach der 
Familiennachzugsrichtlinie (2003/86/
EG) der Nachzug nur für die Kernfa-
milie möglich (Lebenspartner und min-
derjährige Kinder); bei allein reisenden, 
minderjährigen Kindern ab dem 12. Le-
bensjahr kann die Einreise jedoch von 
der Erfüllung von Integrationskriterien 
abhängig gemacht werden. Immerhin 
besteht aber nach fünfjährigem Auf-
enthalt für die nachgezogenen Famili-
enangehörigen das Recht auf einen ei-
genen Aufenthaltstitel. 

Nationale Vorbehalte bei der Richt-
linie betreffen den Status langfristig 
aufenthaltsberechtigter Drittstaats-
angehöriger (2003/109/EG). Sah der 
Kommissionsentwurf noch vor, dass 
Personen, die sich länger als fünf Jahre 
im Unionsgebiet aufhalten, die Chance 
zur vollständigen Integration erhalten 
sollen, indem sie Unionsbürgern u. a. 
hinsichtlich Erwerbstätigkeit, allge-
meiner und berufl icher Bildung, Sozi-
alschutz und Sozialhilfe gleichgestellt 
werden, so wurden in der Richtlinie all 
diese Bereiche unter nationale Vorbe-
halte gestellt, die sich gerade ange-
sichts der demografi schen Entwicklung 

 Entwurf der EU-Kommis-
sion sah vollständige 
Integration vor
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lich sein, der aber keine aufschiebende 
Wirkung haben muss. Berücksichtigt 
man, dass in einigen europäischen 
Staaten zwischen 30 % und 60 % der 
Flüchtlinge erst nach dem Einlegen 
von Rechtsmitteln anerkannt werden, 
so begegnet dies erheblichen Beden-
ken. Auch bei unbegleiteten Minder-
jährigen wird auf das Kindeswohl nur 
wenig Rücksicht genommen: Ab dem 
16. Lebensjahr können sie wie Erwach-
sene behandelt werden, was als ein-
deutiger Verstoß gegen die (u. a. von 
Deutschland nur mit Vorbehalten ra-
tifi zierte) UN-Kinderrechtskonven tion 
zu werten ist. Nach der Aufnahme-
richtlinie (2003/9/EG) bestehen fer-
ner Einschränkungen hinsichtlich der 

Pfl icht zur schriftlichen Information 
der Betroffenen über ihre Rechte in ei-
ner Sprache, die sie sicher verstehen. 
Ist dies nicht mehr gewährleistet, kön-
nen die Betroffenen ihre Rechte nicht 
geltend machen. 

Diese Restriktionen sind nicht ge-
eignet, das Flüchtlingsrecht auf der 
Ebene der EU auf einem Niveau zu 
harmonisieren, das jedem Flüchtling 
erlaubt, das Gebiet der EU zu erreichen 
und den Schutzanspruch zweifelsfrei 
geltend zu machen. Wenn dann noch 
auf die konsequente Rückführung von 
Personen ohne Aufenthaltsberechti-
gung verstärktes Gewicht gelegt wer-
den soll, so kann dies fatale Folgen für 
die betroffenen Menschen zeitigen. 

chen. Doch ein daraufhin vorgelegter 
Richtlinienvorschlag der Kommission 
aus dem Jahr 2001 über die Bedin-
gungen für die Einreise und den Auf-
enthalt von Drittstaatsangehörigen zur 
Ausübung einer Erwerbstätigkeit wur-
de beispielsweise bis heute nicht verab-
schiedet; und das obwohl nach diesem 
Wirtschaftsimmigration nicht generell, 
aber wenigstens in Ausnahmefällen bei 
Vorlage eines Arbeitsvertrages und un-
ter Wahrung des Unionsbürgervor-
rangs zulässig sein sollte. Gleichwohl 
hat die Kommission in einem Grün-
buch über ein EU-Konzept zur Verwal-
tung der Wirtschaftsmigration (KOM 
[2004] 811 endg.) eine öffentliche Dis-
kussion zu diesem Thema angeregt. 
Sie kam zu dem Ergebnis, dass eine 
gemeinsame EU-Strategie zur Wirt-
schaftsmigration verfolgt werden solle. 
Daraufhin legte die Kommission einen 
strategischen Plan zur legalen Zuwan-
derung (SEK [2005] 1680) vor. In die-
sem stellt sie eine „wirksame Migrati-
onsstrategie“ in Aussicht, die auf der 
Zulassung von Arbeitsmigranten, der 
verstärkten Integration der Zugereis-
ten, der Bekämpfung illegaler Einwan-
derung und der Zusammenarbeit mit 
den Herkunftsländern beruht; letzte-
res beinhaltet z. B. die Verhinderung 
von brain drain, die Förderung von 
Rückkehrmigra tion oder zirkulärer Mi-
gration oder Information, Vorbereitung 
und Schulung von Migrationswilligen 
in ihren Herkunftsländern. Selbst wenn 
dieser Plan der Kommission von dem 
Bemühen getragen ist, Migration als 
Chance für alle Beteiligten zu sehen, 
entpuppt er sich bei genauerem Hin-
sehen als weitere Reduktion des ge-
scheiterten Richtlinienentwurfs von 
2001, weil damit lediglich vier Kate-
gorien von Zuwanderern zugelassen 
werden sollen, für die jeweils eigene 
Richtlinien vorgesehen sind: Hoch-
qualifi zierte, Saisonarbeiter, innerbe-
trieblich versetzte Arbeitnehmer und 
bezahlte Auszubildende. Es bleibt ab-
zuwarten, ob sich die Kommission mit 
dieser Strategie gegen die Mitglied-
staaten durchsetzen wird.

Kein umfassendes Migrationskonzept in der EU

Die beschriebene Politik ist auch des-
halb fragwürdig, weil entlastende 
Maßnahmen wie die Öffnung des EU-
Raumes für Arbeitsmigranten oder 
ernsthafte Bemühungen zur Bekämp-
fung der Ursachen von Flucht und 
erzwungener Migration bislang kaum 
ergriffen wurden. Dabei kam bereits der 
Gipfel von Tampere zu dem Schluss, 
dass die EU ein umfassendes Migrati-
onskonzept benötige, zu dem auch die 
Bekämpfung der Ursachen von Flucht 
und erzwungener Migration gehört. 
Betrachtet man sich allerdings die Pra-
xis der EU-Staaten, so zeigt sich, dass 
deren Wirtschafts-, Umwelt-, Friedens- 
und Menschenrechtspolitik immer 
noch von nationalen Interessen be-
herrscht wird und dass die EU-Staaten 
mit Ausnahme Dänemarks, Schwedens, 
der Niederlande und Luxemburgs weit-
aus weniger als die von den Vereinten 
Nationen als Richtlinie vorgegebenen 
0,7 % des Bruttonationaleinkommens 
für offi zielle Entwicklungsleistungen 
ausgeben. Die anhaltenden Versuche 
von Migranten, selbst unter Einsatz 
ihres Lebens das Mittelmeer oder den 
Altantik in Richtung Europa zu über-
queren, machen dieses Defi zit in der 
Bekämpfung von Fluchtursachen of-

fenkundig. In dem Haager Programm 
zur Stärkung von Freiheit, Sicher-
heit und Recht in der EU (2004), der 
Nachfolgeagenda des Tampere-Pro-
gramms, verleiht der Europäische Rat 
zwar seiner „großen Besorgnis über 
die menschlichen Tragödien“ im Mit-
telmeer Ausdruck, führt diese aber auf 
„unzureichend regulierte Wanderungs-
bewegungen“ zurück. So wird darin 
wiederum die Tendenz deutlich, nicht 
primär die Ursachen von Flucht und 
erzwungener Migration zu bekämpfen, 
sondern unerwünschte Zuwanderer 
durch grenzpolizeiliche Maßnahmen 
von der „Festung Europa“ abzuhalten 
und diejenigen dann möglichst schnell 
mit allen Mitteln zurückzuführen, die 
den Festungsgraben doch überwinden 
konnten.

Hartnäckiger Widerstand der Staa-
ten regt sich auch bei der im Haager 
Programm anvisierten Öffnung des EU-
Raumes für Arbeitsmigranten. Bereits 
im Jahr 2000 wollte die Kommission 
in einer Mitteilung an den Rat und das 
Europäische Parlament über eine Mi-
grationspolitik der Gemeinschaft (KOM 
[2000] 757 endg.) einen Paradigmen-
wechsel einläuten und eine grundsätz-
liche Öffnung für Zuwanderung errei-
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turell begünstigt werden. Sowohl das 
Asylrecht als auch dessen Anwendung 
lassen es daher fraglich erscheinen, ob 
in einem derart verengten Verfahren 
das individuelle Verfolgungsschick-
sal noch zweifelsfrei erkannt werden 
kann. Dies ist insofern für die ein-
zelnen Flüchtlinge von existentieller 
Bedeutung, weil man immer konse-
quenter von Abschiebungen Gebrauch 
macht. Aus diesem Grunde waren ab 
den 1990er-Jahren zunehmend Kir-
chengemeinden herausgefordert, sich 

schützend vor bedrohte Migranten zu 
stellen, und sie machten deshalb vom 
sog. „Kirchenasyl“ Gebrauch, das man 
besser nach dem antiken Modell als 
„Kirchenhikesie“ bezeichnen würde. 
Der Erfolg dieses Engagements gibt 
den Akteuren Recht und fordert zu-
gleich die Verantwortung von Legis-
lative und Exekutive für ein humanes 
Asylrecht und eine dem Einzelfall ge-
recht werdende, im Zweifelsfall eher 
generöse Rechtsanwendung ein.

„Deutschland ist kein Einwanderungsland“?

Bis zur Jahrtausendwende galt in der 
Bundesrepublik Deutschland die De-
vise, dass man kein Einwanderungs-
land sei. Davon ausgenommen waren 
zunächst alle Deutschstämmigen und 
Heimatvertriebenen, die in großer Zahl 
nach dem Zweiten Weltkrieg und in 
einer zweiten (allerdings wesentlich 
kleineren) Welle nach dem Zusam-
menbruch des ehemaligen Ostblocks 
in die Bundesrepublik kamen. 

Ab den 1950er-Jahren wurden zur 
Deckung des Arbeitskräftemangels sog. 
„Gastarbeiter“ angeworben. Obwohl es 
in allen Parteien Stimmen gab, die sich 
für eine Einbürgerung aussprachen, 
beharrte man aus politisch-taktischen 
Gründen auf der Haltung, dass sie als 
Gäste in der Peripherie der deutschen 
„Familie“ mitleben und dann wieder 
gehen müssen, wenn sie ihren Dienst 
getan haben. Die Folge war, dass man 
sich um ihre Integration nicht weiter 
bemühen muss. Michael Walzer be-
zeichnet dies als „Despotie im Kleinfor-
mat“. Selbst nach dem Anwerbestopp 
1973 reisten noch Familienangehörige 
dieser „Gastarbeiter“ nach und ließen 
sich auf Dauer nieder, ohne je die Chan-
ce zur vollen Integration zu erhalten.

Der Anwerbestopp drängte zudem 
potenzielle Wirtschaftsmigranten in 
das Asylverfahren, das von den El-
tern des Grundgesetzes aufgrund ei-
gener Verfolgungserfahrungen in der 
Zeit des „Dritten Reiches“ bewusst 
generös als Rechtsanspruch politisch 
Verfolgter vorgesehen, aber mit dem 
allmählichen Anstieg der Asylbewer-
berzahlen ab den 1980er-Jahren auf 
legislativem und jurisdiktionellem Weg 
sukzessive verengt wurde. Kaum an-
erkannt wurden Verfolgte aus religiö-
sen, geschlechtspezifi schen Gründen 
oder wenn sie von nichtstaatlichen 
Akteuren (z. B. in einem Bürgerkrieg) 
oder als Gruppen verfolgt wurden. Eine 
gravierende Einschränkung des Grund-
rechts auf Asyl brachte Art. 16a GG. 
Danach hat derjenige keinen Anspruch 
auf Prüfung seines Gesuchs mehr, der 

aus einem als sicher erklärten Dritt- 
oder Herkunftsstaat eingereist ist. Dies 
hat zur Folge, dass man in den An-
hörungen nur noch auf den Flucht-
weg und kaum auf das persönliche 
Verfolgungsschicksal abstellt. Neben 
dem Landweg wurde auch der Luft-
weg für Asylsuchende durch ein eige-
nes Flughafenverfahren mit vermin-
derten Verfahrensgarantien versperrt. 
Ferner wurden Schnellverfahren mit 
reduzierten Rechtshilfemöglichkeiten 
bei Unbeachtlichkeit und offensicht-
licher Unbegründetheit des Asylan-
trages eingeführt. Abstriche bei der 
Versorgung der Flüchtlinge sollen zu-
sätzlich abschrecken. 

Der hinter diesem Gesetzeswerk lie-
gende Grundverdacht, dass jeder Asyl-
bewerber ein potenzieller „Missbrau-
cher“ sei, beeinfl usst natürlich auch 
die ohnehin weisungsgebundenen Ent-
scheider im Bundesamt und die Rich-
ter in den Verwaltungsgerichten. So 
werden immer wieder Mängel in den 
Anhörungsverfahren beklagt, die auch 
noch durch eine personelle Trennung 
von Anhörer und Entscheider struk-

Deutschland ist ein Einwanderungsland!

Der eigentliche Paradigmenwechsel 
in der deutschen Zuwanderungspoli-
tik wurde erst mit der Veröffentlichung 
des Berichts der Unabhängigen Kom-
mission „Zuwanderung“ „Zuwande-
rung gestalten − Integration fördern“ 
im Jahr 2001 eingeläutet, in welchem 
u. a. Verbesserungen im Asylverfahren, 
die Einführung von Härtefallkommis-
sionen, die dringende Notwendigkeit 
verstärkter Integrationsbemühungen 
und die erforderliche Öffnung der 
Grenzen für Arbeitsmigranten ange-
sichts des demografi schen Wandels in 
Deutschland eingefordert wurden. 

Nach hartem politischen Ringen 
konnte schließlich 2005 das Zuwan-
derungsgesetz in Kraft treten, das eine 
Reihe von Fortschritten bringt, den von 

der Unabhängigen Kommission „Zu-
wanderung“ eingeläuteten Paradigmen-
wechsel aber nicht umsetzt, sondern als 
Zuwanderungsbegrenzungsgesetz kon-
zipiert ist. Im Hinblick auf Arbeitsmig-
ration bleibt im Grunde der Anwer-
bestopp bestehen. Davon gibt es nur 
Ausnahmen für Vermögende und Hoch-
qualifi zierte. Zur letztgenannten Grup-
pe zählen Wissenschaftler mit beson-
deren Fachkenntnissen, Lehrpersonen 
oder wissenschaftliche Mitarbeiter in 
herausgehobener Position und Spezia-
listen mit einem Jahreseinkommen ab 
ca. 85.000 €. Ihnen wird „in besonde-
ren Fällen“ (§ 19 Abs. 1 AufenthG) die 
unbefristete Niederlassungsbewilligung 
in Aussicht gestellt, während andere 
Drittstaatsangehörige dafür zunächst 

 Grundverdacht, jeder 
Asylbewerber sei ein po-
tenzieller „Missbraucher“
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fünf Jahre eine befristete Aufenthalts-
erlaubnis besitzen und weitere Kriterien 
erfüllen müssen, z. B. Straffreiheit, gesi-
cherter Lebensunterhalt, Pfl ichtbeiträge 
zur Rentenversicherung, Arbeitserlaub-
nis, Kenntnisse der deutschen Sprache, 
Rechts- und Gesellschaftsordnung, 
Wohnraum. Das Recht der Landesre-

gierungen, die Erteilung der Niederlas-
sungserlaubnis von der Genehmigung 
der obersten Landesbehörde abhän-
gig zu machen, deutet auf grundsätz-
liche Vorbehalte selbst gegenüber die-
ser Gruppe von Zuwanderern hin.

Auch bei den Selbständigen hebt 
man vornehmlich auf Finanzkräftige 
ab, die mindestens 500.000 € investie-
ren und fünf oder mehr Arbeitsplätze 
schaffen. Dabei wird ihnen aber ledig-
lich eine maximal dreijährige Aufent-
haltserlaubnis in Aussicht gestellt, die 
bei entsprechendem Geschäftserfolg in 
eine Niederlassungsbewilligung über-
führt werden kann. Selbst wenn die 
Anforderungen bereits deutlich ge-
senkt wurden, wirken sie in Verbin-
dung mit zusätzlichen bürokratischen 
Hürden im globalen Wettbewerb wohl 

immer noch abschreckend. Für Klein-
betriebe hingegen ist eher eine Ver-
schlechterung der Zulassungschan-
cen zu erwarten. Insgesamt erscheint 
es sehr fraglich, ob dieses Gesetz den 
Herausforderungen des 21. Jahrhun-
derts wirklich gerecht wird.

Im Rahmen des Aufenthalts aus 
völkerrechtlichen, humanitären oder 
politischen Gründen gibt es eben-
falls einige Verbesserungen, die da-
durch bedingt sind, dass sich das deut-
sche Asylrecht fortan stärker an den 
Flüchtlingsbegriff der Genfer Flücht-
lingskonvention anlehnt. Dies betrifft 
insbesondere nichtstaatlich und ge-
schlechtspezifi sch Verfolgte sowie 
langjährig Geduldete und deren Kin-
der, die nach der jüngsten Altfallre-
gelung unter bestimmten Umständen 
eine Aufenthaltserlaubnis bekommen 
können. 

Als wichtiger Fortschritt ist ferner 
die längst fällige Möglichkeit der Ein-
richtung von Härtefallkommissionen 
in den einzelnen Bundesländern zu 
werten (was dort aber in sehr unter-
schiedlicher Weise umgesetzt wird). 
Die Härtefallkommissionen können 
die obersten Landesbehörden aus drin-
genden humanitären oder persönlichen 
Gründen ersuchen, vollziehbar ausrei-
sepfl ichtigen Ausländern eine Aufent-
haltserlaubnis zu erteilen.

Vom Familiennachzug kann grund-
sätzlich nur die Kernfamilie profi tie-
ren, wobei der Nachzug von Kindern 
ab dem 16. Lebensjahr (ähnlich wie 
bei Ehegatten) von Sprachkenntnis-
sen und einer positiven Integrations-
prognose abhängig gemacht werden 
kann. Wenngleich dies eine eindeutige 
Verbesserung gegenüber ursprüng-
lichen Plänen eines erschwerten Kin-
derzuzugs ab dem 12. Lebensjahr dar-
stellt, wird doch exemplarisch deutlich, 
dass Grund- und Menschenrechte bei 
Migranten offensichtlich nur einge-
schränkt gelten.

Entscheidende Fortschritte werden 
durch das Gesetz im Bereich der Inte-
gration erzielt, die erstmals vom Ge-
setzgeber als gesamtgesellschaftliche 
Aufgabe ernst genommen wurde. Be-
reits 1999 war mit der Änderung des 
Staatsangehörigkeitsrechts ein jahr-
zehntelanges Versäumnis beseitigt und 
die Einbürgerung von Migranten er-
heblich erleichtert worden. Entgegen 
der Tendenz der jüngsten Änderung 
des Aufenthaltsgesetzes sollte aller-
dings bedacht werden, dass sich Inte-
gration nicht einfach über Kurse staat-
lich verordnen lässt. 

Im Flüchtlingsrecht bleibt die Lage 
prekär. Neben den allgemeinen Ver-
fahrensmängeln bestehen inzwischen 
erweiterte Möglichkeiten, die Asylbe-
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rechtigung zu widerrufen, von denen 
auch exzessiv Gebrauch gemacht wird. 
U. a. ist drei Jahre nach Anerkennung 
von Amts wegen die Widerrufsmög-
lichkeit zu prüfen.

Defi zite bestehen daneben bei der 
Aufenthaltsbeendigung. So wurden die 
Regelungen der Abschiebungshaft mit 
nur wenigen Veränderungen aus dem 
früheren Ausländerrecht übernommen; 
insbesondere die Höchsthaftdauer von 
18 Monaten wurde beibehalten. 

Durch Angleichung an EU-Recht ist 
nun auch die Inhaftierung ohne vor-
hergehende richterliche Verfügung 
zulässig. Neu eingeführt wurde ferner 
die Zurückweisungshaft an der Grenze, 
die schon nach einer nicht unmittel-

bar vollziehbaren Zurückweisungsent-
scheidung ohne weitere Erfordernisse 
verhängt werden kann. Noch proble-
matischer ist die Möglichkeit der In-
stitutionalisierung von Ausreiseein-
richtungen in den Bundesländern. „In 
den Ausreiseeinrichtungen soll durch 
Betreuung und Beratung die Bereit-
schaft zur freiwilligen Ausreise geför-
dert und die Erreichbarkeit für Behör-
den und Gerichte gesichert werden“ 
(§ 61 Abs. 2 S. 2 AufenthG). Dahin-
ter wird der verzweifelte Versuch des 
Staates erkennbar, Handlungsfähigkeit 
angesichts der Tatsache zu demonstrie-
ren, dass die meisten Migranten oh-
ne Papiere einreisen und nicht abge-
schoben werden können, wenn sie den 
Behörden ihre Identität nicht bekannt 
geben. Letztendlich liegt der Verdacht 
nahe, dass mit den Ausreiseeinrich-
tungen die unerlaubte Beugehaft durch 
die Hintertüre eingeführt werden soll. 
Im Gegensatz zur Abschiebungshaft ist 
aber in den Ausreiseeinrichtungen kein 
zeitliches Limit vorgesehen. Dies ist 
nicht hinnehmbar, denn der Vollzugs-
anspruch des Staates hat irgendwann 

hinter dem Freiheitsrecht des Einzel-
nen zurückzustehen. Die zweifelhaften 
Erfahrungen mit solchen Ausreisezent-
ren untermauern zusätzlich die Frag-
würdigkeit dieses Mittels, das letztlich 
doch nur die Sackgasse der bisherigen 
Migrationspolitik verdeutlicht. 

Fazit

• Ein schlüssiges migrationspoliti-
sches Gesamtkonzept müsste der 
Prävention von Flucht und er-
zwungen er Migration zumindest 
ebensoviel Gewicht beimessen wie 
der Aufnahme von Flüchtlingen 
und Asylbewerbern, der Öffnung 
der Grenzen für Arbeitsmigranten, 
der Integration, der Stärkung der 
Schutz- und Menschenrechte der 
Zuwanderer und der Bekämpfung 
von Menschenhandel.

• Europa hat sich allerdings bislang 
v. a. auf die Abschottung der eige-
nen Grenzen konzentriert, die Inte-
gration erst kürzlich entdeckt, den 

demografi schen Faktor eher zöger-
lich zur Kenntnis genommen und 
in die Prävention von Flucht und 
erzwungener Migration bislang 
kaum investiert. Zuwanderung gilt 
immer noch eher als Gefahr für die 
aufnehmende Gesellschaft und we-
niger als Chance für alle Beteilig-
ten.

• Entsprechend ist das Zuwande-
rungsrecht höchst restriktiv gestal-
tet: Migranten aus Drittstaaten sind 
generell unerwünscht, stehen un-
ter Generalverdacht und gelten 
weniger als Rechtssubjekte denn 
als Begünstigte staatlicher Leis-
tungen. Besonders fatal wirkt sich 
dies bei Asylbewerbern aus, die im-
mer schwerer die „Festung Europa“ 
erreichen und dort ihren Schutz-
anspruch geltend machen kön-
nen. Gleichzeitig nimmt die Zahl 
der Menschen in aufenthaltsrecht-
licher Illegalität zu. 

• Notwendige inhaltliche Korrek-
turen in der Zuwanderungspolitik 
und im Zuwanderungsrecht müs-
sen in der EU von strukturellen 
Reformen begleitet sein, bei denen 
die Kompetenzen des Europäischen 
Parlaments und der Kommission zu 
Lasten der souveränen Einzelstaa-
ten gestärkt werden. Dies betrifft 
zuvorderst Maßnahmen zur Be-
kämpfung der Ursachen von Flucht 
und erzwungener Migration. Sie 
können auf supranationaler Ebene 
am effektivsten umgesetzt werden. 
Ferner betrifft dies die Solidarität 
mit Flüchtlingen und Asylbewer-
bern, bei der ein einheitliches euro-
päisches Verfahren Rechtsgleichheit 
für die betroffenen Menschen am 
besten garantieren und die Über-
lastung einzelner Staaten verhin-
dern kann. Der Bereich der Arbeits-
migration sollte stärker nach dem 
Subsidiaritätsprinzip gestaltet wer-
den, damit nationale Eigenheiten 
und Bedürfnisse besser berücksich-
tigt werden können.
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Integration 
durch Bildung?
Herausforderungen für Schule 
und berufl iche Bildung

Die Gruppe der Migrant/inn/en in Deutschland ist heterogen, und entsprechend viel-
fältig sind die Problemlagen, mit denen sie konfrontiert sind. Was sie allerdings ver-
bindet, ist ihre Relation zur Aufnahmegesellschaft in der Frage der Integration: Denn 
Integration wird in Deutschland nach wie vor in erster Linie als Bringschuld der Zu-
gewanderten begriffen, weniger als genuine Inklusionsaufgabe der gesamten Ge-
sellschaft. Dieses asymmetrische Verständnis von Integration spiegelt sich nicht nur 
in dem unausgewogenen Verhältnis von Integrationsforderungen und Integrations-
angeboten, sondern schlägt sich auch in Formen struktureller Diskriminierung in 
den Bildungsinstitutionen nieder. Damit Bildung ihr Integrationspotenzial entfalten 
kann, sind grundlegende Veränderungen notwendig, die nicht nur den Bereich der 
Bildung im engen Sinne betreffen, sondern ebenso den Bereich der Sozial-, Arbeits-
markt- und Innenpolitik: Integration durch Bildung setzt eine umfassendere gesell-
schaftliche Integration voraus.

Die Fragen, wie Integration durch 
Bildung zu denken ist, welchen 

Voraussetzungen sie genügen muss 
und welche Bedingungen ihr Gelingen 
fördern können, bedürfen einer kurzen 
Klärung der Verwendung der Begriffe 
„Migrant/inn/en“ und „Integration“. 
Einerseits sind die spezifi schen Aus-
gangslagen zu berücksichtigen, von 
denen junge Migrant/inn/en in Schu-
le und berufl icher Bildung auszugehen 
haben. Andererseits ist der Rahmen 
abzustecken, in welchem Integration 
durch Bildung heute in Deutschland 
stattfi ndet.

Wer ist Migrant/in?

Ohne ausführlich den Begriff „Migrant/
inn/en“ zu diskutieren, muss auf eini-
ge Schwierigkeiten seiner Verwendung 
hingewiesen werden: 
(1) Der Begriff „Migrant/in“ bezeich-
net in der Forschung eine Person mit 
Migrationshintergrund. Sofern diese 
Person selbst eingewandert ist, han-

delt es sich um eine Migrantin bzw. 
einen Migranten der ersten Genera-
tion. Im Sinne des Aufenthaltsrechts 
sind Migrant/inn/en der ersten Gene-
ration in der Regel „Ausländer/innen“, 
d. h. Personen ohne deutsche Staatsan-
gehörigkeit; im Hinblick auf ihre Bil-
dungsbiografi e kann es sich allerdings 
– je nach Einreisealter – um Bildungs-
inländer/innen handeln, wenn sie ih-
re gesamte Bildungslaufbahn im Ein-
reiseland durchlaufen haben, oder um 
Bildungsausländer/innen, wenn sie die 
Bildungslaufbahn teilweise oder voll-
ständig nicht im Einreiseland absol-
viert haben. Migrant/inn/en der zwei-
ten Generation sind demgegenüber in 
der Regel staatsbürgerliche wie bil-
dungsbiografi sche Inländer/innen. 
(2) Spätaussiedler/innen sind Personen 
mit Migrationshintergrund der ersten 
oder zweiten Generation; sie sind dem-
entsprechend Bildungsinländer/innen 
oder Bildungsausländer/innen und 
haben hier unter Umständen ähnliche 
Probleme zu bewältigen wie andere 
Migrant/inn/engruppen, werden aber 

aufgrund ihrer deutschen Staatsbür-
gerschaft zum Teil nicht als Migrant/
inn/en wahrgenommen. 
(3) Ausländer/innen sind Personen mit 
Migrationshintergrund ohne deutsche 
Staatsangehörigkeit. Sie bilden inso-
fern nur einen Teil der Personen mit 
Migrationshintergrund. 

Die Untersuchungen zur Berufsbildung 
basieren auf der Unterscheidung zwi-
schen Ausländer/inne/n und Inländer/
inne/n und können insofern die Pro-
bleme der Migrant/inn/en der zweiten 
Generation, sofern sie deutsche Staats-

bürger/innen sind, nicht adäquat erfas-
sen. Zudem werden in der Gruppe der 
Personen mit Migrationshintergrund 
diejenigen mit erfolgreicher Bildungs-
karriere nicht wahrgenommen, weil sie 
für „Inländer/innen“ gehalten werden. 
Die meisten Forscher/innen im Bereich 

 Forscher weisen auf be-
grenzte Aussagekraft der 
vorliegenden Daten hin

Katja Neuhoff
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der Migrationsforschung sind sich in-
zwischen dieser Schwierigkeiten be-
wusst und weisen auf die infolgedes-
sen begrenzte Aussagekraft der zurzeit 
vorliegenden Daten hin. Im Folgenden 
wird der Begriff der Migrantin/des Mi-
granten inklusiv zur Bezeichnung aller 
Personen mit Migrationshintergrund 
verwendet und entsprechend differen-
ziert, wo es die unterschiedlichen Pro-
blemlagen oder aber die vorliegenden 
Daten erforderlich machen.

Was meint Integration?

In vielen Diskussionen ist nicht klar, 
was mit „Integration“ eigentlich ge-
meint ist, was genau der Inhalt und wer 
der Adressat der Integrationsforderung 
ist und wie weit die Integrationsforde-
rung reicht. Geht es um die völlige Auf-
gabe einer mitgebrachten Herkunfts-
identität mit dem Ziel der Annahme der 
„Identität der Aufnahmegesellschaft“ 
(vgl. Süssmuth-Kommission 2001, 
200)? Oder bedeutet Integration „nur“ 
eine Annäherung an die Mehrheitsge-
sellschaft (Assimilation) – allerdings 
in welchen Bereichen? Heißt Integra-
tion in erster Linie Eingliederung in die 
Gesellschaft und ist dafür die Ausbil-
dung eines neuen Selbstverständnis-
ses, Teil der Aufnahmegesellschaft zu 
sein, erforderlich? Oder betrifft Inte-
gration vielmehr die Gesellschaft als 
ganze? Muss sie sich nicht angesichts 
der Pluralität und Heterogenität der Le-
bensformen immer wieder aufs Neue 
über Selbstverständigungsprozesse in-
tegrieren, um ihren Bestand als Gesell-
schaft zu sichern und nicht in Paral-
lelgesellschaften zu zerfallen? „Reicht“ 
es dafür aus, über Mitbestimmung und 
Teilhabe die politische Integration der 
Gesellschaft sicherzustellen? Oder ist es 
notwendig, Integration auch in alltags-
praktischer und kultureller Hinsicht zu 
fördern? Abgesehen davon, dass Fra-
gen nach der Identität von Gesellschaft 
nicht leicht und vermutlich nur kontro-
vers zu beantworten sind, wird ange-
sichts unterschiedlicher Verständnisse 

des Integrationsbegriffs deutlich, dass 
es sich hierbei um einen (politisch) sehr 

sensiblen und vielfach unterbestimm-
ten Sachverhalt handelt.

Wandlungen des Integrationsverständnisses

In Deutschland wurde und wird Inte-
gration vorrangig als Bringschuld der 
Zuwandernden begriffen, weniger als 
Aufgabe der aufnehmenden Gesell-
schaft. Dieses Verständnis von Inte-
gration spiegelt sich unter anderem 
in einem unausgewogenen Verhält-
nis zwischen Integrationsforderungen 
an die Migrant/inn/en und Integrati-
onsangeboten von Seiten der aufneh-
menden Gesellschaft (vgl. Gogolin 
2005, 279). Dieses einseitige Verständ-
nis hat seinen Ursprung in der deut-
schen Einwanderungspolitik der Fünf-
zigerjahre des 20. Jahrhunderts und 
hat seinen Niederschlag in der Ausge-
staltung der deutschen Integrationspo-
litik seither gefunden. 

Eine wichtige Zäsur stellt in diesem 
Zusammenhang das Kühn-Memoran-
dum von 1979 dar, das einen Paradig-
menwechsel in der damaligen „Aus-
länder/innenpolitik“ angemahnt hat. 
Unter dem Schlagwort „von Gastar-
beitern zu Einwanderern“ (Kühn-Me-
morandum 1979, 15) sollte dem wahr-
nehmbaren Trend zur dauerhaften 
Sesshaftigkeit der Migrant/inn/en im 
Einwanderungsland Deutschland Rech-
nung getragen werden. Im Kühn-Me-
morandum wird zum einen deutlich, 
wie Rahmen und Ziel von Zuwande-
rung die Maßnahmen zur Integration 
bestimmen. Das Memorandum begreift 
die sich verändernde Realität von der 
temporären „Gastarbeitermigration“ 
zur „Bleibemigration“ als Aufgabe für 
die Politik, die gesellschaftliche und 
soziale Verantwortung für die auf Dau-
er zugewanderten Menschen wahrzu-
nehmen und die Integrationspolitik 
neu zu justieren. Die Vorstellung von 
Gastarbeitern als einer „überdurch-
schnittlich mobilen Manövriermas-
se des Arbeitsmarktes“ (ebd., 13) wird 
als Illusion entlarvt. Den Bleibewilli-
gen soll die Chance zu einer „vorbe-

haltlosen und dauerhaften Eingliede-
rung“ (ebd., 16) eröffnet werden. 

Der veränderte Integrationsbegriff 
wird auch ca. 20 Jahre später von der 
Unabhängigen Kommission „Zuwan-
derung“ (so genannte Süssmuth-Kom-
mission) in ihrem Bericht „Zuwande-
rung gestalten – Integration fördern“ 
(2001) wieder aufgenommen. Zwei Ak-
zente werden hier verstärkt, die be-
reits im Kühn-Memorandum angelegt 
waren: Integration betrifft die gesamte 
Gesellschaft, und Integration ist ein 
Prozess: „Integration ist eine dauer-
hafte politische und gesellschaftliche 
Aufgabe, die alle im Land lebenden 
Menschen betrifft.“ (Süssmuth-Kom-
mission 2001, 18) Als Ziele benennt die 
Kommission die gleichberechtigte Teil-
habe der Migrant/inn/en in allen Be-
reichen des gesellschaftlichen Lebens 
und „Toleranz, Akzeptanz und wech-
selseitigen Respekt zwischen den Be-
völkerungsgruppen“ (ebd., 18).

An der Situation der Migrant/inn/
en wie auch an der Orientierung der 
Integrationspolitik hat sich trotz die-
ser wegweisenden politischen Doku-
mente wenig verändert. Das vorherr-
schende Paradigma ist nach wie vor 
die kurzfristige, von außen – durch 
die Erfordernisse aus anderen Politik-
feldern oder Vereinbarungen auf der 
übernationalen Ebene, z. B. der Euro-
päischen Union – bestimmte Steue-
rung durch Ad-hoc-Maßnahmen. In 
der Konsequenz verzeichnet Deutsch-
land „den höchsten turnover der Mig-
rationsbevölkerung im Vergleich mit 
allen anderen Zuwanderungsnationen 
der letzten Jahrzehnte“ (Gogolin 2005, 
281). Das heißt, die Migrationsbevöl-
kerung ist keine sich langsam stabi-
lisierende Bevölkerungsgruppe, son-
dern eine Mischung aus ansässigen 
Migrant/inn/en und Neuankömmlin-
gen. Eine solche Steuerung der Mi-
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grationspolitik hat nicht nur Auswir-
kungen auf die Zusammensetzung der 
zugewanderten Bevölkerung und auf 
deren Lebensperspektiven, sondern sie 
zeigt auch „das Selbstverständnis ei-
ner Gesellschaft: ihre Weltoffenheit, 
ihr Umgang mit kultureller Differenz, 
das Ernstnehmen der eigenen Verfas-
sungsprinzipien und die Bindung an 
menschenrechtliche Normen“ (Biele-
feldt 2006, 4). 

Solange Zuwanderung vor allem 
als Kompensation des demografi schen 
Wandels oder als Ausgleich für den 
drohenden Fachkräftemangel in den 
Blick kommt, ist die Idee der „mobilen 
Manövriermasse des Arbeitsmarktes“ 
Realität für viele Menschen mit Mi-
grationshintergrund. Dass sie als Per-
sonen und Menschenrechtsträger/in-
nen in den Hintergrund treten, wird 
auch durch ethnisierende Betrach-
tungsweisen des Phänomens Migration 
befördert, indem „direkte oder indi-
rekte Auswirkungen der Lebensbedin-
gungen in der Aufnahmegesellschaft 
als Ausdruck vermeintlicher kultureller 
Merkmale von MigrantInnen bzw. als 
Effekt der Differenz zwischen der Her-
kunftskultur und der Kultur der Auf-

nahmegesellschaft [gedeutet werden]“ 
(Hormel/Scherr 2005, 297; vgl. auch 
Beck/Beck-Gernsheim 2007).

Diese Umstände bestimmen den 
Rahmen, in dem die Frage „Integration 
durch Bildung“ zu diskutieren ist. Da-
bei fällt auf, dass auch hier die Schüler/
innen im Allgemeinen und diejenigen 
mit Migrationshintergrund im Beson-
deren in erster Linie nicht als Personen 
wahrgenommen werden, sondern als 
zukünftiges – und im Falle der jungen 
Migrant/inn/en noch nicht voll ausge-
schöpftes – Humankapital der Gesell-
schaft. Die Frage, inwiefern es sich bei 
den Benachteiligungen im Bildungs-
system durch Herkunft und/oder Mi-
grationshintergrund jenseits des Res-
sourcenverlusts um Ungerechtigkeiten 
handelt, wird im gegenwärtigen Dis-
kurs kaum diskutiert (vgl. Diefenbach 
2007, 12). Genau an diesem Punkt 
muss ein sozialethischer Beitrag an-
setzen und zwar, indem er an mehreren 
Schrauben des Bildungs- und Integra-
tionsdiskurses gleichzeitig dreht.

schied von anderthalb Kompetenzstu-
fen (vgl. BMBF 2006, 35). Deutschland 
ist in diesem Punkt im Vergleich der 
OECD-Länder Spitzenreiter.

Wie die Befunde von Mehrfakto-
ren-Analysen zeigen, scheinen diese 
ausgeprägten Leistungsunterschiede 
zwischen Jugendlichen mit und  ohne 
Migrationshintergrund nur in gerin-
gem Maße auf Unterschiede in der 
Humankapitalausstattung der Jugend-
lichen oder ihrer Herkunftsfamilien 
zurückzuführen zu sein. Sie scheinen 
vielmehr speziell mit dem Migrati-
onsstatus einherzugehen: „Tatsäch-
lich sind eher die Unterschiede, die 
nicht mit dem Bildungsstand oder der 
berufl ichen Stellung der Eltern, son-
dern speziell mit dem Migrationsstatus 
der Schülerinnen und Schüler einher-
gehen, in vielen Ländern beträchtlich. 
Dies deutet darauf hin, dass in diesen 
Ländern Anstrengungen, die speziell 
auf die Integration von Schülerinnen 
und Schülern ausgerichtet sind, ver-
stärkt werden sollten“ (BMBF 2006, 
78).

Sehr kritisch ist in diesem Zu-
sammenhang der Befund der neusten 
Studie zur Berufsbildung der Frie-
drich-Ebert-Stiftung zu sehen. Die Au-
tor/inn/en heben deutlich hervor, dass 
die ungleichen Chancen, einen qualifi -
zierenden Ausbildungsplatz zu fi nden, 
nur zum Teil auf geringere Bildungs-
abschlüsse zurückzuführen sind: „Die 
Chance deutscher Jugendlicher ohne 
Migrationshintergrund, eine vollquali-
fi zierende Ausbildung zu besuchen, ist 
bei gleicher allgemeiner Fachleistung 
immer noch zweimal so hoch wie die 
ausländischer Jugendlicher […]“ (Bae-
thge/Solga/Wieck 2007, 43).

An den aktuellen Befunden zeigt 
sich, dass Bildung ihr Integrations-
potenzial nur dann entfalten kann, 
wenn bestimmte Voraussetzungen er-
füllt sind. Dazu gehören ganz wesent-
lich die soziale und systemische In-
tegration der zu bildenden Personen: 
Integration durch Bildung setzt die Ge-
wissheit und Selbstverständlichkeit der 
Zugehörigkeit voraus. Kinder und Ju-

Integration durch Bildung hängt entscheidend von der systemi-
schen und sozialen Integration der zu bildenden Personen ab

In modernen Wissensgesellschaften 
besitzt Bildung ohne Zweifel ein hohes 
Potenzial für die soziale, politische und 
ökonomische Integration von Men-
schen in die Gesellschaft. Bildung ist 
der Schlüssel zu einer umfassenden 
Beteiligung, welche die eigene Sub-
sistenzsicherung durch Teilhabe am 
Arbeitsmarkt, Formen der politischen 
Mitbestimmung und Mitgestaltung wie 
auch eine selbstbestimmte Lebensfüh-
rung beinhaltet. 

Ein alarmierender Befund aus  PISA 
2003 ist die Tatsache, dass sich der 
Prozentsatz der Schüler/innen mit 
Migrationshintergrund, deren Mathe-
matikkompetenzen unterhalb der Stu-
fe 2 liegen, in der zweiten Generation 

um 15 % gegenüber der ersten Gene-
ration erhöht hat. Das bedeutet nicht 
nur, dass diese Schüler/innen „im Hin-
blick auf ihre Arbeitsmarkt- und Ver-
dienstchancen wie auch ihre Fähigkeit 
zur vollen Teil habe an der Gesell-
schaft voraussichtlich vor erheblichen 
Schwierigkeiten stehen [werden]“ 
(BMBF 2006, 9), sondern auch, dass 
die Integration der Bildungsinlän-
der/innen, die ihre gesamte Bildungs-
laufbahn im deutschen Bildungssys-
tem durchlaufen haben, bislang nicht 
erfolgreich war. Der Vergleich zwi-
schen den Bildungsinländer/inne/n 
mit Migrationshintergrund und den 
Bildungsinländer/inne/n ohne Migra-
tionshintergrund zeigt einen Unter-

 Schüler/innen werden in 
erster Linie als Human-
kapital wahrgenommen
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gendliche mit Migrationshintergrund 
müssen die Erfahrung machen können, 
„zu dieser sozialen Welt zu gehören 
wie alle anderen Kinder auch. […] Nur 
wenn beide Integrationsprozesse gelin-
gen – die Integration in die Systeme 
und die soziale Integration in die Le-
benswelt der sozialen Beziehungen –, 
kann der Jugendliche eine Identität 
entwickeln, die es ihm ermöglicht, die 
Verschränkung von Sozial- und Syste-

mintegration für sich selbst zu gestal-
ten“ (Hamburger 2005, 13).

„Gewissheit und Selbstverständ-
lichkeit der Zugehörigkeit“ als notwen-
dige Voraussetzungen für die Mög-
lichkeit der (Selbst-)Integration von 
jugendlichen Migrant/inn/en stellt 
auch Forderungen an die „Alteinge-
sessenen“, vor allem in ihrer Funktion 
als Arbeitgeber/ innen und „Ausbilder/
innen“, die die Studie zu Berufsbildung 
leider nur andeutet, nämlich: den Ab-
bau von Vorurteilen voranzutreiben 
und strukturelle Diskriminierungsme-
chanismen zu beseitigen. 

interkulturell besonders geschultem 
Lehrpersonal bzw. von Lehrkräften aus 
den Herkunftsländern der Schüler/in-
nen wird hier angeregt, darüber hinaus 
wird empfohlen, die Muttersprachen 
der Migrant/inn/en in den Kanon der 
wählbaren Fremdsprachen aufzuneh-
men (Kühn-Memorandum 1979, 30). 
Dem ist in bildungssystematischer und 
integrationspolitischer Hinsicht zuzu-
stimmen! 

Der „monolinguale Habitus“ (Gogo-
lin 1994, 2006) an deutschen Schulen 
führt außerdem zu einer Fehleinschät-
zung der besonderen Sprachsituation 
der Migrant/inn/en mit eindeutig dis-
kriminierenden Konsequenzen, wenn 
etwa die Mängel in der Beherrschung 
der Unterrichtssprache zur Rückstellung 
oder Überweisung in niedrigere Schul-
formen führen (vgl. Gomolla 2006). So-
zialethisch ist hier nicht nur die Frage 
der Angemessenheit der Maßnahme zur 
Zielerreichung zu problematisieren: Ei-
ne Rückstellung oder Überweisung be-
hebt in der Regel nicht die Sprachdefi -
zite; dazu ist eine gezielte Sprachförde-
rung notwendig. D. h., hier wird nicht ein 
festgestelltes Defi zit mit einer entspre-
chenden geeigneten Fördermaßnahme 
beantwortet, sondern die mit dem Defi -
zit behaftete Person wird „verschoben“. 
Zum anderen ist in menschenrecht-
licher Hinsicht hervorzuheben, dass es 
sich eindeutig um eine strukturelle Dis-
kriminierung aufgrund ethnischer Her-
kunft handelt, wenn der Test zur Über-
weisung an die Sonderschule nur in der 
als mangelhaft diagnostizierten Unter-
richtssprache, nicht aber in der Her-
kunftssprache durchgeführt wird. 

Integration durch Bildung erfordert eine umfassende 
Sprachförderung in Unterrichts- und Herkunftssprache

Ein wesentlicher Integrationsfaktor ist 
die Sprache, genauer gesagt: das Be-
herrschen der Unterrichtssprache. Trotz 
der weitgehend uneingeschränkten 
Anerkennung der Wichtigkeit und 
Notwendigkeit einer gezielten Sprach-
förderung in der Unterrichtssprache 
existiert bislang nicht in allen Bun-
desländern ein expliziter Lehrplan für 
Deutsch als Zweitsprache (DaZ), und 
nur wenige Lehrkräfte sind entspre-
chend aus- oder fortgebildet. Hinzu 
kommt, dass die Sprachförderung un-
abhängig von den tatsächlichen Erfor-
dernissen auf eine bestimmte Phase des 
Bildungsweges beschränkt ist: „Schü-
lerinnen und Schüler mit Migrations-
hintergrund im Sekundarbereich I, die 
bereits die Primarstufe in Deutschland 
besucht haben und weiterhin einge-
schränkte Deutschkenntnisse aufwei-
sen, erhalten im Allgemeinen keine 
systematische Sprachförderung […]“ 
(BMBF 2006, 163).

Im Vergleich dazu wird etwa in 
Schweden Schwedisch als Zweitspra-
che nicht nur nach einem expliziten 
Lehrplan und von Lehrkräften mit ob-
ligatorischer Zusatzausbildung gelehrt, 
sondern das Recht und die Möglich-
keit, am Unterricht in Schwedisch als 
Zweitsprache teilzunehmen, beste-
hen über die gesamte Schullaufbahn 

(bis zur Sekundarstufe II). Vor diesem 
Hintergrund lässt sich die Kritik des 
Sonderberichterstatters der Vereinten 
Nationen für das Menschenrecht auf 
Bildung, Vernor Muñoz, nachvollzie-
hen – in seinem Bericht mit Bezug auf 
die Integration von Kindern mit Be-

hinderungen –, in Deutschland würden 
die Menschen an die „Bedürfnisse“ der 
Systeme angepasst, statt umgekehrt die 
Systeme an die Bedürfnisse der Men-
schen anzupassen (vgl. Human Rights 
Council 2007, 19).

Dass solche Erkenntnisse auch in 
Deutschland nicht neu sind, zeigt ein 
Blick in das Kühn-Memorandum von 
1979. Nicht nur die Einstellung von 

Integration durch Bildung erfordert eine Erweiterung 
des Bildungsweges um eine zweite und dritte Chance

Zwar lässt sich auch bei den Erfolgs-
quoten des zweiten Bildungsweges das 
Ungleichgewicht zwischen deutschen 
und ausländischen Schüler/inne/n fest-
stellen; interessant erscheint jedoch, 
dass der zweite Bildungsweg den aus-
ländischen Schüler/inne/n, wenn auch 

auf quantitativ geringem Niveau, eine 
gute Chance zu bieten scheint, höher-
wertige Bildungsabschlüsse nachzuho-
len: Im Jahr 2003 erwarben 11,19 % 
der ausländischen Schüler/innen auf 
dem zweiten Bildungsweg die Fach-
hochschulreife gegenüber 1,23 % auf 

 Wichtig ist die soziale 
Integration der zu bil-
denden Person

 Gezielte Sprachförderung 
ist unverzichtbar
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dem ersten Bildungsweg, und 14,40 % 
erreichten die Hochschulreife auf 
dem zweiten Bildungsweg gegenüber 
10,76 % auf dem ersten Bildungsweg 
(vgl. Diefenbach 2007, 79).

Die Benachteiligung der auslän-
dischen Schüler/innen gegenüber den 
deutschen Schüler/inne/n bleibt auch 
bei Berücksichtigung des Zweiten Bil-
dungswegs bestehen. Trotzdem spre-
chen die deutlich besseren Möglich-
keiten des zweiten Bildungswegs für 
ausländische Schüler/innen sehr dafür, 
eine zweite und dritte Chance einzu-
räumen und solche Möglichkeiten et-
wa in Form von Bildungsgutscheinen 
auch institutionell zu verankern. An-
dererseits sollte man hier einen kri-
tischen Blick auf den ersten Bildungs-
weg zurückwerfen, denn dort scheinen 
die Chancen für ausländische Schü-
ler/innen offenbar deutlich geringer zu 
sein. Den Ursachen dieser Benachteili-
gung sollte in zukünftiger Forschung 
gezielt nachgegangen werden.

Im Rahmen der weiterführenden 
Bildung ist im Sinne der Anschlussfä-
higkeit außerdem über (Aufbau-)Stu-
diengänge und berufl iche Nachschu-
lungen für Migrant/innen der ersten 
Generation nachzudenken. Häufi g 
können die im Herkunftsland erwor-
benen Abschlüsse nicht angemessen 
in das deutsche Bildungssystem inte-
griert werden, weil sie schlicht nicht 
anerkannt werden oder das spezifi sche 
Fachwissen für den deutschen Kontext 
fehlt. Dies führt in der Konsequenz da-
zu, dass Migrant/innen arbeitslos sind 
oder unter ihrem Qualifi kationsniveau 
beschäftigt werden. Ansatzpunkte sol-
cher Aufbaustudiengänge müssten die 
Weiterqualifi zierung im bereits erlern-
ten Beruf sein und die gezielte Nut-
zung des bereits vorhandenen Wissens. 
Dies würde neben einer Verhinderung 
des Statusverlusts auch dazu beitragen, 
dass Migrant/inn/en ihre Selbstachtung 
als aktiv beitragende Gesellschaftsmit-
glieder aufrechterhalten können.

gesellschaftlichen Ordnung, die „Grup-
pen“ der Einheimischen und Migrant/
inn/en und das Verhältnis beider Grup-
pen zueinander vermittelt. Dabei ist der 
pädagogische Common Sense nach wie 
vor von den defi zitorientierten Hand-
lungsansätzen der 1980er-Jahre be-
stimmt. Diesen Bildungsprogrammen 

liegen statische, rückwärtsgewandte 
Konzepte kultureller Identität zu Grun-
de, welche „die Anderen“ als Problem-
träger/innen erscheinen lassen. So wer-
den in den schulischen Routinen nicht 
nur kulturalistische Typisierungen fort- 
und festgeschrieben, sondern die Dif-
ferenzkonstruktionen erweisen sich als 
anschlussfähig für alltagsweltliche ras-
sistische Diskurse und können insofern 
zur Legitimation von Ausgrenzung in-
strumentalisiert werden (vgl. Gomol-
la 2006).

Durch Maßnahmen der „Beson-
derung“ – z. B. den ausschließlichen 
Besuch einer Moschee anstelle eines 
Besuchs sämtlicher religiöser Institu-
tionen oder die ausschließliche Auf-
forderung an die Migrant/inn/en, über 
kulturelle Festtagsbräuche zu berich-
ten – wird die kulturelle Differenz 
häufi g zum wesentlichen Unterschei-
dungsmerkmal stilisiert. Damit wird 
negiert, dass sich dass Leben in plu-
ralen Gesellschaften in wechselnden 
Mehrheits- und Minderheitsverhältnis-
sen abspielt, die sich entlang verschie-
dener Achsen (Geschlecht, Lebensform, 
Religion, Sozialer Stand etc.) konsti-
tuieren. Ethnische Herkunft ist in die-
sem Zusammenhang nur ein biogra-
fi sches Merkmal unter vielen anderen. 
Die Schule hat hier die Aufgabe, be-
sondere Förderbedürfnisse zu erkennen 
und mit geeigneten Fördermaßnahmen 
zu beantworten, damit alle Schüler/in-
nen die gleiche Chance auf Bildungser-
folg haben, ohne dass die Besonderheit 
dieser Förderung ihrerseits diskrimi-
nierend wirkt. In den General Com-

Integration durch Bildung erfordert 
eine Revision des Bildungsraums „Schule“

In modernen Wissens- und Erwerbstä-
tigkeitsgesellschaften wird der soziale 
Status einer Person durch die Bildung, 
das Einkommen und das Berufspresti-
ge bestimmt. Diese drei Dimensionen 
sind allerdings nicht unabhängig von-
einander, sondern beruhen in der Regel 
auf dem formalen Bildungsabschluss, 
den eine Person erworben hat (vgl. 
von Below 2003). Das Bildungssys-
tem hat insofern eine entscheidende 
Funktion in der sozialen Platzierung 
von Menschen; es operiert als Insti-
tution sozialer Selektion. Allerdings 
müssen Jugendliche aus bildungsfer-
neren Familien einen sehr viel wei-
teren Bildungsweg zurücklegen, der 
z. T. mit psychosozialen Ablösungs-
prozessen vom Erbe der Eltern, aber 
auch mit größeren gesellschaftlichen, 
sozialen und institutionellen Hinder-
nissen (Monokultur, Monolingualität 
etc.) verbunden ist. Gerade in einem 

leistungsorientierten System müsste 
diese Leistung berücksichtigt werden; 
die Transformationsprozesse von Kin-
dern und Jugendlichen müssten in den 
Blick genommen, unterstützt und ge-
fördert werden. Allerdings ist der Zu-
sammenhang zwischen Bildungsfer-
ne und Transformationsfähigkeiten 
im Selbstverständnis der Bildungsin-
stitutionen bislang noch kaum veran-
kert (vgl. King 2006, 30 f.).

Statt diese Leistungen anzuerken-
nen, wirkt der Bildungsraum Schule 
eher kontraproduktiv und ausgrenzend, 
indem er nicht nur die nationale Ver-
kehrssprache, sondern auch das Selbst-
verständnis einer nationalen, meist 
monokulturellen politischen und so-
zialen Ordnung für Einheimische und 
Migrant/inn/en sozialisatorisch veran-
kert (vgl. Hormel/Scherr 2005, 298). In 
der Schule werden normative Vorstel-
lungen über die Grundprinzipien der 

 Der Bildungsraum Schule 
wirkt kontraproduktiv 
und ausgrenzend

amos 03_2007 - endfassung - seit22   22amos 03_2007 - endfassung - seit22   22 23.07.2007   14:59:5223.07.2007   14:59:52



AMOS 1. Jg. (2007) Heft 3 23

Zuwanderung und Integration

ments des Sozialpaktausschusses wird 
hierzu ein eindeutiger Zusammenhang 
zwischen der Gleichheitsorientierung 
des Nicht-Diskriminierungsgrund-
satzes und einer klaren Zielorientie-
rung und zeitlichen Befristung von 

Sondermaßnahmen hergestellt (vgl. 
E/C.12/2000/13, 7). Nur unter stren-
ger Beachtung dieses Zusammen-
hangs kann die Gratwanderung zwi-
schen einer sensiblen Wahrnehmung 
von Differenz und einer nichtdiskri-

minierenden Haltung gegenüber allen 
Schüler/inne/n gelingen. 

„Bildungsmotivierte und -erfolg-
reiche Migranten brauchen die uni-
versalistische Gleichbehandlung von 
Leistungen in der Schule […], weil sie 
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die persönliche Zuwendung zu oft als 
Übergriff in die eigene Lebenswelt 
erfahren haben. […] Wenn die Mig-
rantenjugendlichen erfolgreich sind, 
dann haben sie ganz stabil gelernt, 
welches Muster, nämlich das funktio-
nal-moderne, die Wahrnehmung der 
eigenen Interessen sichern kann, und 

dass für die persönlich bedeutsamen 
Fragen ein privatisierter, ‚ethnisch un-
komplizierter’ Lebensraum hilfreich ist. 
Dies muss aber gerade nicht ein eth-
nisch geschlossener Lebensraum sein, 
aber einer, in dem kulturelle Hetero-
genität nicht permanent zum Problem 
stilisiert wird“ (Hamburger 2005, 10). 

tion moderner Gesellschaften als refl e-
xiver Prozess gemeint: Die Gesellschaft 
muss sich integrieren in ihren verän-
derlichen Mehrheits- und Minder-
heitenverhältnissen, die sich entlang 
verschiedener Achsen von Zugehörig-
keiten (Geschlecht, Religion, Sozialer 
Status, Lebensform etc.) beschreiben 
lassen. Bildung stellt in diesem Zusam-
menhang einerseits eine wesentliche 
Ressource dar, die über die Partizipa-
tions- und Integrationsmöglichkeiten 
entscheidet. Andererseits ist Integra-
tion die Voraussetzung, um das Inte-
grationspotenzial von Bildung allererst 
zu erschließen. Integration durch Bil-
dung ist in diesem Sinne nur möglich 
durch Integration! 

Integration durch Bildung braucht Vorbilder

Auch für Migrant/inn/en gibt es kei-
ne Normalverläufe in bildungsbio-
grafi scher Hinsicht, keine Muster, die 
für einen bestimmten Typus sprechen 
würden – zu individuell sind die Er-
fahrungen und die Strategien, mit 
dem elterlichen Bildungserbe umzu-
gehen. Während manche Familien es 
schaffen, Migration als familiales Auf-
stiegsprojekt zu „inszenieren“, welches 
eine „Transformationstradition“ (Ap-
pitzsch 1999 zitiert nach Hummrich 
2006, 97) begründet, werden andere 
Familien in diesem Vorhaben an den 
verschiedensten Hürden scheitern. 

Das bedeutet aber nicht, dass es 
nicht sinnvoll wäre, sowohl gelingende 
als auch scheiternde Bildungsbiogra-
fi en auf ihre strukturellen Vorausset-
zungen und Bedingungen zu überprü-
fen, um die Spielräume von Bildungs-
prozessen unter Bedingungen sozialer 
Ungleichheit genauer zu erfassen und 
im Sinne einer teilhabefördernden Bil-
dungspolitik auszubauen. Andererseits 
reicht in der Regel das Wissen um die 
Möglichkeiten noch nicht aus, son-

dern es braucht außerdem Vorbilder 
von Menschen, die es geschafft haben, 
die eine ähnliche Biografi e haben und 
ähnliche Erfahrungen gemacht haben. 
Und es braucht unterstützende Netz-
werke, um zu erfahren, dass das, was 
prinzipiell möglich ist, mir tatsäch-
lich auch möglich ist. An diesen bei-
den Punkten setzt z. B. die Türkisch-
Deutsche Akademiker und Studenten 
Plattform (TD-Plattform) an. Hier wis-
sen alle, „was es bedeutet, mit einem 
türkischen Namen durch die deutsche 
Welt zu gehen. Sie alle kennen die 
kleinen Stiche im Alltag, wenn auf-
grund eines Rechtschreibfehlers ihre 
perfekten Deutschkenntnisse in Fra-
ge gestellt werden. Wenn die Sehn-
sucht nach einer Gruppenzugehörig-
keit als mangelnder Integrationswille 
verstanden wird. Da ist es nicht im-
mer leicht, ein Selbstbewusstsein an 
den Tag zu lagen. Doch dafür gibt es 
jetzt die Plattform“ (Ataman 2007, 2, 
siehe auch www.td-plattform.com/
DE/index.php?page=ueber_uns/vor-
stellung).

Katja Neuhoff (geb.1972), studier-
te Philosophie und Kath. Theologie 
in St. Georgen sowie Philosophie und 
Evang. Theologie in Berlin (M. A.), So-
zialpädagogik in Berlin (Diplom); Post-
graduiertenstudium „Migration“ an der 
Internationalen Frauenuniversität Han-
nover; seit 2001 Trainerin und Referen-
tin in der Jugend- und Erwachsenen-
bildung; seit 2003 Wissenschaftliche 
Mitarbeiterin am Forschungsinstitut 
für Philosophie Hannover, zurzeit im 
DFG-Projekt „Menschenrecht auf Bil-
dung; wichtige Veröffentlichungen: 
Differenz als epistemologisches Po-
tential. Learning from the Outsider Wi-
thin. In: Kleve / Koch / Müller, Differenz 
und Soziale Arbeit, Uckerland 2003, 
100–129; Grundlegung und Kriterien 
des Menschenrechts auf Bildung – Ein 
Forschungsprogramm. In: Heimbach-
Steins / Kruip / Kunze: Das Menschen-
recht auf Bildung und seine Umsetzung 
in Deutschland (voraussichtlich Herbst 
2007); Das Menschenrecht auf Bildung 
und seine Umsetzung in Deutschland, 
mit G. Kruip (im selben Band).

KURZBIOGRAPHIE

Ausblick: Integration ist Mittel und Ziel zugleich!

Integration durch Bildung benennt 
die wesentliche Gestaltungsaufgabe 
lebendiger Demokratien im 21. Jahr-
hundert, die unwiderrufl ich unter Be-
dingungen beschleunigter Globali-
sierung und wachsender Migration 
stehen. Sie zielt darauf ab, Partizipa-

tionsmöglichkeiten für alle in ihr le-
benden Menschen zu schaffen. Das 
heißt: Es geht nicht darum, jemanden 
oder eine Gruppe von Menschen durch 
etwas (z. B. mittels Bildung) in etwas, 
nämlich die Aufnahmegesellschaft, zu 
integrieren. Vielmehr ist die Integra-
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Wahrscheinlich fi nden sich, mit 
Ausnahme einiger politischer 

Extremisten, kaum Menschen, die 
nicht die Notwendigkeit der Integra-
tion von Zuwanderern einsehen. Die 
Fragen des Leitbildes der Integration 
und der Wege zur Erreichung dieses 
Ziels sind allerdings in vielen Diskus-
sionen umstritten. In den zum Teil mit 
Vehemenz geführten politischen De-
batten ist es Aufgabe der Ethik, an 
die berechtigten Interessen aller Be-
teiligten und Betroffenen zu erinnern. 
Ethiker machen sich zu Advokaten de-
rer, deren Stimme überhört zu werden 
droht. Christliche Ethik erinnert zudem 
an die für heutiges Handeln relevanten 
Erfahrungen gelungenen Lebens, die 
sie in der Tradition der eigenen Glau-
bensgemeinschaft fi ndet.

Biblische Orientierungen

Altes Testament: In Israel genoss der 
Fremde (ger) besondere Rechte. In der 
ältesten Schicht des Pentateuch, der J-
Quelle, ist mit diesem Wort allgemein 
ein Israelit gemeint, der als Fremdling 
in einem fremden Land ansässig war. 
Später wurde der Ausdruck für einen 
Fremden gebraucht, der auf israeli-

tischem Boden lebte und dessen Rechte 
verteidigt wurden, auch wenn er nicht 
im vollen Sinn Mitglied der Gemein-
schaft war. Der Fremde musste nicht 
unbedingt einem anderen Volk ange-
hören, sondern war oft Volksgenos-
se, allerdings Mitglied eines anderen 
Stammes (Bultmann 1992, 22; Steins 
1994, 137–139). In jedem Fall aber war 
er ein Mensch, der in Israel Privilegien 
genoss und deshalb einem Auserwähl-
ten gleichkam. „Wir sind verpfl ichtet“, 
so weiß der jüdische Autor Elie Wie-
sel zu sagen, „ihm Barmherzigkeit zu 
erweisen und Verständnis entgegen-
zubringen. Ihn zurückzuweisen, ihn 
zu beleidigen, ihn zu benachteiligen, 
ist verboten, er muss noch vor dem 
Durchschnittsbürger unterstützt wer-
den. Man muss ihm nicht nur helfen, 
sondern ihn auch verstehen und füh-
len lassen, wie sehr er willkommen ist, 
kurzum man muss ihn lieben. Der Aus-
druck ›Veahawta – und du sollst ihn 
lieben‹ wird in der Schrift dreimal ge-
braucht: du sollst deinen Gott lieben, 
du sollst deinen Nächsten lieben und 
du sollst den Ger, den Fremden, lie-
ben“ (Wiesel 1987, 72 f.).

Wenn der Fremde dauerhaft blieb, 
musste Israel über die Gewährung von 
Gastfreundschaft hinaus weiterreichen-

de Regelungen fi nden. Das Gastrecht 
voraussetzend, wurde deshalb die 
rechtliche Stellung des Fremden über 
verschiedene Schutzrechte geregelt, 
die über die Aufforderung zur Offen-
heit und Aufgeschlossenheit gegen-
über Fremden hinausgingen. 

In den alttestamentlichen Gesetzen 
ist das grundsätzliche Anliegen zu er-
kennen, die Fremden in die einheimi-
sche Gesellschaft zu integrieren – und 
zwar, was zunächst überraschen mag, 
über das Leben und Feiern der Familie 
(Dtn 16,11). Zu denken ist auch an die 

Einladung von Fremden und Leviten 
zum Mahl des Zehnten am Zentralhei-
ligtum (Dtn 14,28 f.), die die Funktion 
hat, die Landlosen in das am Tempel 
kultisch konstituierte Israel zu integrie-
ren. Diejenigen, die miteinander reli-
giöse Feste und Familienfeste feiern, so 
die Erfahrung, wachsen auch mensch-
lich zusammen. Die Menschen im Al-
ten Israel wussten, dass erst durch ein 
solches menschlich-alltägliches Mit-
einander die rechtlichen Regelungen, 

Integration gestalten
Leitbilder und Kriterien einer 
verantwortlichen Integrationspolitik

Albert-Peter 
Rethmann

Der vorliegende Artikel beschäftigt sich mit den theologisch-ethischen Grundla-
gen der Migrantenintegration und diskutiert aktuelle Fragestellungen der Zuwan-
derungspolitik in Deutschland (Integrationskurse, Staatsangehörigkeitsrecht, Fami-
lienpolitik etc.). Der Autor kommt zu dem Schluss, dass die Integration nicht eine 
einseitige Anpassungsleistung der Zuwanderer ist, sondern auf die Bereitschaft auch 
der Angehörigen der Aufnahmegesellschaft angewiesen ist, Zuwanderung und Inte-
gration so zu gestalten, dass sie die berechtigten Interessen aller Beteiligten achtet. 
Ethisch verantwortete rechtliche Rahmenbedingungen und die Integration der Zu-
wanderer in die Alltagskultur der Aufnahmegesellschaft müssen sich dabei gegen-
seitig ergänzen. 

 Alttestamentliche 
 Gesetze suchen, Fremde 
über Feiern der Familie 
zu integrieren
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die nur einen Rahmen für die Inte-
gration bieten, auch inhaltlich gefüllt 
werden konnten. 

Nach der Rückkehr aus dem Exil 
hatte sich die Stellung der Fremden in 
Israel weitgehend gefestigt. Das Ver-
halten den Zuwanderern gegenüber 
reichte vom Schutz vor wirtschaftlicher 
Ausbeutung in den ältesten Texten des 
Bundesbuches über wirtschaftliche und 
soziale Integrationsmaßnahmen in der 
Zeit des Deuteronomium im 8. und 7. 
Jahrhundert bis zur völligen Gleichbe-
rechtigung in der nachexilischen Ge-
meinde (Schwienhorst-Schönberger 
1990, 114).

Neues Testament: Die Haltung ge-
genüber dem Fremden steht im Han-
deln Jesu und dem seiner Jünger 
grundsätzlich in der Tradition Israels 
und ist von der Maxime universaler 
Nächstenliebe geprägt. Bleibt im Al-
ten Testament noch eine eigenartige 
Spannung zwischen dem universalis-
tischen Ideal der Öffnung Israels für 
Fremde und einem De-facto-Partiku-
larismus in dem Sinne, dass die Hal-
tung zum Migranten als Verhältnis von 
Bruder (= Volksgenosse) und Fremder 
bestimmt wurde, entfällt im Neuen 
Testament der volksgebundene Parti-
kularismus. Die Verheißung des Neu-
en Testaments weckt die Erwartung, 
dass „in der Fülle der Zeiten“ (Eph 
1,10) eine neue Gesellschaft entsteht, 
die von universaler Geschwisterlich-
keit geprägt ist. Eine solche war gewiss 
schon von der Schöpfung her grund-
gelegt, brauchte aber in paulinischer 
Sicht zur Verwirklichung den Christus, 
den Paulus als „Erstgeborenen vieler 
Brüder“ (Röm 8,29) bezeichnet und in 
dem alle Menschen „Kinder Abrahams“ 
(Röm 4; Gal 3,7.28–29; 4,21–31) bzw. 
„Glieder des gleichen Leibes“ (Röm 
12,4–6; 1 Kor 12,4–5.12–27) werden 
können. Man kann sagen, dass für die 
frühen christlichen Gemeinden das 
Ethnische kein Defi nitions- oder Iden-
titätselement mehr ist. Das Neue Testa-
ment entgrenzt die Liebe zum Nächsten 
grundsätzlich, vgl. das Gleichnis vom 
guten Samariter (Lk 10,30–37).

Die biblisch beschriebene Aufnahme 
und Integration von Zuwanderern ist 
neuzeitlich nicht nur eine pragma-
tische Forderung, die dem friedlichen 
Zusammenleben in einem durch die 
Anwesenheit von Fremden geprägten 
Gemeinwesen dient. Vielmehr er-
wächst die Forderung der Ermögli-
chung von Partizipation aus einem be-
stimmten Menschenbild. Dieses geht 
davon aus, dass die prinzipiell gleichen 
Ausgangsbedingungen für den Erwerb 
gesellschaftlicher Positionen und für 
gesellschaftliche Mitwirkung unver-
zichtbares Element gerechter Gesell-
schaftsstrukturen sind. Wenn die deut-
sche Gesellschaft akzeptiert, und dazu 
gibt es keine Alternative, dass ein gro-
ßer Teil der Zuwanderer zu bleibenden 
Mitgliedern der Gesellschaft geworden 

ist, dann müssen die Gerechtigkeits-
kriterien, die die einheimische Bevöl-
kerung für sich beansprucht, auch für 
die Zuwanderer gelten.

Insbesondere im Zusammenhang 
der Zuwandererintegration ist es Auf-
gabe der Sozialethik, an die Notwen-
digkeit von Beteiligungsgerechtigkeit 
zu erinnern, die ein zentrales Element 
des Gerechtigkeitsdiskurses darstellt. 
„Soziale Gerechtigkeit“, so die ame-
rikanischen Bischöfe in ihrem Hirten-
wort von 1986, „bedeutet, dass Men-
schen verpfl ichtet sind, sich aktiv und 
produktiv am Leben der Gesellschaft 
zu beteiligen, und dass es der Gesell-
schaft obliegt, ihnen die Möglichkeit 
einer solchen Beteiligung zu schaffen.“ 
Damit ist auch ausgedrückt, dass sich 

die Partizipation am gesellschaftlichen 
und politischen Leben und in diesem 
Sinn die Integration als Aufgabe und 
Forderung nicht allein an die Zuwan-
derer richten darf. Es handelt sich da-
bei auch nicht um eine rein indivi-
duelle Frage des Verhaltens einzelner 

Zuwanderer, die allein mit Hilfe mora-
lischer Appelle oder durch Druck von 
außen motiviert werden könnte. Viel-
mehr geht es hierbei um eine struktu-
relle Frage. Beteiligungsgerechtigkeit 
umfasst die politischen Mitwirkungs-
rechte ebenso wie die wirtschaftlichen 
Mitbestimmungsrechte und nicht zu-
letzt den Zugang zu Arbeits- und Be-
schäftigungsmöglichkeiten, diffe-
renzierte Bildungszugänge und eine 
soziale Mindestsicherung (Heimbach-
Steins 1999, 151 f.). 

Aus sozialethischer Sicht und prak-
tischer Erfahrung kann gesagt werden: 
Partizipation ist die Voraussetzung für 
Integration. Insbesondere die Partizi-
pation an Entscheidungsprozessen 
der Gesellschaft ist Basis für die Er-
reichung von Chancengleichheit, denn 
zum einen identifi ziert sich erst der, 
der in einem Gemeinwesen mitbe-
stimmen kann, auch mit diesem. Zum 
anderen nehmen die politischen Ent-
scheidungsträger in erster Linie Rück-
sicht auf die, von deren Stimmen sie 
bei der nächsten Wahl abhängig sind. 
Partizipation ist eine zentrale Voraus-
setzung für den Prozess der Inkultura-
tion, der als ein differenzierter Prozess 
der Angleichung und Unterscheidung 
zu verstehen ist und der nicht einfach 
am grünen Tisch zu planen ist.

Partizipation als Bedingung für Integration

Integration als kulturelle Leistung

In diesem Zusammenhang soll auf den 
explizit kulturellen Aspekt des Inte-

grationsprozesses hingewiesen wer-
den. Dazu bedarf es einer genaueren 

 Akzeptieren, dass Zuwan-
derer bleibende Mit-
glieder der Gesellschaft 
geworden sind

 Partizipation ist 
die Voraussetzung 
für Integration
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Betrachtung dessen, was unter „Kul-
tur“ zu verstehen ist. Wenn wir von 
„Kultur“ sprechen, meinen wir im All-
gemeinen die Summe all dessen, wo-
rin sich der Mensch als Mensch aus-
drückt, als Individuum (individuelle 
Lebenskultur) und in Gemeinschaft 
(Kultur eines Volkes, einer Glaubens-
gemeinschaft …). Kultur hat des Wei-
teren einen geschichtlichen Aspekt 
(Kulturerbe) und ist gleichzeitig ein 
Gegenwartsbegriff. Kultur meint sub-
jektiv das Vermögen, Kultur zu schaf-
fen und auszuüben; objektiv ist Kultur 
verwirklicht in Kulturgütern. Kultur in 
diesem umfassenden Sinne umfasst die 
Sprache, Werte, Religion, Kunst und 
vieles mehr. Sie schlägt sich nieder in 
Standards des Denkens, Fühlens und 
Verhaltens. Der Kulturbegriff bezeich-
net somit auf der einen Seite eine dau-
erhafte Konditionierung, eine zweite 
Wirklichkeit für den Menschen. Auf 
der anderen Seite wird deutlich, dass 
Kultur nicht einfach ein Schicksal ist, 
in das der Mensch hineingeboren wird, 
sondern dass sie ihm sowohl vorgege-
ben als auch zur weiteren Gestaltung 
aufgegeben ist. Mensch und Kultur 
sind in diesem Sinn dialektisch auf-
einander bezogen.

Die kulturelle Tradition umfasst 
konkrete kulturelle Werke, darüber hi-
naus aber auch gedankliche Grundsät-
ze, Kodierungen und Normen. Nicht 
denkbar ist Kultur ohne Sprache. Der 
Sprache kommt eine zentrale Rolle 
für das kulturelle Selbstbewusstsein 
und für die Auseinandersetzung mit 
den kulturellen Vorgegebenheiten, ih-
ren Normierungen und Kodierungen 
zu. Wie viel soll der Zuwanderer nun 
aber davon aufnehmen, um als Mit-
glied der deutschen Gesellschaft zu 
gelten? 

Wenn es heißt, dass Kultur die 
Summe dessen ist, „was der Mensch 
als Mitglied einer Gesellschaft oder 
eines Volkes an Fähigkeiten und Ver-
haltensweisen erworben hat“ (Rassem 
1995, 749), dann kann eine solche De-
fi nition die irrige Vorstellung wecken, 
dass in allen Mitgliedern einer Gesell-

schaft bzw. eines Volkes der Reichtum 
der Kultur ganz und jeweils auf die-
selbe Weise präsent ist. Der kulturelle 
Reichtum eines Volkes ist jedoch nur in 
abgestufter Weise und in unterschied-
lich zusammengesetzter Auswahl bei 
den einzelnen Mitgliedern präsent. Die 
Repräsentation des kulturellen Reich-
tums ist abhängig von sozialer Schicht 
und Beruf, von Geschlecht und Alter, 
von Schulbildung, persönlichen Bega-
bungen, Eigenheiten und besonderen 
partikulären Erfahrungen. Schon in-

nerhalb der deutschen einheimischen 
Bevölkerung gibt es in diesem Sinn ei-
ne Multikulturalität. Sie ist sogar ge-
rade das Kennzeichen der Modernität 
einer Gesellschaft.

Zudem unterliegen Kulturen, wie 
schon angedeutet, immer schon vielfa-
chen Veränderungsprozessen, die von 
innen oder außen angestoßen werden 
können. Zwar sind Kulturen wandel-
bar, doch zeichnen sie sich meist durch 
eine relative Konstanz aus. Sie haben 
eine Entstehungsgeschichte, eine Ge-
genwartserscheinung und unterliegen 
vielfältigem Wandel. 

Kulturelle Integration ist dann ers-
tens eine Anpassungsleistung der Zu-
wandernden. Sie müssen z. B. die Spra-
che lernen, um in Kommunikation 
mit der Aufnahmegesellschaft treten 
zu können. Auf diese Weise können 
Zuwandernde ihre kulturelle Prägung 
verstehen und sich auf sie einstellen, 
um sich den Werten der Aufnahmege-
sellschaft nähern zu können. Für die 
kulturelle Identität der Zuwandernden 
bedeutet diese Begegnung in der Re-
gel ein krisenhaftes Ereignis. Da man 
Identität als mehr oder weniger stabiles 
Gleichgewicht von Selbstkonzept und 
Fremdwahrnehmung defi nieren kann, 
bleibt sie dynamisch, das heißt sie ver-
ändert sich, wenn sich die Selbstwahr-
nehmung in der Fremde und die Au-

ßenwahrnehmung verschieben. Die 
Selbstdefi nition der Zuwandernden 
kommt durch die Auseinanderset-
zung mit zunächst fremden kulturellen 
Codes und Normen in Bewegung. Die 
Zuwandernden suchen nach einem 
neuen Gleichgewicht in der Zuwan-
derungsgesellschaft.

Integration ist zweitens aber auch ei-
ne Leistung der  Aufnahmegesellschaft, 
wenn diese sich bemüht, die Plura-
lisierung der Lebenswelten konstruk-
tiv zu gestalten. Die Leistung der Auf-
nahmegesellschaft besteht im Idealfall 
darin, dass sie den Prozess der Neu-
defi nition von Identität auf Seiten des 
Migranten ermöglicht, und dass sie 
die Zuwandernden in die Lage ver-
setzt, sich schöpferisch mit der neu-
en Umwelt auseinanderzusetzen und 
sich auf sie einzulassen. Auf Seiten 
der Zuwandernden spielt dabei eine 
wichtige Rolle, dass sie bezogen auf 
die sozialen Beziehungen zu den Ein-
heimischen wie auch in Bezug auf 
ihre soziale Situation (Arbeitsplatz, 
Teilhabe an der sozialen Sicherung, 
Verlässlichkeit des Aufenthaltsstatus) 
keine Angst haben. Angstfreiheit ist 
eine wichtige Bedingung für die Be-
reitschaft zu einer solchen positiven 
Auseinandersetzung mit der Kultur der 
Aufnahmegesellschaft. So wird auch 
im Zusammenhang der Überlegungen 
zur kulturellen Integration die Frage 
der sozialen Gerechtigkeit berührt. Die 
politische Herausforderung einer die 
Einwanderung gestaltenden Gesell-
schaft liegt darin, dass die einzelnen 
Einwanderungskommunitäten nicht 
dauerhafte Parallelkulturen ausbilden, 
sondern sich als integrierte Mitglieder 
der Gesellschaft verstehen und betä-
tigen können.

Ein Hinweis aus der soziologischen 
Migrationsforschung scheint mir hier 
notwendig zu sein: Integration ist ein 
generationenübergreifender Prozess. 
Insbesondere Einwanderer der ersten 
Generation orientieren sich primär an 
der eigenen ethnischen Gruppe und 
schaffen sich eine vorwiegend ethnisch 
geprägte Infrastruktur und Alltagskul-

 Schon innerhalb der 
 einheimischen Gesell-
schaft gibt es eine 
Multikulturalität
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und KUNST

Ebenbild unsres Lebens

Der Mensch, das Spiel der Zeit, spielt, weil er allhie lebt,
im Schauplatz dieser Welt, er sitzt und doch nicht feste.
Der steigt und jener fällt, der suchet die Paläste
und der ein schlechtes Dach, der herrscht und jener webt.

Was gestern war, ist hin, was itzt das Glück erhebt,
wird morgen untergehn. Die vorhin grünen Äste
sind nunmehr dürr und tot. Wir Armen sind nur Gäste,
ob den' ein scharfes Schwert an zarter Seide schwebt.

Wir sind zwar gleich an Fleisch, doch nicht von gleichem Stande:
Der trägt ein Purpurkleid und jener gräbt im Sande,
bis nach entraubtem Schmuck der Tod uns gleiche macht.

Spielt denn dies ernste Spiel, weil es die Zeit noch leidet,
und lernt, daß, wenn man vom Bankett des Lebens scheidet,
Kron, Weisheit, Stärk und Gut sei ein geborgte Pracht.

Andreas Gryphius

Nicola Marotta, Alghero (Sardinien)
L’esposito, 2000
Tecnica mista
90 × 200 cm

Nicola Marotta, geb. 1936 in 
Brusciano (Neapel), Studium der 
Malerei am „L'Institute statale di 
Napoli“, diverse Kurse für Bildhauerei 
und Malerei an der „Academia delle 
Belle Arti“ in der gleichen Stadt. 
Seit 1962 lebt und arbeitet er in 
Alghero (Sardinien). 
Zahlreiche Ausstellungen in Italien, 
aber auch in Deutschland (1977, 
1979, 2000) und den USA (1986).
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tur. Eine zunehmende Aufl ösung der 
Grenzen dieses als „Einwandererkolo-
nie“ bezeichneten Verhaltens geschieht 
in der Regel bereits in der zweiten, zu-
nehmend dann in der dritten Genera-
tion, wenn die Kinder in die Kindergär-
ten und Schulen kommen, wenn über 
die Berufsarbeit interkulturelle Kon-
takte entstehen usw. 

Diese Entwicklung muss aber nicht 
linear verlaufen. Ende der 80er- und 
Anfang der 90er-Jahre zeigte sich in 
der Bundesrepublik Deutschland, be-
dingt u. a. durch verstärktes ausländer-
feindliches Verhalten von Teilen der 
deutschen Bevölkerung, eine „Reeth-
nisierung“, eine Rückorientierung von 
bereits weitgehend integrierten Aus-
ländern in die ethnischen Infrastruktu-
ren, die sie schon weitgehend verlassen 
hatten. Dieser Fehler sollte in Zukunft 
nicht wiederholt werden. 

Drei Säulen der Integration

Am 22. September 2004 hat die Voll-
versammlung der Deutschen Bischofs-
konferenz das Wort der deutschen Bi-
schöfe zur Integration von Migranten 
verabschiedet. Es trägt den program-
matischen Titel „Integration fördern – 
Zusammenleben gestalten“. Die Erklä-
rung der Bischöfe formuliert als Ziel 
der Integrationspolitik: „Ziel jeder In-
tegrationspolitik muss es sein, für die 
einheimische Bevölkerung ebenso wie 
für die hier lebenden und die künftigen 
Migranten Rahmenbedingungen zu 
schaffen, die die gleichberechtigte Ein-
gliederung in die soziale, wirtschaft-
liche und rechtliche Ordnung ermög-
lichen.“ (25) Eine solche Integration 
steht nach Ansicht der Bischöfe auf 
drei Säulen (25 f.):
• Verständigung muss möglich sein. Des-

halb müssen ausreichende Deutsch-
kenntnisse erworben werden. Inte-
gration geht über rein rechtliche 
Gegebenheiten hinaus. Ganzheit-
liche Integrationskonzep te bezie-
hen auch diejenigen mit ein, die 
sich rechtlich nicht zu einer Teil-

nahme an Integrationsmaßnahmen 
verpfl ichten lassen.

• Der Lebensunterhalt muss gesichert 
werden können. Deshalb müssen 
Migranten grundsätzlich die Mög-
lichkeit bekommen, sich in den Ar-
beitsmarkt einzugliedern. 

• Integration meint Teilhabe an der 
Gesellschaft. Deshalb müssen den 
Zuwanderern Wege zur wachsen-
den Partizipation an den gesell-
schaftlichen Gütern und an der 
Gestaltung des Gemeinwesens er-
öffnet werden.

Konsequenzen für Integrationspolitik

1. Jede ethisch verantwortete Migrati-
onspolitik muss Migrantenpolitik sein. 
Migranten dürfen nicht zum Spielball 
der Interessenpolitik der Aufnahmege-
sellschaft werden. Zur Aufnahme von 
politischen Flüchtlingen ist die Bun-
desrepublik moralisch und nach inter-
nationalem Recht (Genfer Flüchtlings-
konvention) verpfl ichtet. Die Aufnahme 
anderer Zuwandernder darf im Rah-
men der Zuwanderungspolitik auch 
nach den Bedürfnissen des Aufnah-
melandes gestaltet werden, dabei ist 
jedoch aus ethischer Sicht die Würde 
der Person jedes Migranten zu achten. 
Für jeden Migranten gelten die grund-
legenden Menschenrechte in gleichem 
Maß wie für jeden Einheimischen. Die 
Einheit der Familie muss ihm eben-
so ermöglicht werden wie der Schutz 
seiner Persönlichkeitsrechte. Integra-
tionspolitik kann überhaupt nur dann 
erfolgreich sein, wenn jeder Migrant 
im Aufnahmeland soziale Sicherheit, 
menschliche Aufnahme und Möglich-
keiten für seine persönliche und beruf-
liche Weiterentwicklung sieht.

2. Integrationspolitik muss die Aus-
einandersetzung mit den kulturellen 
Normierungen der Aufnahmegesell-
schaft und so die Identifi zierung mit 
dem Aufnahmestaat ermöglichen. Da-
zu gehört auch die Auseinanderset-
zung mit dem, was die Aufnahme-
gesellschaft als unbeliebige Elemente 
ihrer kulturellen Identität defi niert. Si-
cherlich gehört dazu in Deutschland 
der Verfassungskonsens. 

3. Integrationskurse: Was die Mi-
granten angeht, wird immer wieder 
von der Notwendigkeit zu „fördern“ 
und zu „fordern“ gesprochen. Dabei 

muss es vor allem um die richtige Ge-
wichtung dieser beiden Ansätze einer 
Integrationspolitik gehen. Sicher ist 
die Einführung der Integrationskurse 
für Neuzuwanderer ein Schritt in die 
richtige Richtung. Und es zeigt sich 
ja, dass die Kurse ziemlich erfolgreich 
angenommen werden. Im ersten Jahr 
(2005) nahmen ca. 48 Prozent aus ei-
genem Antrieb an diesen Kursen teil, 
ca. 43 als Anspruchsberechtigte. Ledig-
lich 8 Prozent waren dazu verpfl ich-
tete Teilnehmer. Es zeigt sich: Zuwan-
derer sind daran interessiert und dazu 
motiviert, die deutsche Sprache zu ler-
nen und das Wissen über Deutschland 
zu vertiefen. Es wäre wünschenswert, 
diese Maßnahmen auszuweiten und 
sie auch für schon länger hier leben-
de Zuwanderer zu öffnen. Kontrapro-
duktiv und nach der Erfahrung wirk-
lichkeitsfern sind manche öffentliche 
Äußerungen, die verstärkten Druck 
und Sanktionen fordern. 

Selbstverständlich kommt der Spra-
che eine Schlüsselbedeutung zu: Für 
die Auseinandersetzung mit der Mehr-
heitskultur ist der Spracherwerb un-
erlässlich. Dieser lässt sich aber nicht 
erzwingen. Derjenige, der eine oder 
mehrere Fremdsprachen gelernt hat, 
weiß, dass jemand mit Freude eine 
neue Sprache lernt, wenn das die ei-
gene Situation im Ausland verbessert 
und er die berechtigte Hoffnung hat, 
mit den Menschen dort in einen an-
genehmen oder nützlichen Kontakt zu 
kommen. Damit wende ich mich aus-
drücklich gegen Vorschläge, gewisse 
soziale Unterstützungen an den Erwerb 
und die Beherrschung der deutschen 
Sprache zu koppeln. Nicht Zwang, 
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sondern Motivation zum Spracherwerb 
und die Ermöglichung desselben sind 
die richtigen Wege. Zwang und der 
Teilentzug von sozialer Unterstützung 
sind jedenfalls der fantasieloseste und 
schlechteste Weg.

4. Hier zeigt sich ein weiteres, grund-
legendes Problem, das im Hinter-
grund der Integrationsdebatte steht: 
Welche Signale senden wir als Mehr-
heitsbevölkerung und Aufnahme land 
an die Migranten, die nach Deutsch-
land kommen bzw. schon hier leben? 
Nehmen sie wahr, dass sie willkom-
men sind, oder hören und lesen sie 
zunächst von Forderungen, die an sie 
gerich tet sind, und Sanktionen, die ih-
nen drohen?

Der Autor dieser Zeilen kann selbst 
als Migrant in Tschechien aus eigener 
Erfahrung schöpfen, zugegebenerma-
ßen als Migrant in bevorzugter Situa-
tion. Für die eigene Bereitschaft, sich 
auf die Menschen im Aufnahmeland 
und die neue Umgebung einzulassen, 

ist entscheidend, ob man willkommen 
geheißen wird, und welche Signale 
man als Zuwanderer von der Auf-
nahmegesellschaft hört. Und manch-
mal fragt man sich als Beobachter der 
bundesdeutschen Debatte, wie Men-
schen innerlich darauf reagieren müs-
sen, wenn Fragen der Integration von 
Zuwanderern immer wieder in einem 
Atemzug mit der Bekämpfung isla-
mistischen Terrors, mit Zwangsehen 
und Sanktionen für Integrationsver-
weigerer diskutiert werden. Zweifels-
ohne ist es wichtig, Terrorismus und 
Zwangsehen zu bekämpfen. Die Inte-
grationsdebatte als solche darf aber 
nicht von diesen Themen beherrscht 
werden. Wir sollten Migranten nicht 
zuerst und ausschließlich als Problem 
und Gefahr wahrnehmen. Manchmal 
wird eine solche Perspektive zu ei-
ner sich selbst erfüllenden Prophe-
zeiung.

5. Das Thema Staatsangehörigkeit 
ist in manchen europäischen Ländern 
zum symbolischen Diskussionspunkt in 
der Ausländerdebatte geworden. Aus 
Sicht der Migrationsforschung soll-
te die Staatsangehörigkeit nicht nur 
als Ergebnis eines vollzogenen Inte-
grationsprozesses verstanden, sondern 
auch als Mittel der Integration gesehen 
werden. Die durch die Verleihung der 
Staatsangehörigkeit vermittelten Mit-
wirkungsmöglichkeiten stärken die 
Identifi kation mit dem Gemeinwesen.

6. Als Methode der Überprüfung 
der Integrationsbereitschaft von Zu-
wanderern sind in zwei Bundesländern 
Fragebögen für Einbürgerungsbewerber 
entworfen worden. Aus sozialethischer 
Sicht sind die Bemühungen sicherlich 
zu begrüßen, zu Einbürgerungen zu 
ermutigen und dem Migranten auch 
symbolisch zu zeigen: Wir nehmen 
dich in unsere Gesellschaft auf. Auch 
ist es sicher berechtigt, dass der Staat 
bestimmte Erwartungen an Einbürge-
rungsbewerber stellt und dazu auch 
Grundkenntnisse über Deutschland 
und sein politisches System vermit-
telt. Fragebögen zum Abfragen eines 
bestimmten Mindestwissens sind aber 
in der Regel dazu nicht geeignet. Ziel 
eines solchen Unternehmens ist ja of-
fensichtlich auch nicht, landeskund-
liche Kenntnisse zu vermitteln und 
dann abzufragen. (Manche Deutsche 
würden dabei wahrscheinlich selbst 
durchfallen, wenn sie bestimmte Mit-
telgebirge oder die Namen von verstor-
benen Bundespräsidenten benennen 
müssten.) Es geht offenbar darum, die 
Loyalität des Migranten zum Staat zu 
ermitteln. Aber gerade darin liegt ein 
grundsätzliches Problem, da die Ge-
sinnungstests bestimmte Vorstellungen 
über islamische Einbürgerungsbewer-
ber aufgreifen und diesen in Frage-
form vorlegen. Das Signal, das damit 
ausgesandt wird, bedeutet nicht: Wir 

nehmen dich auf, damit du dich mit 
unserem Gemeinwesen identifi zieren 
kannst, sondern: Wir sehen dich – mit 
deiner Religion – als potenzielle Ge-
fahr. Hier stellt sich noch einmal die 
Frage: Wer von den einheimischen 
Deutschen würde sich in der Situa-
tion des Migranten die Einbürgerung 
in einen solchen Staat wünschen, zu-
mal mit der Annahme der deutschen 
Staatsangehörigkeit ja die Aufgabe der 
angestammten Staatsbürgerschaft ver-
bunden ist?

7. Zur Auseinandersetzung mit der 
Kultur des Aufnahmelandes gehört die 
Integration in alle zentralen Bereiche 
des Lebens. Hierzu gehört die Vermei-
dung von Ghettoisierung bei der Stadt-
planung, die möglichst schnelle und 
gleichberechtigte Integration in die Ar-
beitswelt und die Freizeitkultur.

8. Nicht zuletzt spielt die Bildung 
eine zentrale Rolle. Schulbildung, aber 
auch religiöse Bildung müssen in ih-
rer Bedeutung für die Integration an-
erkannt und gefördert werden. Es ist 
ein Problem, dass Kinder mit Migra-
tionshintergrund im Durchschnitt im-
mer noch weitaus schlechtere Schulab-
schlüsse als andere Kinder haben. Und 
wenn wir über Bildung nachdenken, 
kommt nicht zuletzt der religiösen Bil-
dung eine besondere Bedeutung zu.

9. Religion ist ein wesentliches Ele-
ment menschlicher Kultur, das im 
Grundrecht auf Religionsfreiheit aner-
kannt ist. Die Abschaffung aller reli-
giösen Bindungen kann kein sinn-
volles Ziel der Politik sein. Vielmehr 
ist staatlicherseits zu ermöglichen und 

zu fördern, dass in den religiösen 
Gruppen, Gemeinschaften und Orga-
nisationen ein Ethos gepfl egt wird, 
das den demokratischen Rechtsstaat 
mitträgt. Auf dieser Linie ist auch die 
Bedeutung der islamischen Gemein-
den in Deutschland zu verstehen. Die 

 Welche Signale sendet 
die Mehrheitsbevölke-
rung an die Migranten?

 Verleihung der Staats-
angehörigkeit stärkt die 
Identifi kation mit dem 
Gemeinwesen

 Muslime müssen 
ihre eigene Religion 
 diskriminierungsfrei 
 leben können
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weit überwiegende Mehrheit der in 
Europa lebenden Muslime gehört ge-
mäßigten, nicht fundamentalistischen 
islamischen Gemeinden an. Die dort 
zu leistende Wertevermittlung wird in 
Zukunft eine wichtige Rolle spielen 
müssen. Hier hat auch der Dialog der 
Religionen eine wichtige Bedeutung. 
Es geht darum, Religion und ihre Wer-
te so zu vermitteln, dass sie die Gläu-
bigen nicht in eine Parallelwelt ein-
führt, sondern dazu beiträgt, dass sie 
sich als religiöse Menschen mit dem 
Gemeinwesen identifi zieren und sich 
darin engagieren können. Es ist zu be-
grüßen, dass das Land Nordrhein-
Westfalen die Einführung eines staat-
lich kontrollierten Religionsunter-
richts bis zum Jahr 2010 plant.

Die Deutsche Bischofskonferenz 
spricht in ihrer Arbeitshilfe „Christen 
und Muslime in Deutschland“, davon, 
dass sich die Muslime in Deutschland 
in einer Spannung befi nden. Natürlich 
gibt es unter den Muslimen einige Tra-
ditionen, die bei der Integration von 
Muslimen in westliche moderne Ge-
sellschaften eine Herausforderung dar-
stellen. Die Akzeptanz pluraler Wert-
vorstellungen in der Gesellschaft, die 
für uns inzwischen selbstverständli-
che Trennung von Staat und Kirche 
bzw. Religion und die Gleichberechti-
gung der Geschlechter von Mann und 
Frau sind als zentrale Werte unseres 
freiheitlichen Rechtsstaates für ein 
Leben in Deutschland unverzichtbar. 

Trotz gewisser Spannungen, die wir 
in manchen Gruppen in Bezug darauf 
ausmachen können, haben die Religi-
onsgemeinschaften einen grundsätz-
lich positiven Einfl uss auf die soziale 
Stabilität von Menschen und Gesell-
schaft, auch der Islam. Und wenn in 
Deutschland über Differenzen gespro-
chen wird, muss man sehr aufpassen, 
dass der Islam – wie derzeit häufi g in 
der öffentlichen Debatte – nicht fast 
ausschließlich mit Blick auf Zwangs-
ehen, Islamismus, Terrorismus und die 
Unterdrückung der Frau wahrgenom-
men wird. Muslime müssen sich auch 
im christlich geprägten Deutschland 
beheimatet fühlen und die eigene Re-
ligion diskriminierungsfrei leben kön-
nen. 

Hier liegt auch eine besondere Auf-
gabe der christlichen Kirchen. Der Dia-
log zwischen den Religionen ist noch 
zu intensivieren, um das gegenseitige 
Verständnis zu fördern. Dabei muss 
klar sein: Der interreligiöse Dialog im 
engeren Sinn ist nicht Aufgabe des 
Staates, sondern kann nur zwischen 
den Religionsgemeinschaften und Kir-
chen selbst geführt werden.

10. In der letzten Zeit dreht sich die 
bundesdeutsche Integrationsdiskussion 
auch um die Familienpolitik. Mit der 
Erhöhung des Mindestalters für den 
Ehegattennachzug sollen zum einen 
Zwangsehen bekämpft werden. Zum 
anderen soll damit die Integration der 
Ehegatten in die deutsche Gesellschaft 

gefördert werden. Eine solche Forde-
rung, die auch in das neue Integrati-
onsgesetz Einzug gehalten hat, ist aus 
verfassungsrechtlicher und auch aus 
ethischer Sicht wegen des Schutzes von 
Ehe und Familie problematisch. Zudem 
ist die Einführung eines Mindestalters 
für den Nachzug wohl auch praktisch 
kein geeignetes Mittel zur Verhinde-
rung von Zwangsehen. Vermutlich 
zielen diese Forderungen eher auf ei-

ne generelle Erschwerung des Ehegat-
tennachzugs. Grundsätzlich ist davon 
auszugehen, dass eine Eheschließung 
freiwillig erfolgt und es liegen auch 
keine verlässlichen Daten über das tat-
sächliche Ausmaß von Zwangsverhei-
ratungen vor. 

Türkische Staatsangehörige, die po-
tenziell von Zwangsverheiratung be-
troffen sein können, machen die größte 
Gruppe an nachziehenden Ehepartnern 
aus. Sie stellten aber z. B. im Jahr 2004 
nur 26 Prozent des gesamten Famili-
ennachzugs nach Deutschland (Statis-
tik des Bundesamts für Migration und 
Flüchtlinge für 2004). Das bedeutet: 
Von einer Erschwerung des Familien-
nachzugs wären in der Mehrheit Ehe-
paare aus anderen Herkunftsländern 
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L I T E R A T U R

 Erhöhung des Mindest-
alters für Ehegatten-
nachzug ist praktisch 
kein Mittel gegen 
Zwangsehen
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betroffen, bei denen die Gefahr der 
Zwangsverheiratung nicht besteht. 
Und darüber hinaus träfe eine sol-
che Regelung auch Deutsche, die eine 
Ehe mit einem ausländischen Partner 
eingehen, ohne dass die Gefahr einer 
Zwangsehe drohte (Deutscher Caritas-
verband 2006, 14).

11. Die Einheit von Ehe und Fami-
lie ist auch durch die Forderung nach 
Sprachkenntnissen für Familienange-
hörige bereits vor der Einreise gefähr-
det, denn in vielen Herkunftsregionen 
ist ein solcher Spracherwerb kaum 
möglich; sie betrifft im Übrigen auch 
die Angehörigen von Spätaussiedlern. 
Es fehlen vor Ort die entsprechenden 
Angebote. Zudem zeigt die Erfahrung, 
dass die Betroffenen nach der Einrei-
se keine zusätzlichen Anreize benöti-
gen. Vielmehr sind geeignete Ange-
bote vonnöten, die sie zumeist gerne 
annehmen; die statistischen Angaben 
zur Annahme der Integrationskurse 
wurden bereits erwähnt. Überaus pro-
blematisch ist, dass auch anerkannte 
Asylberechtigte oder Flüchtlinge bzw. 

ihre Ehegatten von den Regelungen 
betroffen sein sollen. Es zeichnet diese 
Menschen ja gerade aus, dass ihnen 
das Zusammenleben mit ihrem Part-
ner aufgrund der politischen Verfol-
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katholisch-theologischen Fakultät der 
Karlsuniversität in Prag, Leiter des dor-
tigen Zentrums für Migrationsstudien, 
Priester des Bistums Münster, langjäh-
riger Berater der Migrationskommission 
der Deutschen Bischofskonferenz. Ak-
tuelle Forschungsprojekte: Der Beitrag 
der kirchlichen Seelsorge zur Integra-
tion der Roma in Tschechien und der 
Slowakei; Gestalt und Veränderung der 
Religiosität vietnamesischer Migranten 
in der Tschechischen Republik; Die so-
ziale und religiöse Situation von ukrai-
nischen Migranten in der Tschechischen 
Republik.
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gung im Herkunftsland nicht möglich 
ist. Es reicht deshalb auch nicht aus, 
wenn diese Betroffenen auf Ausnah-
meregelungen für Härtefälle verwiesen 
werden sollen.

Fazit

Die Integration von Zuwanderern ist 
ein Prozess, der auf den lebendigen 
Alltagskontakt von Aufnahmegesell-
schaft und Migranten angewiesen 
ist. Gleichzeitig benötigt er rechtliche 
Rahmenbedingungen, die den Zuwan-
derern das Signal senden, dass sie will-
kommen sind, und den Einheimischen 
signalisieren, dass Zuwanderung so 
gestaltet werden kann, dass alle Be-
troffenen gewinnen. Dieses Ziel ist 
aber nicht eine Gabe, die den fromm 
Wartenden in den Schoß fällt, sondern 
eine Aufgabe, an deren Lösung sich 
gerade auch die Christen und christ-
lichen Kirchen in Deutschland betei-
ligen sollen und – meistens – auch 
wollen.
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 „Ein widerspenstiges 
Einwanderungsland“
Interview mit Helena Flam 
über Diskriminierung und Integration 
von Migrant/inn/en in Deutschland

Helena Flam leitete von 2002 bis 2006 den deutschen Teil eines von der EU geförderten Acht-
Länder-Forschungsprojektes zur Diskriminierung von Migranten. Die umfangreichen Ergebnisse 
(u. a. zu Schule, Arbeitsmarkt, Parteien) sind seit kurzem veröffentlicht in dem Buch „Migranten in 
Deutschland: Statistiken – Fakten – Diskurse, Universitätsverlag Konstanz 2007“. Das folgende Ge-
spräch nimmt Bezug auf diese Forschungsergebnisse. Es geht zunächst um allgemeine Fragen: In 
welcher Weise hat sich der Umgang mit Zuwanderern in Deutschland während der vergangenen 

Jahre gewandelt? In welchem Umfang fi nden sich auch heute noch diskriminierende Einstellungen? Welche Gegebenheiten sind 
dem Integrationsziel förderlich, welche sind hinderlich? Gibt es überhaupt eine konsensfähige Leitidee von Integration? Wie kann 
es gelingen, die demokratischen Beteiligungsmöglichkeiten für Zugewanderte zu verbessern? Der letzte Teil des Gesprächs the-
matisiert die institutionellen Formen der schulischen Diskriminierung von Migrantenkindern und nennt Perspektiven für die not-
wendige Reform.

  : Frau Professor Flam, wie 
viele Migranten gibt es eigentlich z. Zt. 
in Deutschland? Gelegentlich ist von 
15 bis 16 Millionen „Menschen mit Mi-
grationshintergrund“ die Rede, die in 
Deutschland leben. Sind das realisti-
sche Zahlen? 

Helena Flam: Laut der letzten mir 
vorliegenden Zahlen des Statistischen 
Bundesamtes (2006) haben in Deutsch-
land 10 % aller Deutschen, das ent-
spricht ca. 8,25 Millionen, einen soge-
nannten Migrationshintergrund; dazu 
kommen noch 9 % in Deutschland le-
bende „Ausländer“.

  : Was genau umfasst die et-
was abstrakte Redeweise von „Men-
schen mit Migrationshintergrund“? 
Fallen Migrantenfamilien, die bereits 
in der dritten oder vierten Generation 
in Deutschland leben, noch darunter?

Flam: In amtlichen Statistiken ist meist 
die Rede von Ausländern, nicht von 
Menschen mit Migrationshintergrund. 

Das Statistische Bundesamt und viele 
andere Ämter zählen zu den Auslän-
dern aber nicht nur diejenigen, die in 
Deutschland vielleicht für eine kur-
ze Weile bleiben, sondern auch die 
Migranten(enkel)kinder, die aus un-
terschiedlichen Gründen nicht einge-
bürgert sind oder sein wollen. Wie der 

Kategorisierung des Statistischen Bun-
desamtes entnommen werden kann, 
wird in „Ausländer“ und „Menschen 
mit Migrationshintergrund“ unterteilt. 
Deutsche Ämter besitzen also ein sehr 
gutes Gedächtnis; auch nach der Ein-
bürgerung wird lange nicht vergessen, 
dass die ursprüngliche Staatsbürger-
schaft nicht deutsch war. Der Begriff 
„Menschen mit Migrationshinter-
grund“ bezweckt, die Ausgrenzung, 
die im Begriff „Ausländer“ zu fi nden 
ist, abzumildern. Das gelingt jedoch 

nicht, da auch in dieser milden Form 
die ehemals Zugewanderten bzw. ih-
re bereits hier geborenen (Enkel-)Kin-
dern, daran erinnert werden, dass sie 
nicht richtig dazu gehören und zwar 
eben deswegen, weil sie durch ihre 
Familiegeschichte „zugewandert“ und 
nicht „einheimisch“ sind. Dabei gibt es 
Unterschiede: Bei den Schweden oder 
Dänen vergisst man eher als bei den 
„Griechen“, „Türken“ oder „Arabern“ 
ihre Herkunft. Besonders letztere lei-
den zur Zeit unter der politischen und 
öffentlichen Stigmatisierung aufgrund 
ihrer Gleichsetzung mit „Islamisten“ 
und „Terroristen“. 

  : Woher kommt dieses Ab-
grenzungsbedürfnis? Und hat sich die 
Situation denn nicht entscheidend ge-
bessert, seit Deutschland sich selbst als 
Einwanderungsland versteht?

Flam: Die deutschen Politiker haben 
mehrheitlich lange darauf bestan-
den, dass Deutschland kein Einwan-
derungsland ist. Im Unterschied zu 

 Der Migrationshintergrund 
einer Familie bleibt in 
Deutschland über Genera-
tionen im Gedächtnis
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Schweden oder Holland, die bereits in 
den 1970ern und 1980ern Integrati-
onsprogramme einführten, wurde in 
Deutschland erst 2005 ein Integrati-
onsprogramm verabschiedet. Daher 
hat sich Deutschland – im Vergleich – 
nicht zu einem gastfreundlichen Land 
entwickelt. Im Gegenteil: Bereits 1965 
– und dann mehrmals gesetzlich bestä-
tigt – wurde der Vorrang für Deutsche 

beim Zugang zu regulären Arbeits-
plätzen eingeführt. Wie unsere Unter-
suchung zeigt, wird dieses Vorrangs-
prinzip noch weitgehend praktiziert, 
obwohl der Zugang für Deutsche, EU-
Bürger und gesetzlich Gleichgestellte 
– d. h. auf jeden Fall für die Eingebür-
gerten, aber auch für die Ausländer 
mit abgesichertem Status – seit 1998 
gleich sein sollte. Um den „Standort 
Deutschland“ gegen die internationale 
Konkurrenz um die „besten Köpfe“ zu 
behaupten, haben die deutschen Poli-
tiker in den 1990er Jahren versucht, 
die Gesetze entsprechend nachzujus-
tieren bzw. die Green Card zu etablie-
ren. Die Praxis sollte geändert werden, 
damit hoch ausgebildete Arbeitskräfte 
nach Deutschland kommen und blei-
ben. Doch diese Änderungen kamen zu 
spät. Deutschland genießt keinen gu-
ten Ruf, z. B. bei den Computerspezia-
listen aus Indien oder Polen; die wis-
sen, dass sie bessere Arbeits- und ihre 
Familien bessere Lebensbedingungen 
in den USA oder auch – wie jüngs-
te Studien zeigen – in Großbritannien 
und Irland fi nden.

  : Dem Image im Ausland 
stehen das interne Selbstbild und die 
tatsächliche Praxis in Deutschland ge-
genüber. Ziel aller Parteien, aller ge-
sellschaftlich relevanten Gruppen 
(abgesehen von rechtsextremen Au-
ßenseitern), auch der Migranten selbst 
ist die viel beschworene „Integration“. 
Doch was wird darunter verstanden? 

Gibt es eine einigermaßen konsensfä-
hige Defi nition von Integration?

Flam: Ganz so weit ist es nicht her 
mit dem allgemeinen Ruf nach Inte-
gration, etwa in den Parteien. Bei un-
serem Forschungsprojekt hat v. a. der 
Projektmitarbeiter Björn Carius die 
Parteiprogramme der Volksparteien 
verglichen. Das Resultat lässt sich so 
zusammenfassen: Die SPD fi ng schon 
früh an, nach Integration zu rufen. 
Heute möchte die SPD immer noch 
Integration und sie fragt danach, was 
der Staat tun kann, um sie zu erleich-
tern. Die CDU ist inzwischen zwar auch 
für Integration, doch fragt sie zuerst, 
was die Ausländer unternehmen müs-
sen, um sich zu integrieren. Die CDU 
hat immer noch nicht verstanden, dass 
man etwas geben muss, bevor man 
fordern kann. 

  : Diese Kritik macht bereits 
deutlich, dass es wohl keinen allge-
mein konsensfähigen Begriff von In-
tegration gibt.

Flam: Der alte Begriff der Integration 
war identisch mit Assimilation: Der 
Ausländer sollte seine Sprache, Kul-
tur, Bande zur Heimat aufgeben und 
zum German way of life, konvertie-
ren, z. B. den Glauben an den Sinn der 
zahlreichen, typisch deutschen Vor-
schriften und Benimmregeln überneh-
men. Über Arbeit und Freundschaften 
würde er dann, so die Annahme, völ-
lig in der deutschen Gesellschaft auf-
gehen. Diese Forderung nach vollstän-
diger Assimilation wird inzwischen als 
„Germanisierungspolitik“ kritisiert. Ein 
zivilisierter Nationalstaat, der Respekt 
für die individuelle Freiheit und die 
Menschenrechte seiner Bürger zeigt, 
darf von den Zugewanderten nicht 
Assimilation verlangen, sondern soll-
te ihre mitgebrachte Selbstdefi niti-
onen so weit wie möglich zu akzep-
tieren versuchen. 

  : Und Grundlage dieser Ak-
zeptanz ist anstatt des Integrationsziels 

ein freier und egalitärer Multikultura-
lismus? Doch wie realistisch ist das?

Flam: Darüber, wie diese Akzeptanz 
aussehen sollte, muss ziemlich kon-
kret verhandelt werden. Wir befi nden 
uns zur Zeit in einer solchen Verhand-
lungsphase. Bei den besten, aufgeklär-
ten Formen des Multikulturalismus 
wird die Frage danach aufgeworfen, 
wie diese Verhandlungen aussehen 
sollten, ob und wie sich die Akzep-
tanzgrenze bestimmten lässt. Auch der 
Multikulturalismus strebt nach Inte-
gration. Dabei geht es jedoch um ge-
genseitige Akzeptanz und Toleranz. 
Diese Ziele sind freilich in Deutsch-
land nur schwer zu erreichen. Für viele 
Deutsche ist es eher eine skandalöse 
Vorstellung, dass sie sich in „ihrem“ 
Land an andere anpassen sollen. Die 
multikulturelle Form der Integration 
entpuppt sich aber auch deswegen als 
problematisch, weil viele seiner An-
hänger ihn sehr primitiv auslegen, ihn 
auf Volktanzabende, italienisches oder 
griechisches Essen oder türkische Ba-
sare reduzieren. Für die Migranten-
kinder, die hier geboren wurden, wird 
das zur Zumutung und Beleidigung. 
Sie möchten ganz einfach ernst ge-
nommen und als gleichwertig betrach-
tet werden.

  : Integration hängt sicher-
lich wesentlich von der Integrations-
offenheit der deutschen Gesellschaft 
ab. Gibt es da eigentlich gravierende 
Unterschiede bei der Integrationsof-
fenheit der deutschen Bevölkerung 
gegenüber den ganz verschiedenen 
Zuwanderergruppen, den deutsch-
stämmigen Aussiedlern aus Osteuropa, 
den Asylbewerbern (etwa aus afrika-
nischen Ländern), den Arbeitnehmern 
aus EU-Ländern, den Arbeitnehmern 
aus Nicht-EU-Ländern?

Flam: Arbeitnehmer aus den ‚alten’ 
EU-Ländern sind mehrheitlich akzep-
tiert, viel weniger Zuspruch genießen 
dagegen Aussiedler oder Menschen aus 
Nicht-EU-Ländern wie Türken. Überra-

 Deutschland genießt 
keinen guten Ruf als 
Einwanderungsland
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schenderweise empfi nden Ostdeutsche 
mehr Sympathie für Asylbewerber als 
die Westdeutschen. Die beste / reprä-
sentative Umfrage (ALLBUS), die seit 
1980 durchgeführt wird, zeigt, dass 
die allgemeine Akzeptanz wächst: Ei-

ne wachsende Mehrheit ist dagegen, 
dass die Zugewanderten Deutschland 
bei Arbeitslosigkeit verlassen müssen. 
Diese Mehrheit spricht den Auslän-
dern dieselben politischen Rechte zu 
wie sich selbst, und sie ist dafür, dass 
Ausländer und Deutsche untereinan-
der heiraten. Leider ignorieren Politi-
ker die ALLBUS-Ergebnisse. Der ein-
zige Intoleranzpunkt in der Umfrage: 
Die Zahl derjenigen wächst, die verlan-
gen, dass sich Ausländer „ein bisschen 
mehr“ den deutschen Sitten anpassen. 
Da die Formulierung so nett ist, ist es 
aber schwierig zu sagen, ob es sich um 
eine harte oder milde Intoleranz han-
delt. Allerdings ist eine große Mehrheit 
dagegen, dass noch mehr Ausländer 
nach Deutschland kommen.

  : Lässt sich umgekehrt eine 
unterschiedliche Integrationsfähigkeit 
oder Integrationswilligkeit je nach Mi-
grationshintergrund oder Herkunfts-
land feststellen? Und spricht der enge 
Zusammenschluss in eigenen Commu-
nities in den Großstädten (nach Län-
dern, Religion oder Hautfarbe) schon 
gegen eine genügende Integrations-
bereitschaft? Oder weist das Modell 
der vielfach vernetzten Parallelgesell-
schaften ohnehin den realistischeren 
Weg in die Zukunft?

Flam: In den Sozialwissenschaften 
sind diese Fragen seit Dekaden heftig 
umstritten. Manche meinen, dass Com-
munities als Schleuse auf dem Weg in 
die Aufnahmegesellschaft hinein fun-
gieren. Sie helfen demnach bei der Ori-
entierung, bei Schul- und Jobsuche, sie 
wirken wie ein Sprungbrett für Selbst-
organisierung und Selbstbewusstseins-

entwicklung, verhelfen dem Indivi-
duum und der Gruppe als Kollektiv 
zur Integration. Andere sehen in ihnen 
Parallelgesellschaften, die für Abschot-
tung und fehlende Bereitschaft stehen, 
sich zu integrieren. Empirische Unter-
suchungen gibt es auf diesem Gebiet 
interessanterweise nicht.

Und wenn Sie gestatten: Ihre Fra-
ge ist falsch gestellt. Sie ist befangen 
in der traditionellen deutschen Sicht 
auf das Problem. Aus dieser Perspek-
tive ist nur interessant, ob und wie 
sich die Zugewanderten integrieren 
oder integrieren lassen. Danach, was 
der Bundesstaat, das Bundesland oder 
die deutschen Bürger selbst einbrin-
gen, damit sich die Zugewanderten 
hier integrieren wollen, wird nicht ge-
fragt. Frei nach Kennedy möchte man 
Deutschland zurufen: „Frage nicht, 
was die Zugewanderten für dich tun 
können, sondern was du für die Zu-
gewanderten tun kannst.“

  : Abgesehen von dieser, 
nach ihrer Meinung typisch deutschen 
Sichtweise gibt es doch offensichtlich 
auch eine ausgesprochene Fremden-
feindlichkeit in Deutschland. Welche 
Tendenzen können Sie in dieser Hin-
sicht benennen? Welche Differenzie-
rungen muss man hier vornehmen, 
z. B. nach Region, sozialer Schicht, 
Geschlecht?

Flam: In diesem Kontext kann man von 
einem geteilten Deutschland sprechen. 
Wie erwähnt wächst bei der Mehrheit 
die Akzeptanz gegenüber Zugewan-
derten, so die repräsentative ALLBUS-
Umfrage. Gleichzeitig aber sind seit ca. 
1990 sowohl die antisemitischen als 
auch die Anti-Ausländer-Bewegungen 
viel stärker geworden. Eine Untersu-
chung, die vor kurzem unter Gewerk-
schaftsmitgliedern durchgeführt wor-
den ist, zeigt, dass es nicht nur bei 
Gewerkschaftsmitgliedern, sondern 
auch bei Funktionären rechtsextre-
mistische Einstellungen gibt. Bei den 
Mitgliedern sogar etwas mehr als bei 
der deutschen Bevölkerung insgesamt. 

Ostdeutsche Frauen fallen bei vielen 
Umfragen als besonders „ausländer-
feindlich“ auf. Andererseits über-
rascht, dass die Ostdeutschen bei man-
chen Fragen – z. B. zur Akzeptanz der 
Asylbewerber – mehr Toleranz zeigen 
als die Westdeutschen. 

Manche Umfrageergebnisse zum 
Rechtsextremismus sehe ich allerdings 
sehr kritisch. Die Umfragen sind teil-
weise falsch konstruiert und produzie-
ren deshalb sogen. Akkumulationsef-
fekte. Wenn alle Fragen nur ein Thema 
umkreisen, erwecken sie bei dem Be-
fragten den Eindruck, dass erwünscht 
ist, auf eine bestimmte Art und Weise 
zu antworten. Wenn dann eine solche 
Umfrage zu dem Ergebnis kommt, dass 
60 oder 70 % aller Deutsche rechtsex-
tremistisch seien, bin ich doch skep-
tisch.

  : Wie gehen denn die Mas-
senmedien mit solchen Daten um? Wie 
spiegeln sich Akzeptanz und Toleranz 
einerseits sowie Fremdenfeindlichkeit 
andererseits überhaupt in der veröf-
fentlichten Meinung, vor allem in den 
Medien?

Flam: Auf diesem Gebiet gibt es um-
fangreiche Forschungen von ausge-
zeichneter Qualität. Etliche Unter-
suchungen belegen, dass über „die 
Deutschen“ in manchen Medien nur 
lobend gesprochen wird, während 
die Schuld für fehlende Jobs, Woh-
nungsmangel, Kriminalität oder sin-
kende Sozialleistungen „den Aus-
ländern“ zugeschoben wird. Auch 
seriöse Medien unterscheiden weiter-
hin zwischen den Aussiedlern, Polen 
und Türken. Jede dieser Gruppen be-
kommt immer wieder zusätzliche ne-
gative Merkmale bzw. Wesenseigen-
schaften zugeschrieben: Schreibt ein 
Journalist „Pole“, ist die Assoziation 
„Dieb“ nicht weit; bei „Türken“ ist es 
eher fehlende Bereitschaft zu Integra-
tion oder der„Islamismus“. Begonnen 
hat diese Tendenz bereits vor 1990, 
als Deutschland tatsächlich viel Zu-
wanderung erlebte; damals wurden 

 Die Akzeptanz der 
Zugewanderten wächst 
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Metaphern wie „Überfl utung“ oder 
„Überschwemmung“ und Begriffe wie 
„Zumutungs-“ oder „Toleranzgrenze“ 
gebräuchlich. Damals verteufelte man 
die „betrügerischen Asylanten“, heute 
heißt das Feindbild „die Islamisten“.

  : Um von der positiven Seite 
zu sprechen: Welche Fortschritte ha-
ben die Reform des Staatsangehörig-
keitsrechts von 2000 und das Zuwan-
derungsgesetz von 2005 gebracht?

Flam: Es gibt bescheidene Fortschritte: 
Seit 2000 ist es gesetzlich möglich, nach 
8-jährigem Aufenthalt in Deutschland 
einen Antrag auf Einbürgerung zu stel-
len. Und die in Deutschland geborenen 

Kinder haben einen Anspruch auf die 
deutsche Staatsbürgerschaft. Sowohl 
für die erwachsenen Zugewanderten 
als auch für diese Kinder gelten aller-
dings bestimmte Bedingungen. Es gibt 
also immer noch keine automatische 
Einbürgerung für die hier Geborenen. 
Das ist wichtig zu unterstreichen, denn 
viele Deutsche wissen dies nicht, ver-
muten sogar das Gegenteil.

Das Staatsangehörigkeitsgesetz ver-
 langt, dass die Zugewanderten, die sich 
einbürgern lassen wollen, sowie die El-
tern der in Deutschland geborenen 
Kinder, für die sie die deutsche Staats-
bürgerschaft beantragen wollen, hier 
kontinuierlich acht Jahre lang gear-
beitet und keine Sozialleistungen be-
zogen haben. Und sie dürfen sich kei-
ner Straftat schuldig gemacht haben. 
Außerdem müssen sie sich die fälligen 
Gebühren leisten können: Die Bundes-
gebühren belaufen sich auf ca. 250 Eu-
ro, dazu kommen noch Landes- oder 
lokale Gebühren; insgesamt muss man 
mit etwa 400 Euro rechnen – keine ge-
ringe Summe also.

  : Mit den Gesetzen hat sich 
aber doch auch die Mentalität in 
Deutschland allmählich gewandelt. 

Abwertende Begriffe wie Gastarbei-
ter, Ausländer, Asylanten scheinen 
fast verschwunden zu sein. Oder wel-
che Rolle spielen sie noch? 

Flam: Alle diese Begriffe grenzen aus. 
Wenn man sich überlegt, dass die 
„Gastarbeiter“ – erstmals 1955 – für 
die härtesten, dreckigsten und am 
schlechtes ten be zahl ten Jobs mit Hil-
fe von zwischen staatlichen Ab kommen 
nach Deutschland importiert wor-
den sind, war diese sprachliche Neu-
schöpfung ein Geniestreich; die tat-
sächlichen Ausbeutungs verhältnisse 
wurden perfekt verschleiert. Der Be-
griff wird immer seltener verwendet, 
aber man sollte ihn nicht ver gessen, 
denn er steht für eine nationa le Lüge 
der Nachkriegszeit.

Der Begriff „Asylant“ weckt eine 
stillschweigende Assoziation zu Que-
rulant. Er scheint zu unterstellen, dass 
Asylbewerber die Behauptung, wegen 
politischer Verfolgung aus ihren Län-
dern gefl ohen zu sein, nur vorschüt-
zen, um sich hier zu bereichern. Dieser 
Begriff hat sich so gut eingebürgert, 
dass ihn sogar die Aufgeklärten ver-
wenden. In der NPD-Presse gehört er 
zum Standardvokabular; die „Asy-
lanten“ werden als Kriminelle und Ver-
gewaltiger gemalt.

  : Kürzlich haben Vertreter 
verschiedener Migrantenorganisatio-
nen gefordert, stärker an politischen 
Entscheidungen beteiligt zu werden. 
Politische Beteiligung sei eine zentrale 
Voraussetzung für gelingende Integra-
tion. Teilen Sie diese Einschätzung? 

Flam: Ja, selbstverständlich. Alle wür-
den davon profi tieren, wenn Migran-
tenorganisationen gefördert würden 
und bei wichtigen gesellschaftspoli-
tischen Entscheidungen vertreten wä-
ren. In einem Land, das den Anspruch 
auf weitgehende Geltung demokra-
tischer Partizipation erhebt, gehört das 
dazu. Es gibt sogar zwischenstaatliche 
Abkommen, z. B. mit Polen oder der 
Türkei, nach denen sich der deutsche 

Staat verpfl ichtet, sich um die Rechte 
dieser Minderheitengruppen zu küm-
mern, ihre Organisationsbestrebungen 
zu unterstützen. Nur kommt der deut-
sche Staat dem nicht nach, und zwar 
mit der Begründung, dass es keine ein-
zelne Dachorganisation für diese Grup-
pen gibt. Aus meiner Sicht ist das ei-
ne politisch motivierte Ausrede. Sollten 
Migrantenorganisationen in Zukunft 
mehr mitreden dürfen bei der Politikge-
staltung, müsste die Politik allerdings 
darauf achten, dass auch die kleinen, 
schwach organisierten bzw. ressour-
cenarmen Gruppen vertreten sind, da-
mit sich Fairness als Prinzip etablie-
ren kann. Sonst besteht auf Seiten des 
Staates die Gefahr, manche Gruppen 
auf Kosten anderer zu fördern und so 
neue Konfl ikte zu verursachen.

  : Welche konkreten Betei-
ligungsmöglichkeiten für Zugewan-
derte könnten denn relativ leicht und 
in naher Zukunft eröffnet bzw. erwei-
tert werden? 

Flam: In manchen deutschen Städten 
hat man schon Ausländerräte, die al-
lerdings keine Vetomacht haben. Und 
teilweise vertreten sie nur die Gruppe, 
die lokal die meisten Mitglieder hat. 
Diese Praxis kann aber Ausgangspunkt 
sein, um weiterzudenken und die Be-
teiligung weiterzuentwickeln. Lokal, 
regional und auf Bundesebene sollten 
solche Räte bzw. Ausländermandate 
gebildet werden, und zwar ausgestat-
tet mit Stimm- und Vetorechten. 

Noch besser wäre es, wenn wir vom 
Gender Mainstreaming lernen. D. h. wir 
sollten uns keine Sonderstellung, keine 
Sonderstimmen und keine Sonderan-
gelegenheiten für Ausländer einfallen 
lassen. Das Ziel sind Bedingungen, un-
ter denen für alle in Deutschland le-
benden Personen die gleichen Rechte 
und Pfl ichten gelten.

  : Eine ganz wichtige Gruppe 
sind dabei sicherlich die hier geborenen 
Kinder von MigrantInnen. Wie groß ist 
diese Gruppe, und wie sieht die Situa-

 Für Einbürgerungswillige 
gibt es hohe Hürden
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tion dieser Kinder und Jugendlichen 
aus? Welche Perspektiven haben sie?

Flam: Zur Zeit spricht man davon, dass 
ca. 25 % aller Kinder/Jugendlichen in 
Deutschland einen Migrationshinter-
grund haben, in Großstädten ca. 40 %. 
Das Problem ist: Diese Kinder haben, 
im Vergleich zu den deutschen, viel 
geringere Chancen auf eine norma-
le Schulkarriere. Besonders im Wes-
ten Deutschlands werden sie viel, viel 
häufi ger als ihre deutschen Counter-
parts zurück in den Kindergarten bzw. 
in die Sonderklassen bzw. Sonderschu-
len geschickt. Nach der Grundschule 
werden die meisten an die Hauptschule 
– also in die Sackgasse – empfohlen. 
Auf Gymnasien stellen sie eine kleine 
Minderheit dar, an Universitäten ei-
ne Rarität. Entsprechend stark sind sie 
von Lehrstellenmangel und Arbeitslo-
sigkeit betroffen.

  : In Ihrem materialreichen 
Buch sprechen Sie bezogen auf die 
Schule von institutionellen Formen 
der Diskriminierung von Migranten-
kindern und -jugendlichen. Welche 
schulischen Institutionen oder Rah-
menbedingungen meinen Sie?

Flam: Die Bildungsministerien und ih-
re nachgeordneten Behörden versäu-
men es wider besseres Wissen, den 

Lehrkräften eine angemessene Quali-
fi zierung für den Umgang mit mig-
rantischen Kindern und Jugendlichen 
zukommen zu lassen. Viel zu wenige 
Lehrer haben z. B. eine Zusatzqualifi -
kation für das Fach Deutsch als Zweit-
sprache. Das liegt primär nicht an der 
Motivation der Lehrer, sondern daran, 
dass viel zu geringe oder gar keine zeit-
lichen und fi nanziellen Ressourcen da-
für zur Verfügung gestellt werden. Das 
Gros der Lehrer ist jedenfalls nicht da-

rauf vorbereitet, mit Migrantenkindern 
umzugehen, ihnen fehlt dazu Wissen 
und Erfahrung. Bei der Beschreibung 
und Beurteilung der unvermeidlichen 
Probleme von Migrantenkindern fal-
len sie daher auf ebenso triviale wie 
unzutreffende Deutungsmuster zurück, 
die sie entweder den teils rassistischen 
allgemeinen Alltagsdiskursen entneh-
men, oder z. B. der längst überholten 
Ausländerpädagogik der 1980er Jah-
re. Die Auswirkungen auf die Noten 
und die Schulkarrieren der betroffenen 
Kinder sind fatal.

  : Können Sie uns diese Art 
des fehlgeleiteten Lehrerverhaltens bit-
te an dem einen oder anderen Beispiel 
verdeutlichen?

Flam: Es gibt eine Reihe von empi-
rischen Untersuchungen – im einzel-
nen und mit Quellenangaben ist das 
in unserem Buch nachzulesen – die 
zeigen, dass Lehrer dort, wo sie mit 
ihrem pädagogischen Bemühen an 
Grenzen stoßen, zur eigenen Entlas-
tung auf stereotype Erklärungsmuster 
zurückgreifen. Da heißt es z. B.: Das 
Kind lernt nicht richtig deutsch, weil 
die Eltern Ausländer sind und selbst 
kaum deutsch sprechen könne. Oder: 
Eine Viertklässlerin mit starken Defi zi-
ten im Deutschen wird zur Hauptschu-
le oder zur Sonderschule verwiesen, 
weil man annimmt, dass Deutschdefi -
zite auf Dauer zu allgemeinem Lern-
versagen führen. Oder: Lernschwie-
rigkeiten werden damit erklärt, das 
ein Kind mit zwei Kulturen und zwei 
Sprachen in keiner von beiden richtig 
heimisch werden könne. Immer noch 
werden türkische Jungs mit Auffällig-
keiten als „verwöhnte Paschas“ oder 
türkische Mädchen mit Lernschwierig-
keiten als „eingeschüchterte Hausmäd-
chen“ abgestempelt. Oder es heißt am 
Ende der Grundschulzeit ganz einfach: 
Wer die Sprache bisher nicht richtig 
gelernt hat, der schafft das auch nicht 
mehr. Die Liste ließe ich fast beliebig 
verlängern. Das schlimme ist: Sol-
che realitätsfernen Urteile entschei-

den über Noten, Schulkarrieren, Be-
rufschancen.

  : Aber muss man da nicht 
doch eher den Lehrern Vorwürfe ma-
chen als den Politkern, den Ministeri-
en und den Behörden?

Flam: Nein, denn die Sprachdefi zite 
bei Migrantenkindern, die in den ge-
nannten Beispielen Ausgangspunkt 
für die Lehrerhilfl osigkeit sind, wer-
den an deutschen Schulen systema-
tisch erzeugt. Die staatlich organisier-
te Lehreraus- und -fortbildung wird 
in diesem Bereich hochgradig defi zi-
tär gehalten, obwohl das Phänomen 
der Migrantenkinder längst als zen-
trale Herausforderung für Schulen und 
Lehrer bekannt ist. Selbstverständlich 
sind dann auch die Lehrer in die Pfl icht 
zu nehmen. Nur mit ihrer Lernbereit-
schaft ist es möglich, sich von den ir-
reführenden Erklärungsmustern zu 
lösen, die aus sehr zweifelhaften In-
formations- und Orientierungsquellen 
gespeist sind.

  : An welche Quellen denken 
Sie dabei?

Flam: Vor allem an die Massenmedi-
en mit ihren in jüngster Zeit zuneh-
mend rassistischen Beimischungen. 
Aber auch an die informellen beruf-
lichen Diskurse der Lehrer selbst, die 
häufi g nur längst überholte Klischees 
reproduzieren. Auch da gibt es eine ge-
hörige Portion Alltagsrassismus.

  : Mit welchem Grund unter-
stellen Sie zugleich Rassismus, wenn es 
um die Diskriminierung von Migran-
tenkindern durch staatliche und schu-
lische Versäumnisse geht?

Flam: Ich will es zunächst etwas theo-
retisch sagen: Die systematische Aus-
grenzung oder Diskriminierung, die 
dadurch geschieht, dass auch für al-
le Migrantenkinder allein Deutsch 
die Hauptsprache und das Hauptbe-
wertungskriterium ist, ihnen aber die 

 Den meisten Lehrern fehlt 
die Zusatzqualifi kation für 
den Umgang mit Migran-
tenkindern
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Möglichkeiten und die Unterstützung 
zur Aneignung der entsprechenden 
Sprachkenntnisse vorenthalten wer-
den, kann man als nationalistisch 
bezeichnen. Die allgegenwärtigen 
Sprachdefi zite von Migrantenkindern 
sind unter diesen Bedingungen unver-
meidlich, sie werden wie gesagt durch 
das System selbst produziert. Wenn 
nun ausdrücklich oder indirekt unter-
stellt wird, dass diese Defi zite – aber 
auch andere zugeschriebene oder tat-

sächlichen Abweichungen im kultu-
rellen Habitus – bei bestimmter Her-
kunft angeboren oder unveränderbar 
seien, dass eine Vermischung der da-
hinter stehenden Kulturen und Na-
tionalitäten nicht wünschenswert sei, 
weil ihnen eine unterschiedliche Wer-
tigkeit zukomme, dann ist das rassis-
tisch. Diese abwertende Ablehnung 
und Zurückweisung des anderen (auch 
der anderen Sprache) nenne ich rassis-
tisch. In diesem Sinne rassistische Dis-
kurse fi nden sich nachweislich in vie-
len Medienbeiträgen, aber auch in der 
gängigen Alltagskommunikation oder 
beim informellen berufl ichen Aus-
tausch zwischen Lehrern. Es geht u. a. 
darum, durch umfangreiche Maßnah-
men zur Lehrerqualifi kation und durch 
veränderte schulische Rahmenbedin-
gungen dafür zu sorgen, das Lehrer für 
ihre Deutungs- und Bewertungsmuster 
nicht mehr – mangels besserer Orien-
tierung – auf diese tendenziell rassis-
tischen Diskurse zurückgreifen.

  : M. E. droht ein anderer 
wichtiger Zusammenhang der Benach-
teiligung von Migrantenkindern bei ih-
ren Überlegungen aus dem Blick zu ge-
raten: Der inzwischen viel diskutierte 
verfestigte Zusammenhang zwischen 
Einkommensungleichheit und unglei-
chen Bildungschancen. Migranten-

kinder leben häufi g in einkommens-
schwachen Familien. Liegt nicht eher 
hier der Schlüssel zum Verstehen ihrer 
eklatanten Bildungsbenachteiligung?

Flam: Man sollte diese beiden Er-
klärungsansätze nicht gegeneinan-
der ausspielen. Es gibt eine Reihe von 
Forschern, die der Meinung sind, dass 
es zwar Ungleichheit gebe, aber kei-
ne Diskriminierung. Das halte ich für 
falsch. Der Erklärungsansatz bei der 
sozialen Schicht oder Klasse ist zwar 
richtig, aber allein bei weitem nicht ge-
nügend. Auch die schichtenspezifi sche 
Bildungsungleichheit wird ja zum Teil 
durch sehr diffi zile Formen der Dis-
kriminierung aufrechterhalten. So zei-
gen Untersuchungen z. B., dass Schule 

immer noch all diejenigen diskrimi-
niert, denen der sog. Mittelklassehabi-
tus und die entsprechend gepfl egte Be-
herrschung des Hochdeutschen fehlen. 
Migrantenkinder aus der unteren so-

zialen Schicht, die deutsch als Zweit-
sprache lernen, trifft das doppelt. Auf-
fällig ist auch, dass Familien aus der 
Unterschicht und Familien mit Migra-
tionshintergrund nach unseren Unter-
suchungen häufi g gleich lautenden 
Vorwürfen seitens der Lehrkräfte aus-
gesetzt sind: Die Kinder könnten kein 
oder kaum richtiges deutsch sprechen, 
die Eltern kümmerten sich zu wenig 
um die Erziehung und überließen al-
les der Schule, die das keinesfalls leis-
ten könne. Entscheidend ist dabei, dass 
hier der Konfl ikt auf der unteren Ebene 
gehalten wird, zwischen den Lehrern 
einerseits und den Unterschichteltern 
oder den Migranteneltern andererseits. 
Die eigentlich Verantwortlichen, Po-
litik, Bildungsministerium usw. kön-
nen sich dadurch aus der Schusslinie 
heraus halten. Sie bleiben gleichsam 
unsichtbar. Um aber tatsächlich Re-
formen zu erreichen, müssen sich 
Lehrer und Eltern gegen diesen „un-
sichtbaren Dritten“ zusammentun und 
durchsetzen, anstatt sich gegenseitig 
zum Sündenbock zu machen.

  : Zum Abschluss: Wo müss-
ten, kurz gesagt, solche Reformen an-
setzen?

Flam: Bund und Länder müssen deut-
lich mehr in die Grundausbildung einer 
jeden Schülerin und eines jeden Schü-
lers investieren. Lehrer müssen anders 
und besser ausgebildet werden. Wenn 
für fast ein Viertel der Schüler deutsch 
die (teils noch zu erlernende) Zweitspra-
che ist, muss sich Schule institutionell, 
pädagogisch und auch in ihren Syste-
men der Bewertung und der Steuerung 
von Schulkarrieren darauf einstellen. 
Die Institution Schule braucht dazu zu-
sätzliche Ressourcen, die es ihr ermög-
lichen, der permanenten Reproduktion 
der genannten „feinen“ Unterschiede 
erfolgreich entgegen zu wirken. 

Die Fragen stellte Richard Geisen
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 Diskriminierungen 
werden häufi g rassistisch 
begründet

 Verantwortlich ist 
die Politik 
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50 Jahre im Dienst von Ver-
söhnung und Beheimatung
St.-Hedwigs-Haus Oerlinghausen – 
 Institut für Migrations- und Aussied-
lerfragen

Nach dem Zweiten Weltkrieg grün-
deten katholische Vertriebene und 
Flüchtlinge das St. Hedwigs-Werk der 
Erzdiözese Paderborn e. V. und die da-
zu gehörige Heimvolkshochschule in 
Oerlinghausen. Bis in die siebziger 
Jahre lag der Schwerpunkt der Arbeit 
auf der Unterstützung der Flüchtlinge, 
Heimatvertriebenen und Spätaussied-
ler aus den Ländern Mitteleuropas, 
insbesondere aus Polen/Oberschlesien 
und Rumänien.

Ende der achtziger Jahre, als die 
Migrationsbewegungen sich verän-
derten und in großem Umfang Aussied-
ler bzw. Neubürger aus den Ländern der 
ehemaligen Sowjetunion kamen – bis 
heute sind fast drei Millionen Personen 
nach Deutschland ausgesiedelt – ver-
änderte sich der Schwerpunkt unserer 
Arbeit. Seit 1990 konzentriert sich das 
Bildungshaus vor allem auf die Russ-
landdeutschen, die größte Migranten-
gruppe in unserem Land. Die Bildungs- 
und Begegnungsarbeit in Oerlinghausen 
hat auch zur Versöhnung und zur Ent-
wicklung von guten Beziehungen mit 
anderen Ländern beigetragen, etwa im 
Verhältnis zu Polen.

Durch unsere langjährigen Erfah-
rungen insbesondere im Feld der in-
terkulturellen Bildung haben wir einen 
besonderen Zugang zu den vielfältigen 
sozialen Milieus der Aussiedler aus den 
Ländern der ehemaligen Sowjetunion. 
Dadurch erreichen wir eine hohe Ak-
zeptanz unserer Weiterbildungs- und 
Begegnungsstätte innerhalb Nord-
rhein-Westfalens, aber auch in ande-
ren Regionen der Bundesrepublik.

Obwohl die Spätaussiedler bei der 
Übersiedlung die Intention mitbringen, 
in der Bundesrepublik zur Mehrheits-
gruppe zu gehören, lässt sich in den 
letzten Jahren zunehmend eine Ten-
denz zur Separierung in der eigenen 
Gruppe bis hin zur Isolierung von der 

sozialen Umgebung feststellen. Wech-
selseitig vorurteilsbeladene Haltungen 
zwischen Gruppen ausländischer Her-
kunft, Alteingesessenen und Spätaus-
siedlern werden verfestigt. Konfl ikte 
unterschiedlicher Art sind die Folge. 
Interkulturelle Bildung und interkul-
turelle Begegnung sind notwendige 
Schritte, um Lernprozesse bei den Mit-
gliedern aller gesellschaftlichen Grup-
pen zu forcieren.

Die demographische Vitalität der 
Neubürger ist mit Gewinn für unse-
re Gesellschaft zu nutzen, wenn es 
gelingt, „Brückenmenschen“, Führer 
in eine andere Wirklichkeit, aus dem 
Kreis der Betroffenen zu gewinnen, um 
den Integrationsprozess an den ent-
scheidenden Stellen (Schulen, Kirchen-
gemeinden, Stadtteilen, Vereinen etc.) 
zu begleiten. 

Talente entdecken, fördern und for-
dern, das sind dabei unsere Handlungs-
felder. Das Vertrauen zwischen unseren 
Mitarbeitern und den Teilnehmern 
wächst aus der Begegnung auf glei-
cher Augenhöhe und der viel zitierten 
benediktinischen Gastfreundschaft.

Die Bildungsarbeit des St.  Hedwigs-
Hauses richtet sich auf das lebenslan-
ge Lernen in den Bereichen der po-
litischen, sozialen und kulturellen 
Bildung. Beispielhafte Seminar themen 
sind:
• Partizipation in der Kommune
• Demokratie lernen
• Europa kennen lernen
• Soziale Strukturen und Gesetze
• Dialog zwischen den Kulturen und 

Religionen
• Ehrenamtliche Arbeit auf kommu-

naler Ebene
• Deutschland – neue Heimat?
• Integration durch interkulturelle 

Kompetenz
• Die neue Arbeitswelt als Herausfor-

derung für Zugewanderte

Die Angebote werden methodisch als 
Seminare, Runde Tische, Trainings, Zu-
kunftswerkstätten, Ästhetische Werk-
stätten u. a. ausgerichtet. Pro Jahr sind 
es ungefähr 130 Veranstaltungen mit 
ca. 3000 Teilnehmerinnen und Teil-
nehmern. Sie dauern zwischen zwei 
und fünf Tagen. Gemeinsames Leben, 
gemeinsames Arbeiten, Lernen, Essen 
– und das möglichst über einen län-
geren Zeitraum – sind ideale Voraus-
setzungen für vielfältige Erfolgserleb-
nisse der Beteiligten.

Neue Schwerpunkte

Seit 2001 nimmt das St. Hedwigs-Haus 
an verschiedenen europäischen Pro-
jekten teil (Sokrates, Grundtvig), z. B. 
an der Grundtvig II-Lernpartnerschaft: 
„Learning Europe towards a learning 
democracy – Developing new me-
thods for the integration of minority 
groups and migrants in society“. Ziel 
des Projektes ist ein Austausch über 
Methoden, Lernformen und Integra-
tionsmöglichkeiten unterschiedlicher 
Institutionen in europäischen Ländern. 
Die Partnerinstitutionen arbeiten mit 
Migranten, sozial Benachteiligten, Ab-
hängigen (Drogen, Alkohol etc.), Lern-
schwachen. Die Zielgruppen sollen mit 
den demokratischen Strukturen in ih-
rem (neuen) Heimatland vertraut ge-
macht und zum Aktivbürger befähigt 
werden – unter Wahrung ihrer kultu-
rellen Identität und mit Blick auf die 
europäische Dimension. Die Ergebnisse 
sollen am Ende der Projektlaufzeit in 
einem Handbuch mit praktischen An-
regungen für eine bessere Integration 
gesammelt werden. Die Partnerinsti-
tutionen stammen aus Griechenland, 
Finnland, Norwegen und Italien. 

In einer weiteren Grundtvig II-
Lernpartnerschaft „Adult Education – 

Vorgestellt
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the Quality Approach“ hat das St. Hed-
wigshaus ebenfalls die Koordination. 
Ziele dieses Projektes mit Partnern 
aus Estland und Belgien sind der Aus-
tausch und die Weiterverbreitung der 
Kenntnisse über den jeweiligen Qua-
litätsansatz der Teilnehmenden, Ver-
besserung der Effektivität und Qualität 
von Bildungssystemen, sowie die Er-
zeugung von Synergie-Effekten zwi-
schen den Partnern.

Das St. Hedwigs-Haus widmet sich 
ferner – im Rahmen der EQUAL-Ent-
wicklungspartnerschaft FORUM.Ost – 
zusammen mit anderen Einrichtungen 
dem Teilprojekt X-Port – Interkultu-
relle Kompetenzagentur Ostwestfalen-

Lippe (OWL). Ziel ist der Aufbau eines 
Fachkräfte-Pools mit Migrationshinter-
grund, um kleinen und mittleren Unter-
nehmen, die exportieren möchten, bei 
der Suche nach landeskundigem Per-
sonal mit Sprachkenntnissen zu helfen. 
Zielgruppe sind arbeitssuchende Aus-
siedlerInnen mit einer abgeschlossenen 
Berufs- oder Hochschulausbildung. 
FORUM.Ost besteht aus sechs Teilpro-
jekten, die miteinander verzahnt sind. 
Es werden Dienstleistungen rund um 
die Verbesserung der Internationalisie-
rungskompetenz von kleinen und mitt-
leren Unternehmen angeboten. Diese 
werden informiert, beraten sowie in 
ausgewählte Zielländer begleitet. 

kriminierungen gekennzeichnet. Auf 
kulturelle Unterschiede hinzuweisen 
ist selbstverständlich. Während un-
seres Beheimatungsprojektes geht es 
ständig darum, sich auf andere Wirk-
lichkeiten einzulassen, sich der ei-
genen kulturellen und biografi schen 
Hintergründe klar zu werden, Perspek-
tivwechsel vorzunehmen, sich auf an-
dere Wert orientierungen einzulassen. 
Das gilt für alle Beteiligten.

Da man dem Chaos nicht trauen 
kann, sind Kontinuität, stabile Verhält-
nisse und stabile Orte (stabilitas loci) 
von Nöten. In der eigenen Gruppe der 
Neubürger sind Solidarität und Sub-
sidiarität keine theoretisch bekannten 
Größen, sondern gelebte Praxis. Die 
gruppeninterne Selbstsicherheit wird 
durch das von uns entgegengebrachte 
Vertrauen zu einer auch externen 
Selbstsicherheit in der Gesellschaft und 
damit auch in der Kirche. Auf unserer 
Suche nach den Brückenmenschen un-
ter den Neubürgern entdecken, fördern 
und fordern wir Talente auf drei Stu-
fen: den Neubürger als refl ektierendem 
Zuschauer, den Neubürger als Interven-
tionsbürger und auf der dritten Stufe 
den Neubürger als Aktivbürger, als Brü-
ckenmenschen, als Führer in eine ande-
re Wirklichkeit. Wir stellen fest: Gera-
de bei dem, der sich einsetzt, geschieht 
Verwurzelung und Beheimatung. Wenn 
jemand anfängt zu lieben, zu geben, 
auf andere einzugehen, kommt er her-
aus aus seiner eigenen Misere. Neubür-
ger, die ihre Heimat verloren haben, 
sind nach unserer Erfahrung besonders 
disponiert für den Zusammenhang Hei-
mat und Glaube. Die Gemeinden, die 
Verbände, die kirchlichen Institutio-
nen müssten somit näher an die Russ-
landdeutschen heran geführt werden. 
Die Priester und die Brückenmenschen 
und andere Verantwortliche in der Kir-
che haben hier klare Führungsaufgaben 
zu erfüllen. Beispielhaftes Handeln ist 
konkretes Handeln. 

Johannes Stefan Müller

„Beheimatung: Integration fördern – Zuwanderung gestalten“

Das im Jahre 2003 initiierte Behei-
matungsprojekt für Russlanddeutsche 
ist heute das zentrale kirchliche Projekt 
im St. Hedwigshaus. Finanziert wird es 
über den von Renovabis verwalteten 
Versöhnungsfonds der Katholischen 
Kirche in Deutschland, über die Un-
terstützung durch das Erzbistum Pa-
derborn sowie aus Mitteln von „Kir-
che in Not“. Ziel war es von Beginn 
an, ein Netzwerk „Aussiedlerpastoral“ 
aufzubauen, um die Beheimatung und 
kirchliche Bindung dieser Neubürger 
im Erzbistum Paderborn zu ermögli-
chen. 

Im ersten Jahr des Projektes wur-
den über spezielle Weiterbildungspro-
gramme 205 Brückenmenschen gefun-
den. In Zusammenarbeit mit ihnen 
entstanden in Bielefeld, Dortmund, 
Lemgo, Lippstadt und Minden die ers-
ten Regionalgruppen. Die Inhalte der 
Grundlagenseminare waren bestimmt 
von Fragen wie: Was ist wichtig in 
meinem Leben? Was ist wertvoll? An 
welchen Plätzen laufen die zentralen 
Dinge des Lebens ab? Das Kennenler-
nen der Katholischen Kirche, die Ele-
mente der Glaubensvermittlung, die 

Kirchenräume als „Helfer“, die Erfah-
rung von „Heimat“ durch konkretes 
Angenommensein und das „Aus der 
Ecke herauskommen“ standen und ste-
hen ebenfalls im Zentrum dieser Kurse. 
Für alle weiterhin interessierten Teil-
nehmer/inn/en der Grundkurse gab es 
jeweils im darauf folgenden Jahr ei-
nen Aussiedlertag in Paderborn un-
ter Beteiligung des Erzbischofs bzw. 
eines Weihbischofs. Im Rahmen die-
ses Aussiedlertages wurde jeweils ei-
ne Zukunftswerkstatt durchgeführt. Ab 
2006 gibt es diesen Aussiedlertag als 
„Begegnung auf Augenhöhe“ mit an-
schließender Fußwallfahrt in die Wall-
fahrtsbasilika Werl.

Das Netzwerk „Aussiedlerpastoral“ 
dient der interkulturellen Begegnung 
und Kommunikation in der Kirche. Um 
diese Neubürger am gemeindlichen Le-
ben teilhaben zu lassen, sind ausrei-
chende Sprachkenntnisse eine Grund-
voraussetzung. Festzuhalten bleibt 
aber auch, dass diese Neubürger ge-
nau wie andere Zugewanderte sehr 
beschränkte Möglichkeiten der Parti-
zipation haben; ihr Alltag ist oftmals 
von sozialen und ökonomischen Dis-
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Umbrüche gestalten – 
 Sozialethische Heraus-
forderungen im neuen Europa
Internationales Symposium 
der Vereinigung für katholische 
 Sozialethik in Mitteleuropa

Das Symposium fand vom 12. bis 14. 
April 2007 mit 140 Teilnehmern im 
Konferenzzentrum Schloss Großstein 
in Opole/Polen statt. Ausgangspunkt 
der Tagung war eine von Referenten 
aus verschiedenen Ländern zusam-
mengetragene Diagnose der Situa-
tion der Menschen in den neuen und 
alten Mitgliedsländern der EU. Einig 
waren sich die Referenten darin, dass 
die großfl ächigen sozialen Probleme 
nicht durch punktuelle Hilfeleistungen, 
sondern nur durch eine systematisch 
geplante Sozialpolitik zu bewältigen 
seien, zu deren Gestaltung die christ-
liche Soziallehre Unverzichtbares bei-
zutragen habe. Angesichts der drama-
tisch wachsenden Spreizung zwischen 
arm und reich sei aber – so bereits Emil 
Brix vom österreichischen Außenmi-
nisterium in seinem Begrüßungswort – 
die Umverteilungsfunktion des Staates 
weiterhin unentbehrlich für die prak-
tische Umsetzung. Stephan Raab, Lei-
ter der Konrad-Adenauer-Stiftung für 
Polen und Weißrussland ergänzte: Zur 
Zeit verabschiede sich der National-
staat in den einzelnen Ländern immer 
weiter von seiner sozialen Schutzfunk-
tion, während die im Entstehen begrif-
fenen übernationalen Konstrukte die-
ser Funktion noch bei weitem nicht 
gewachsen seien. Den Kirchen kom-
me in dieser Situation die Aufgabe 
zu, nicht nur laut und beharrlich den 
christlichen Glauben zu verkünden, 
sondern auch ihre soziale und gesell-
schaftliche Problemlösungskompetenz 
konsequent ins Spiel zu bringen.

In der ersten Staffel wissenschaft-
licher Vorträge referierten zunächst 
Ewa Fratczak (Warschau) und Rai-
ner Münz (Wien) über den demogra-
phischen Umbruch und seine Folgen. 
Europa wird demnach in den nächsten 
Jahrzehnten kontinuierlich altern und 

schrumpfen. In den neuen EU-Ländern 
vollzieht sich diese Entwicklung ab-
rupter als in den alten. Rechnet man 
die gegenwärtige Entwicklung hoch, 
wird die Gesamtbevölkerung der EU im 
Jahre 2050 nur noch 5 % der Weltbe-
völkerung ausmachen. Wege, um ent-
gegen dem dramatischen Trend zur 
Überalterung der Gesellschaft eine ver-
nünftige demographische Balance zu 
erhalten, liegen im Verzicht auf allzu 
restriktive Zuwanderungsbestimmun-
gen und in Maßnahmen zur Förderung 
der Geburtenrate. Letzteres setzt eine 
genügende fi nanzielle und strukturelle 
Ermöglichung guter Kinderbetreuung 
voraus. Dabei ist sowohl an die Bereit-
stellung einer ausreichender Anzahl 
von Kinderkrippen und anderen exter-
nen Betreuungsmöglichkeiten zu den-
ken, als auch an eine entsprechende 
Unterstützung der Eltern, die ihre Kin-
der in der eigenen Familie oder in fa-
miliären Betreuungsgemeinschaften 
erziehen möchten.

Die wirtschaftlichen und gesell-
schaftlichen Umbrüche im Gefol-
ge der global erweiterten Arbeitstei-
lung über Europa hinaus thematisierte 
Richard Sturm (Graz): Die Problemlö-
sung liege keinesfalls in einer unkri-
tischen Anpassung an die Entwicklung 
des glo balen Marktes. Folge solcher 
Anpassung sei eine Spirale der Kosten-
senkung zu Lasten der Arbeitskräfte, 
die – als bloßer Kostenfaktor verstan-
den – entweder „freigesetzt“ oder über 
die Maßen belastet würden. Die Ver-
antwortung der Arbeitnehmer für ihre 
Familien und für ihren Platz in der Ge-
sellschaft werde so unterminiert. Um 
diesen Tendenzen entgegen zu wirken, 
plädiert Sturm für einen „BEST-Poli-
cy-Mix“: Befähigung zur Entwicklung 
der eigenen Potentiale, Entlastung von 
drängender materieller Not und Stabi-

lität durch jene Widerlager oder Anker, 
die zwar elastisch auf Marktentwick-
lungen reagieren, sich aber nicht von 
deren Dynamik mitreißen lassen. Die 
besten Bedingungen dazu böte noch 
immer der Koordinationsmechanismus 
einer sozialen Marktwirtschaft, deren 
verblassenden nationalen Rahmenord-
nungen freilich dringend durch sank-
tionsbewehrte Regelungen auf EU- 
und auf UN-Ebene zu ergänzen seien. 
Die Kirche könne dazu einen wich-
tigen Beitrag leisten, weil sie in ihrer 
Soziallehre tragfähige Prinzipien be-
reitstelle und glaubwürdig als unpar-
teiische und langfristig denkende Mitt-
lerin auftrete.

Umbrüche im persönlichen Bereich 
analysierten Miklos Tomka, Budapest 
(für die neuen EU-Länder) und Man-
fred Prisching, Graz (für die westli-
chen Länder). In den sogen. Transfor-
mationsländern – so Tomka – sei das 
alte Heimatgefühl durch Internatio-
nalisierung, Europäisierung und Glo-
balisierung abhanden gekommen. Die 
Unsicherheit der je persönlichen La-
ge verhindere langfristige Lebenspers-
pektiven und das Handeln in gesell-
schaftlicher Verantwortung. Die alte 
gesellschaftliche Hoffnung sei als Bluff 
entlarvt, bisher jedoch nicht durch ei-
ne neue ersetzt worden. Notwendig sei 
aber eine breitfl ächige Stärkung der 
Gemeinschaftlichkeit, der Zivilgesell-
schaft und des sozialpolitischen Be-
wusstseins. In den alten EU-Ländern 
gibt es dagegen – so Prisching – ein 
stabiles Niveau an Lebenszufrieden-
heit und trotz einigen Unbehagens bz-
gl. der europäischen Entwicklung ein 
Gefühl der Alternativlosigkeit. Zuneh-
mend gelten die praktizierten national-
staatlichen und die geforderten neuen 
europäischen Loyalitäten als kompa-
tibel. Gegen eine wachsende Staatlich-
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keit der EU bestehen zwar nur wenig 
Bedenken, doch gibt es eine verbrei-
tete Unzufriedenheit mit der Qualität 
der „EU-Demokratie“. Sorgen werden 
vor allem geäußert wegen der stär-
keren Billiglohnkonkurrenz nach der 
letzten Erweiterungsrunde sowie we-
gen der Gefahren weiteren Sozialab-
baus aufgrund fehlender Standards auf 
EU-Ebene. Die normative Heterogeni-
tät der vielen Mitglieds- und Kandi-
datenländer (u. a. Türkei), die ebenfalls 
Bedenken hervorruft, hält Prisching al-
lerdings weniger für ein Problem zu 
großer kultureller oder religiöser Dif-
ferenz, als vielmehr für eine Folge un-
terschiedlicher gesellschaftlicher Ent-
wicklungsstände. Zukünftig werde 
Europa allerdings selbstbewusster für 
einen Kernbestand seiner Werte ein-
treten müssen, wenn es nicht nur ei-
ne Wirtschaftsmacht sein, sondern 
auch (z. B. gegenüber Einwanderern) 
einen identifi zierbaren „europäischen 
Traum“ verkörpern wolle.

Am zweiten Tag standen in Kurzre-
feraten und Diskussionsforen „tragfä-
hige Modelle für Europas Zukunft“ zur 
Debatte. In seinem einleitenden Refe-
rat stellte Helmut Renöckl (Linz und 
Budweis) die Frage nach zukunftsfä-
higen europäischen Gesellschafts- und 
Wirtschaftsmodellen. Er nahm dabei 
Bezug auf die gesellschaftliche und 
wirtschaftliche Aufbauleistung in Ös-
terreich während der Nachkriegzeit. 
Zwei Bedingungen seien heute wie 
damals entscheidend für solche Auf-
bauleistungen: Eine soziale Marktwirt-
schaft, in der die Menschen spüren, 
dass Lasten und Vorteile einigerma-
ßen fair verteilt sind, sowie eine So-
zialpartnerschaft, in der es gelingt, 
langwierige Arbeitskämpfe und sozial-
politische Verwerfungen zu vermeiden. 
Die heute vielfach in den Vordergrund 
gestellte Steigerung von Effi zienz sei 
dagegen kritisch zu hinterfragen. Denn 
zunächst sei immer zu klären, wozu 
und zu wessen Nutzen Effi zienz an-
gestrebt werde. Ziel- und maßlose Ef-
fi zienz verursache unmenschliche und 
unbarmherzige Zustände, gesellschaft-

liche Desintegration und ökologische 
Desaster. Gerade in Umbruchzeiten 
seien dadurch viele Menschen überfor-
dert und deformiert. Diesen in gelebter 
Mitmenschlichkeit oder in caritativem 
Dienst zur Seite zu stehen, sei bis heute 
bewährte christliche Praxis. Dagegen 
habe die christlich motivierte und aus 
sozialethischer Refl exion gespeiste Ge-
sellschaftsgestaltung an Kraft und Ter-
rain verloren. Die länderübergreifende 
Vernetzung zwischen Sozialethikern, 
sozial engagierten Seelsorgern, Sozi-
alarbeitern und laienapostolischen Be-
wegungen seien daher unverzichtbar.

Die europäischen  Spannungsfelder 
zwischen nationalen und supranationa-
len Strukturen, zwischen Modernisie-
rungsgewinnern und Modernisierungs-
verlierern, zwischen Einheimischen 
und Migranten werden noch verstärkt 
durch Unsicherheiten, Ängste, Ableh-
nungen zwischen Christen und Mus-
limen. Udo Steinbach (Hamburg) erin-
nerte an die leidvolle, teils kriegerische 
Geschichte zwischen beiden Religio-
nen, aber auch daran, dass die Vielfalt 
der Gruppierungen und Lehren bei den 
in Europa lebenden Muslimen die Ver-
ständigung nicht erleichtere. Gleich-
wohl müsse eine Formel des Zusam-
menlebens gefunden werden. Denn, als 
Gastarbeiter oder Flüchtlinge gekom-
men, haben sich die meisten in Europa 
lebenden Muslime längst darauf ein-
gerichtet hier zu bleiben. Die Identi-
fi kationszeichen der eigenen Religion 
(Gebetszeiten, Gebetsräume, Kopftuch 
usw.) gehörten aber zur neuen Behei-
matung ebenso dazu wie die europa-
typische zunehmende Säkularisierung 
und das vorurteilsfreie Gespräch „auf 
gleicher Augenhöhe“ mit den Vertre-
tern des Staates und der christlichen 
Kirchen. Und auch aus christlicher 
Sicht sei der Religionsdialog unver-
zichtbar. Durch den Konzilstext „Nos-
tra Aetate“ und andere nachfolgende 
Dokumente gebe es – so Petrus Bsteh 
(Wien) – eine ausdrückliche Beauftra-
gung und Verpfl ichtung zum Dialog. 
Die Verhältnisbestimmung der Religion 
zur Moderne mit einer weitgehend re-

ligionsunabhängigen Staatlichkeit, wie 
sie die katholischen Kirche erst zur Zeit 
des II. Vatikanischen Konzils in hef-
tigen internen Auseinandersetzungen 
für sich gefunden hat, sei heute erneut 
und vor allem für den Islam in Europa 
zu leisten.

Die Fragen einer öko-sozialen Markt-
wirtschaft, des konstruktiven Um gangs 
mit den Konfl iktpotentialen, die sich 
durch Migration und Integration erge-
ben, sowie des Dialogs zwischen den 
Religionen wurden danach in drei Fo-
ren vertieft. Wissenschaftlern aus den 
verschiedenen Ländern stellten ihre 
Modelle und Perspektiven in Kurzre-
feraten vor und zur Diskussion.

In einem weiteren Vortrag zur so-
zialen Gerechtigkeit betonte Arno An-
zenbacher (Mainz), dass Grundrechte, 
Menschenrechte und Sozialrechte zwar 
zunächst durch die Staaten bzw. durch 
die EU garantiert werden müssten, dass 
aber die Durchsetzung und Verwirkli-
chung dieser Rechte abhängig sei vom 
jeweils herrschenden gesellschaftlichen 
Ethos. Auch in den gesellschaftlichen 
Teilsystemen (z. B. den Unternehmen) 
gelte es daher, sich am Ethos freier 
selbstverantwortlicher Personen zu 
orientieren. Das setze u. a. einen Kon-
text sozialer Gerechtigkeit voraus, die 
freilich auch mit einer gewissen mate-
riellen Ungleichheit vereinbar sei, falls 
zumindest die Chancengleichheit aller 
gewahrt bleibe (im Sinne der „Theo-
rie der Gerechtigkeit“ bei J. Rawls). 
Ziel sei das solidarisch und koopera-
tiv anzustrebende Gemeinwohl, ver-
standen als Inbegriff der Mittel und 
Chancen, die allen Personen einer So-
zietät ein menschenwürdiges Leben er-
möglichen. Zwar könne das Gemein-
wohl immer nur annäherungsweise 
beschrieben oder gar erreicht werden, 
und zwar im demokratischen Prozess 
des Dialogs zwischen Parteien, Verbän-
den, Kirchen und Organisationen der 
Zivilgesellschaft. Doch lasse sich die 
Gemeinwohlrichtung zumindest klar 
abgrenzen von gegenläufi gen Ten-
denzen wie der destabilisierenden Po-
larisierung einer Gesellschaft durch die 
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Aufspaltung in eine wachsende Un-
terschicht mit prekären Lebens- und 
Einkommensverhältnissen und eine 
zugleich wachsende immer reicher 
werdende Oberschicht.

Bei den anschließenden Foren 
ging es, wiederum mit Kurzreferaten 
aus verschiedenen Ländern und Dis-
kussionen, um die Themen „Problem-
felder und Kraftquellen der Familie“, 
„Entwurzelung und Restabilisierung“ 
sowie „Zukunftsfähige Lebensstile und 
soziale Bildung“. In der abendlichen 
Festveranstaltung betonte der Gast-
geber, Erzbischof Alfons Nossol, dass 
der Dialog „die Mutteersprache der 
Menschheit“ sei und dass speziell der 
europäische Dialog Mut, Demut und 
Langmut erfordere, um Vorurteile ab-
zubauen, Ideen zu entgiften und die 
Wunden der Erinnerung zu heilen.

Der abschließende Samstagvor-
mittag war der Diskussion um nächs-
te Praxisschritte und mögliche Zwi-
schenziele vorbehalten. Aufgaben und 
Möglichkeiten der Politiker, Nachhal-
tigkeit und Sozialpartnerschaft in der 
Wirtschaft, Armenhilfe und Verhinde-
rung von Menschenhandel, aber auch 
eine Allianz zum Schutz des Sonn-
tags waren die Themen. In seiner Ab-
schlusspredigt mahnte der frühere ös-
terreichische Sozialbischof Maximilian 
Aichern (Linz): „Zu den großen He-
rausforderungen in Mitteleuropa und 
darüber hinaus gehören Bekämp-
fung von Arbeitslosigkeit und Armut, 
Schaffung gerechter internationaler 
Wirtschaftsbeziehungen, Sozial- und 
Umweltverträglichkeit, ethische Ver-
antwortung angesichts ungeheurer 
technischer und medizinischer Mög-
lichkeiten. Es geht darum, nicht nur 
in Einzelfällen zu helfen, sondern die 
Strukturen in der Welt zu verändern, 
so dass alle Menschen eine Lebens-
grundlage haben. Die Gesellschaft drif-
tet auseinander. Die Reichen – einzel-
ne wie Länder – werden immer reicher, 
die Armen immer ärmer, obwohl seit 
Jahren auf diese Problematik hinge-
wiesen wird. Reines Profi tdenken und 
neoliberale Tendenzen gefährden die 

Würde und die Lebenssicherung vie-
ler Menschen, aber auch den sozialen 
Frieden und die gerechte Gestaltung 
der Zukunft. Diese Anliegen fordern 
uns heraus, bestehende Konzepte zu 
hinterfragen und neue zu erarbeiten, 
wie dies beispielsweise mit dem Global 
Marshall Plan geschieht. […] Die Kir-
chen können sicher nicht eine gerechte 
Wirtschaftsordnung durchsetzen, aber 
[…] die Botschaft des Auferstandenen 
ermutigt uns und beauftragt uns, dass 
wir uns einsetzen, in alle Welt gehen 
und aus hoffnungsvollem Glauben et-
was tun.“

Peter Klasvogt

Nachhaltig erfolgreich
Erster Unternehmertag 
Kommende Dortmund

Das Sozialinstitut Kommende Dort-
mund lud am 5. Juni 2007 zum Ers-
ten Unternehmertag unter dem Thema 
„Nachhaltig erfolgreich. Unternehmens-
führung in ethischer Verantwortung“ 
im Westfälischen Industrieklub Dort-
mund ein. Rund 70 Unter nehmer (in-
nen) aus unterschiedlichen Branchen – 
vom Handwerk über das produzierende 
Gewerbe bis zu den Banken – nahmen 
an der Veranstaltung teil. 

Peter Klasvogt, Direktor der Kom-
mende Dortmund, erläuterte in der 
seiner Begrüßung, dass mit dem Ers-
ten Unternehmertag ein neuer Raum 
des Dialogs für unternehmerische Füh-
rungskräfte mit Vertreter(inne)n aus 
Gesellschaft, Kirche und Politik er-
öffnet werden solle – ein Raum, der 
ansonsten auf weiter Flur fehle. Der 
Glaube vermittle Werte, die nachweis-
lich wirtschaftlich wachstumsförder-
lich seien, so der Geschäftsführer der 
Löwensenf GmbH, Michael Bommers 
vom Bund der Katholischen Unterneh-
mer (BKU) im seinem Statement. Aus 
wissenschaftlicher Perspektive verwies 
André Habisch, Professor für Christli-
che Sozialethik und Gesellschaftpoli-
tik an der Kath. Universität Eichstätt, 

darauf, dass Markt und Wettbewerb 
nur dann zu Instrumenten der Soli-
darität würden, wenn das ganze wirt-
schaftliche System ethisch qualifi ziert 
sei. Ethik bedürfe aber nicht nur einer 
braven Regelbefolgung, sondern müsse 
durch Innovation an sich verändernde 
Umstände angepasst und durch Kritik 
am Gegebenen weiterentwickelt wer-
den. Von Beispielen erfolgeichen un-
ternehmerischen Handelns zur Lösung 
gesellschaftlicher Probleme berichtete 
Konstanze Frischen, Geschäftsführerin 
von Ashoka Deutschland. Die weltweit 
tätige Organisation unterstützt Men-
schen, die unternehmerisch, innovativ 
und wertorientiert an bahnbrechenden 
Projekten arbeiten. So vermittelt et-
wa ein junger türkischer Unternehmer 
erfolgreich integrierte Migranten zur 
schulischen Unterstützung von Mi-
grantenkinder. Das Vorbild dieser Me-
diatoren motiviert zu besseren schu-
lischen Leistungen und integriert die 
Schüler in die Gesellschaft. Hanns-Fer-
dinand Müller, Vorstandsmitglied bei 
RWE Westfalen-Weser-Ems, schloss an 
diese Ausführungen insofern an, als 
er beklagte, dass das Bildungsniveau 
einer großen Zahl Auszubildender zu 
wünschen übrig lasse. Es müsse den 
jungen Menschen ein schlüssiges Wer-
tesystem vermittelt werden, da dies die 
Grundlage für Bildungsbemühungen 
sei. Otto Kentzler, Unternehmer und 
Präsident des Zentralverbandes des 
Deutschen Handwerks, erinnerte da-
ran, dass 80 % der Personenunterneh-
men Familienunternehmen seien. Der 
eigene Name im Firmenlogo verpfl ich-
te die Familienunternehmen zu einer 
höheren Bereitschaft, gesellschaftliche 
Verantwortung zu übernehmen. Der 
Wirtschaftswissenschaftler Wim Kös-
ters, Ruhr-Universität Bochum, widme-
te sich in seinem Statement dem The-
ma klassisch wirtschaftstheoretisch. 
Die Verantwortung der Wirtschaft lie-
ge darin, das Knappheitsproblem zu lö-
sen. Dafür müssten Märkte eingerichtet 
und funktionsfähig gemacht werden. 
Der Staat versage gegenwärtig bei die-
ser vorrangigen Aufgabe. 
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Berichte

Die kurzen und pointierten Impul-
se unterschiedlicher Standpunkte und 
Professionen provozierten Nachfragen, 
Zustimmung und Widerspruch. Tisch-
gespräche in kleinen Runden mit den 
Referenten und weiteren Experten ver-
tieften den Dialog der Teilnehmer(innen) 
über die gesellschaftliche Verantwor-
tung von Unternehmen. Dieses Herz-
stück der Veranstaltung förderte die 
Aus einandersetzung mit den angeris-
senen Themen nach eigenen Schwer-
punkten und ermöglichte, Kontakte zu 
knüpfen. 

Im anschließenden Vortrag betonte 
NRW-Wirtschaftsministerin Christa 

Thoben, dass unvollkommene Men-
schen Spielregeln bräuchten, um Miss-
brauch etwa durch Mitnahmeeffekte 
bei Subventionen zu verhindern. Die 
Aufgabe der Politik sei es, unbequeme 
Wahrheiten mehrheitsfähig zu machen 
und Gesetze als sinnvolle Spielregeln 
zu erlassen.

Abschließend für diesen Ersten 
Unternehmertag und als Ausblick 
auf weitere in den nächsten Jahren 
präsentierten Peter Klasvogt von der 
Kommende und Direktor Richard Bö-
ger von der Bank für Kirche und Ca-
ritas Paderborn den neuen Unter-
nehmerpreis „Nachhaltig erfolgreich“. 

Die Ausschreibung des Preises richtet 
sich an Unternehmen, die das Prin-
zip der Nachhaltigkeit in wirtschaft-
lich erfolgreichen Konzepten umsetzen 
und damit zugleich gesellschaftliche 
Werte realisieren. Solche ‚Leuchttür-
me‘ sollten künftig vor der Öffentlich-
keit gewürdigt werden und weitere Un-
ternehmen zur Nachahmung einladen. 
Informationen zum Unternehmerpreis 
der Kommende fi nden sich unter www.
kommende-dortmund.de.

Andreas Fisch

Am 14. Juni 2007 verstarb Prof. em. 
Dr. Theodor Herr, langjähriger Inhaber 
des Lehrstuhls für Christliche Gesell-
schaftelehre an der Theologischen Fa-
kultät Paderborn. Nach dem Studium 
der Philosophie und Theologie in Pa-
derborn, München und Innsbruck wur-
de er 1954 zum Priester geweiht. Als 
Schüler von Joseph Höffner promo-
vierte er 1971 bei Wilhelm Weber an 
der Westfälichen-Wilhelms-Universi-
tät Münster. Von 1975 bis 1995 hat-
te er den außerordentlichen Lehrstuhl 

für Christliche Sozialwissenschaften in 
Paderborn inne. Schwerpunkte seiner 
wissenschafl ichen Forschungen wa-
ren Fragen des Naturrechts, der bibli-
schen Begründung der Soziallehre, der 
Sozialtheologie und des kirchlichen 
Dienstrechts sowie der Entwicklung 
in den Ländern der Dritten Welt.

Theodor Herr war Mitglied in zahl-
reichen akademischen, gesellschaft-
lichen und kirchlichen Gremien. Mit 
dem Sozialinstitut Kommende Dort-
mund war er durch sein langjähriges 

Engagement im Kuratorium und im 
Sozialwissenschaftlichen Arbeitskreis 
der Kommende eng verbunden. Zahl-
reiche Studien- und Vortragsreisen 
führten in viele, insbesondere in die 
ärmeren Länder der Erde. Für seine in-
tensive Förderung wissenschaftlicher 
Kontakte mit Lateinamerika wurde er 
1995 mit der Ernennung zum Gastpro-
fessor der Theologischen Fakultät Li-
ma (Peru) geehrt.

Neuer Fachbereich „Wirtschaftsethik“

Seit Mitte dieses Jahres hat das So-
zialinstitut Kommende Dortmund ei-
nen neuen Fachbereich „Wirtschafts-
ethik“ eingerichtet. Schwerpunkte des 
Fachbereiches werden der wirtschafts-
ethische Dialog mit Unternehmen, Ar-
beitgeberverbänden und Wirtschafts-
wissenschaften, das Angebot von 
Führungsseminaren wertorientierten 
Unternehmertums sowie die Förderung 

und Schulung von Nachwuchskräften 
sein. Die Leitung des Fachbereiches ist 
zum 1. Juli 2007 Dr. Andreas Fisch 
übertragen worden. Er studierte Theo-
logie und Wirtschaftswissenschaften 
an der Westfälischen Wilhelms-Uni-
versität Münster. 2006 promovierte 
er bei Prof. DDr. Karl Gabriel, Institut 
für Christliche Sozialwissenschaften 
in Münster, mit einer Arbeit zu hu-

manitären und wirtschaftlichen As-
pekten irregulärer Migration. Zuletzt 
arbeitete er als Referent für theologi-
sche Bildung beim Bund der Deutschen 
Katholischen Jugend (BDKJ) im Erz-
bistum Köln. Er war u. a. Mitarbeiter 
in der Sachverständigengruppe „Welt-
wirtschaft und Sozialethik“ der Deut-
schen Bischofskonferenz.

Zum Tod von Theodor Herr

Notizen
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Buchbesprechungen

Mack, Elke: Familien in der Krise. Lö-
sungsvorschläge Christlicher  Sozialethik 
(ta ethika, Bd. 1), München: Herbert 
Utz Verlag 2005, 106 S., ISBN 3–8316-
0543–2

Dass sich die Familie in einer Krise be-
fi ndet, wird von vielen Familienwissen-
schaftler/inne/n unterschiedlicher Diszi-
plinen immer wieder gerne beschworen. 
In ihrer Monografi e, die sich auf den 
zweiten Blick als Aufsatzsammlung ent-
puppt, sieht Elke Mack die Familie, ge-
nauer gesagt die klassische „Normalfa-
milie“, in einer Krise, weil in Deutschland 
immer weniger Kinder geboren werden. 
Mit diesem Phänomen sowie der Fra-
ge, wie eine christliche Familienethik 
angesichts dieser demografi schen Ent-
wicklung zu konzipieren ist, setzt sich 
die Autorin in ihren ersten drei Aufsät-
zen auseinander, die sich auch in ein-
zelnen Textpassagen überschneiden. In 
ihrem vierten und letzten Beitrag the-
matisiert sie in Kontrast dazu die Rolle 
der Familie in den Entwicklungsländern 
vor dem Hintergrund der dortigen Be-
völkerungsexplosion.

Als Gründe für die niedrige Geburten-
rate in Deutschland nennt Mack in ihrem 
ersten, in Englisch verfassten Aufsatz De-
mographic Threat to the Family from a 
Christian Point of View u. a. ökonomische 
Risiken wie Arbeitslosigkeit oder Famili-
enarmut sowie die schwierige Vereinbar-
keit von Familie und Beruf. Nach Mack 
bedroht die niedrige Geburtenrate aber 
nicht nur die traditionelle Familie, son-
dern auch die soziale Gerechtigkeit, da 
die sozialen Sicherungssysteme auf Kin-
der als zukünftige Beitragszahler/innen 
hin angelegt sind. Des Weiteren wirke 
sich eine niedrige Geburtenrate auch ne-
gativ auf die ökonomische Entwicklung 
Deutschlands aus. 

In ihrem zweiten Beitrag Familien-
förderung als familienökonomische, so-

zialpolitische und entwicklungspsycho-
logische Herausforderung geht Mack 
ausführlicher auf die strukturellen Hand-
lungsbedingungen junger Paare ein und 
untersucht in Anlehnung an die Famili-
enökonomie Gary S. Beckers, inwieweit 
die gegebenen sozioökonomischen Rah-
menbedingungen positive oder negati-
ve Anreize für Kinder setzen. In diesem 
Kontext diskutiert sie ausgewählte fami-
lienpolitische Maßnahmen wie z. B. die 
steuerliche Freistellung des kindlichen 
Existenzminimums, Kinder- und Erzie-
hungsgeld. Das Erziehungsgeld ist aller-
dings nicht, wie behauptet, an die Nicht-
erwerbstätigkeit eines Partners geknüpft, 
sondern kann mit einer Teilzeiterwerbs-
tätigkeit bis zu 30 Stunden wöchentlich 
verbunden werden. Neben der Bewer-
tung existierender Strukturen als prin-
zipiell nicht kinderförderlich zeigt Mack 
darüber hinaus politische Maßnahmen 
auf, die einen Anreiz für Kinder schaf-
fen können. 

Die Fragen, welche spezifi sche Legi-
timation die „Normalfamilie“ angesichts 
der Pluralisierung der Lebensformen be-
sitzt und inwieweit sich eine christliche 
Familienethik auf die Familiengründung 
und Kinderzahl erstrecken darf, stehen 
im Mittelpunkt des dritten Aufsatzes 
Christliche Familienethik in einer Zeit 
gesellschaftlichen Wandels. Nach Dar-
legung des christlichen Ehe- und Fami-
lienverständnisses kommt die Autorin zu 
dem Schluss, dass sich eine Familiene-
thik nicht in persönliche Lebensentschei-
dungen junger Paare einmischen dürfe. 
Allerdings müsse eine Familienethik für 
gesellschaftliche und politische Struk-
turen eintreten, die junge Paare in der 
Realisierung ihres Kinderwunsches un-
terstützen. 

In ihrem vierten und letzten Aufsatz 
Globale Familienförderung als Schlüs-
sel für eine nachhaltige Entwicklung 

der Weltgesellschaft setzt sich Mack 
ausgehend vom Prinzip der Nachhaltig-
keit schließlich mit der Frage auseinan-
der, wie in den Entwicklungsländern ei-
ne Bevölkerungsentwicklung gefördert 
werden kann, „die mit der Würde und 
Freiheit und dem Lebensrecht von Men-
schen in jeder Hinsicht vereinbar ist und 
zudem die Institution der Familie nicht 
gefährdet“ (93). Die Antwort auf diese 
Frage sieht Mack in der Stärkung der 
Menschenrechte für Frauen, da empi-
rische Studien eine positive Korrelation 
zwischen dieser und einer nachhaltigen 
Bevölkerungsentwicklung aufweisen. 

Insgesamt ist es Mack mit ihrer Auf-
satzsammlung gelungen, das derzeit in 
Deutschland stark diskutierte Thema der 
demografi schen Entwicklung aufzugrei-
fen und aus familienethischer Perspek-
tive zu beleuchten. Dies ist insofern 
neu, als in der christlichen Sozialethik 
zumeist nur die mit der niedrigen Ge-
burtenrate verbundenen Folgeprobleme 
diskutiert werden, nicht aber die Auswir-
kungen auf die Familie bzw. auf eine Fa-
milienethik selbst. Indem sie das Problem 
der niedrigen Bevölkerungsentwicklung 
in Deutschland mit dem Problem der 
Überbevölkerung in den Entwicklungs-
ländern konstrastiert, zeigt sie zugleich 
die Spannbreite der mit der demogra-
fi schen Entwicklung verbundenen Pro-
blematik auf. Kritisch anzumerken bleibt, 
dass sich der/die Lesende die Zielsetzung 
der Publikation sowie das thematische 
Verhältnis der einzelnen Beiträge zuein-
ander selbst erschließen muss, da Mack 
ihren vier Aufsätzen keine Einleitung vo-
ranstellt. Eine solche wäre jedoch für die 
Rezeption des Gesamtwerks hilfreich ge-
wesen.

Christiane Eckstein

Buchbesprechungen

 Familie in der Krise
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Buchbesprechungen

 Partizipation

Gerhardt, Volker: Partizipation. Das Prin-
zip der Politik, München: C. H. Beck 2007, 
507 S., ISBN 978–3–406–52888-0

Volker Gerhardt, Ordinarius für Prak-
tische Philosophie an der Berliner Hum-
boldt-Universität, geht seiner Profession 
nicht allein im akademischen Elfenbein-
turm nach. Ganz im Sinne des Aristote-
les strebt er nicht nur nach der Erfor-
schung des ethisch Richtigen, sondern 
er arbeitet auch dafür, dass seine For-
schungsergebnisse in politisches Han-
deln umgesetzt werden. Er tut das vor 
allem auf dem Gebiet der Biopolitik. Bis 
2002 war er Vorsitzender der Kommis-
sion für die Förderinitiative Bioethik der 
DFG, seit 2001 ist er Mitglied des Natio-
nalen Ethikrates. Er vertritt pointiert Po-
sitionen, die gegen manche herrschende 
moralische Überzeugung verstoßen und 
Widerspruch provozieren. Das betrifft 
etwa seine Befürwortung der embryo-
nalen Stammzellforschung, der Präim-
plantationsdiagnostik oder der aktiven 
Sterbehilfe. Aber auch in anderen Fragen 
scheut er sich nicht vor Gegenwind. So 
begrüßte er 2003 den Angriff der Ame-
rikaner auf den Irak und kritisierte scharf 
die gegen die US-Politik gebildete „Ach-
se Paris – Berlin – Moskau“.

Da stellt sich die Frage: Was treibt 
den Mann? Ist er einfach ein Intellek-
tueller, der dann und wann in jungen-
hafte Krawallstimmung gerät und aka-
demische Auseinandersetzungen pro-
vozieren möchte? Oder fußen seine 
Standpunkte zu den unterschiedlichen 
aktuellen politischen Streitfragen in tie-
feren Überzeugungen des Philosophen? 
Antwort verspricht Gerhardts neu er-
schienene Studie, die im systematischen 
Zusammenhang mit zwei anderen sei-
ner Arbeiten zu sehen ist: Selbstbe-
stimmung. Das Prinzip der Individuali-
tät (1999) und Individualität. Das Ele-
ment der Welt (2000).

Gerhardt lehnt die populäre  Rede 
vom Primat der Politik ab, weil sie dem 
Irrtum eines ontologischen Vorranges 
des Politischen vor dem Individuellen 

Vorschub leiste. Das Gegenteil jedoch 
ist für ihn der Fall; er zitiert die Sen-
tenz, die im Einsteinjahr 2005 das Bun-
deskanzleramt zierte: „Der Mensch ist 
nicht für den Staat, der Staat ist für 
den Menschen da.“ In anderen Worten 
sieht er diesen Gedanken noch schär-
fer gefasst: „Das Individuum ist der Ur-
sprung, der Grund, das Mittel und das 
Ziel der Politik“ (S. 68). Das atomisierte 
Individuum schwebt ihm dabei genau-
so wenig vor wie der Enzyklika Mater 
et Magistra, die bekanntlich den obers-
ten Grundsatz der katholischen Sozial-
lehre in ganz ähnlichen Worten formu-
liert. Gerhardt hält an der aristotelischen 
Rede vom Menschen als z on politikon 
fest (vgl. S. 107).

Dass es neben den Einzelnen auch ei-
ne Sphäre des Sozialen gibt, die mehr ist 
als die bloße Summe der Beziehungen 
zwischen Individuen, ist freilich eine ba-
nale Feststellung, die lediglich von ei-
nigen radikalstliberalen Esoterikern be-
stritten wird. Jede Sozialtheorie muss 
aber ein Bekenntnis ablegen, ob das In-
dividuelle oder das Soziale ihr grundle-
gendes normatives Prinzip ist. Gerhardt 
bekennt sich eindeutig zu dem „Primat 
der Individualität“ (S. 193). Und von die-
sem aus defi niert er die Aufgabe der Po-
litik: Sie hat „den Einzelnen als Person zu 
schützen und zu fördern“ (S. 321). 

Schutz und Förderung durch die Po-
litik soll das Individuum allerdings nicht 
in Form paternalistischer Fremdbestim-
mung, sondern im Wege der Mitbestim-
mung, der Partizipation eben, erfahren. 
Die politische Vereinigung ist für Ger-
hardt „eine freie Verbindung von freien 
Bürgern […], in der sie sich wechselseitig 
zu bestimmen suchen“ (S. 28). Partizipa-
tion fußt also in der Selbstbestimmung 
der Einzelnen. Diesem Grundgedanken 
geht Gerhardt im Verlauf seiner Studie 
nach. Er lässt dabei kaum einen Klassiker 
der politischen Philosophie unerwähnt 
und schlägt gedankliche Brücken, die 
manche Rezensenten zu der gereizten 
Frage veranlasst haben, ob sie es nun 

mit einem Hobbesianer, einem Aristote-
liker, einem Skeptiker oder einem Opti-
misten der politischen Theorie zu tun ha-
ben (siehe M. Pawlik, FAZ v. 22.01.; H. B. 
Schmid, NZZ v. 15.03.). Gerhardts Stu-
die bietet jedenfalls eine vielschichtige, 
kenntnisreiche und ungemein anregende 
Lektüre. Auch erfährt der Leser, weswe-
gen der Philosoph den Angriff der Ameri-
kaner auf den Irak legitimiert hat: „[N]ur, 
wo die politische Selbstbestimmung der 
Personen niemanden ausschließt, so dass 
von einer Mitbestimmung aller Staats-
bürger gesprochen werden kann, geht 
aus der Partizipation aller die Souverä-
nität des Ganzen hervor“ (S. 38). Würde 
das Völkerrecht im Sinne Gerhardts wei-
terentwickelt, hätten „Schurkenstaaten“ 
nicht mehr viel zu lachen. Dass der Irak-
krieg seinen Ideen Auftrieb verleiht, darf 
indes bezweifelt werden.

Arnd Küppers
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 Global Governance

Reder, Michael: Global Governance. Phi-
losophische Modelle der Weltpolitik, 
Darmstadt: Wissenschaftliche Buch-
gesellschaft 2006, 277 S., ISBN 978–3–
534–20000

Die vorliegende Dissertation des wiss. 
Mitarbeiters am Institut für Gesellschafts-
politik an der Hochschule für Philosophie 
der Jesuiten in München vergleicht fünf 
unterschiedliche Konzepte von „Global 
Governance“. Dabei handelt es sich aber 
nicht wie der Untertitel andeutet, um 
philosophische Modelle, sondern um zwei 
Konzepte von Politikwissenschaftlern, 
eines von einem soziologischen System-
theoretiker, eines von einem politischen 
Ökonomen und lediglich eines von einem 
Philosophen. Allerdings weisen auch die 
nichtphilosophischen Konzepte philoso-
phische Implikationen auf, z. B. wegen ei-
ner expliziten normativen Gestaltungs-
absicht. Mit diesen Repräsentanten soll 
die Spannbreite des Global Governance-
Diskurses aufgegriffen werden. 

Gegenstand der philosophischen Dis-
sertation ist eine methodische Grund-
lagenfrage, die auch für die Christli-
che Sozialethik Bedeutung hat; denn 
auch diese ist eine interdisziplinär an-
gelegte Wissenschaft: Welche profan-
wissenschaftlicher Theorien soll sie für 
ihre normative Refl exion heranziehen, 
wenn sie ein analytisch komplexes Phä-
nomen wie die Globalisierung bzw. sei-
ne politische Gestaltung (global gover-
nance) zum Thema macht. Wie trifft man 
hier eine sachgerechte Auswahl? Weitere 
methodische Fragen ergeben sich dann, 
wenn man nicht nur ein einziges Theo-
riekonzept heranzieht: Können hetero-
gene Konzepte überhaupt miteinander 
verknüpft werden? Eine weitere Proble-
matik besteht darin, dass die Analyse 
komplexer Vorgänge wie die der Globa-
lisierung nicht generell, sondern nur hin-
sichtlich einzelner Aspekte empirisch be-
legt werden können. Solche Einzelbelege 
können aber nicht Gesamttheorien be-
stätigen oder falsifi zieren. Hinzu kommt, 
dass Großtheorien häufi g auf eine be-

wusste (normativ begründete) Gestal-
tung der Globalisierung abzielen. Ein 
solches normatives Vorverständnis und 
eine entsprechende Gestaltungsabsicht 
können sich bereits in der Heuristik der 
Analyse niederschlagen. Es besteht somit 
die Gefahr, dass empirisch-analytisch Er-
gebnisse und normative Absichten nicht 
hinreichend methodisch refl ektiert und 
unterschieden werden. Solche metho-
disch bedeutsamen Problemstellungen 
werden in der anspruchsvollen Disser-
tation systematisch abgehandelt.

Nach einem weit ausgreifenden phi-
losophiegeschichtlichen Prolog (Cusanus, 
Schleiermacher, Husserl) und einer Ein-
führung in die „Global Governance“ – 
Problematik werden als erstes Konzept 
des Global Governance die Überlegungen 
der Politikwissenschaftler Dirk Messner/ 
Franz Nuscheler, die am Duisburger Insti-
tut für Entwicklung und Frieden entwi-
ckelt wurden, behandelt. Beide Autoren 
wollen globale Regelsysteme und inter-
nationale Organisationen weiterentwi-
ckeln und stärken. Dabei setzen sie auf 
Akteure wie Nationalstaaten, Transna-
tionale Organisationen und zivilgesell-
schaftliche Akteure. Mit Recht warnen 
sie davor die Repräsentanz und Legiti-
mität von Nicht-Regierungs-Organisa-
tionen zu überschätzen. 

James Rosenau aus Washington re-
präsentiert in der Untersuchung den 
analytischen Zweig der amerikanischen 
Politikwissenschaft. Er arbeitet  besonders 
die Einschränkung nationaler Hand-
lungsfähigkeiten (z. B. hinsichtlich der 
Besteuerung) sowie dialektische und 
gegenläufi ge Teilprozesse im Prozess der 
Globalisierung (Abgrenzung und zugleich 
Integration) heraus. Dafür hat er den Be-
griff der Fragmegration geprägt. 

Der deutsche Soziologie Helmut 
Willke argumentiert auf der Basis der 
Luhmann’schen Systemtheorie. Diese 
sieht gesellschaftliche Prozesse als ei-
gendynamische Prozesse an, die kaum 
durch individuelles Verhalten von ein-
zelnen Akteuren oder durch politisches 

Handeln zu steuern sind. Da das poli-
tische System nur eines unter mehreren 
gesellschaftlichen Systemen ist, kann 
der Staat im klassischen Verständnis als 
verantwortlicher Agent für das Gemein-
wohl seine Aufgabe einer gesamtgesell-
schaftlichen Steuerung nicht mehr er-
füllen. Globale Steuerungsprobleme (z. B. 
der internationalen Finanzmärkte) sind 
eher durch Selbststeuerung der dort 
Agierenden, z. B. durch Vereinbarungen 
der Banken oder durch neue Marktak-
teure (z. B. Ratingagenturen) zu bewäl-
tigen als durch staatliche Eingriffe.

Der in London lehrende Volkswirt 
Meghnad Desai behandelt Globalisie-
rungsprozesse in historischer Perspek-
tive anhand der Theorien zentraler Ver-
treter der Volkswirtschaftslehre wie 
Adam Smith, Karl Marx, Joseph Schum-
peter, John M. Keynes und Friedrich A. 
von Hayek. Er empfi ehlt Entwicklungs-
ländern wie Indien, sich bewusst in den 
Globalisierungsprozess zu integrieren. 
Desai weist mit Hinweis auf das Ende 
der ersten Globalisierungsperiode 1871–
1914 auf ein mögliches Ende des jetzigen 
Globalisierungsprozesses hin. Eine „De-
globalisierung“ ist im Kontext seines zy-
klischen Ansatzes möglich. 

Der letzte Vertreter ist der Tübinger 
Philosoph Otfried Höffe, der in seiner an 
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die Vertragstheorie angelehnten Argu-
mentation Überlegungen von Kant und 
Rawls aufnimmt. Dies bedingt vor allem 
den Anspruch einer Verrechtlichung der 
globalen Ordnung. Höffe entwickelt das 
Konzept einer förderalen Weltrepublik, 
wobei seine institutionellen Vorstellun-
gen, z. B. eines Weltparlaments, Analo-
gien zum politischen System der Bundes-
republik darstellen, welches modifi ziert 
auf die globale Ebene übertragen wird. 
Im Gegensatz zu Systemtheoretikern wie 
Willke sind „Weltbürgertugenden“ für 
Höffe eine sinnvolle Kategorie. 

Es ist das Verdienst dieser Studie an-
hand des Vergleichs der verschiedenen 
Theorien herausgearbeitet zu haben, 
welche methodischen Anforderungen an 
ein Konzept der „Global Governance“ zu 
richten sind, wenn dieses sowohl ana-
lytisch fruchtbar globale Entwicklungs-
tendenzen erklären will, als auch in der 
Lage sein soll, normativ geleitet die poli-
tische Gestaltung globaler Regelsysteme 
und Institutionen zu ermöglichen. Re-
der weist zutreffend daraufhin, dass es 
in den einzelnen Theorien vernachlässi-
gte Aspekte gibt wie die Bedeutung von 

Religion und Kultur. Nicht alle Konzepte 
beachten hinreichend Machtasymmet-
rien und Exklusionsprozesse in der Welt-
gesellschaft. Problematisch ist, dass der 
Vfs. dem Konzept von Habermas für die 
normative Refl exion Relevanz zuerkennt, 
ist doch dessen anspruchsvolles Demo-
kratiekonzept bereits im nationalen Rah-
men nicht realisierbar und noch weniger 
für globale Fragen tauglich. Die Untersu-
chung ist sorgfältig gearbeitet, ein Per-
sonenregister ist angefügt. Leider fehlt 
ein Sachregister.

Joachim Wiemeyer 

 Unternehmensethik

Wieland, Josef u. a.:  Unternehmensethik 
im Spannungsfeld der Kulturen und Re-
ligionen (Globale Solidarität – Schritte 
zu einer neuen Weltkultur; Bd. 14), her-
ausgegeben von Wallacher, Johan nes /
Reder, Michael / Karcher, Tobias, Stutt-
gart: Kohlhammer 2006, 188 S., ISBN 
978–3–17-019532–5

Ein zartes Pfl änzchen erblüht seit kur-
zer Zeit: ein Forschungsprogramm, das 
durch Etiketten wie „Kulturelle Ökonomik“ 
(Blümle et al. 2004), „Kulturalistische Un-
ternehmensethik“ (Beschorner et al. 2007), 
„Kulturvergleichende Institutionenöko-
nomik“ (Leipold 2006) oder „Ökonomische 
Moralkulturen“ (Schramm 2007) ange-
zeigt wird. Es geht um die Erkenntnis, dass 
sowohl die institutionellen Programmie-
rungen der nationalen (kapitalistischen) 
Wirtschaftssysteme (z. B. die US-amerika-
nische Wirtschaft oder die deutsche „So-
ziale Marktwirtschaft“ oder der chine-
sische guanxi-Kapitalismus) als auch die 
Organisationsstrukturen der Unterneh-
men nicht im luftleeren Raum schweben, 
sondern zutiefst durch die jeweiligen Mo-
ral- und/oder Religionskulturen geprägt 
sind. In diesem thematischen Feld bewegt 
sich auch das vorliegende Buch, das eine 
Vielzahl unterschiedlicher Autoren und 
Ansätze vereinigt.

Das Buch bietet eine bunte Reihe von 
Beiträgen, die aus den 2. „Ludwigsha-

fener Gesprächen“ (2005) hervorgegan-
gen sind. Bekannte (z. B. Josef Wieland 
oder Georges Enderle) und weniger be-
kannter Autoren beleuchten diverse Fa-
cetten des Themenfeldes: 1. Unterneh-
mensethik in diversen moralkulturellen 
Kontexten (Deutschland, USA, China, Is-
lam), 2. Konzeptionelle Aspekte der Un-
ternehmensethik (Religion und Politik; 
Global Governance; Corporate Social 
Responsibility; Corporate Citizenship), 
3. Umsetzung von unternehmerischer 
Verantwortung (UN Global Compact; 
Corporate Citizenship bei BASF; Anwen-
dung menschenrechtlicher Standards). 

Wie das mit Sammelbänden dieser 
Art so ist: Eine konzeptionell abschlie-
ßende Klärung kann man angesichts der 
Unterschiedlichkeit der Autoren, der Dis-
paratheiten des Gegenstandes und der 
Tatsache, dass es sich um ein erst in jün-
gerer Zeit aufblühendes Forschungspro-
gramm handelt, nicht erwarten. Wer 
aber einen Eindruck bekommen möchte 
von der Vielfältigkeit und Multidimen-
sionalität einer moralkulturell sensibili-
sierten Unternehmensethik, der wird in 
diesem Band fündig. Untergründige oder 
manifeste Beziehungen zwischen Öko-
nomie und Kultur werden verdeutlicht, 
die kulturell erwarteten Verantwortlich-
keiten global operierender Unterneh-
men analysiert und die Implementati-

onsschwierigkeiten und -möglichkeiten 
ausgeleuchtet. 

Das Buch bietet „work in progress“: 
Es kann als Einstieg und als vorläufi ge 
Vertiefung der Thematik dienen, einen 
konzeptionell einheitlichen Entwurf oder 
eine abschließende Klärung all der kul-
turökonomischen Fragen kann man na-
turgemäß nicht erwarten. Aber das war 
auch sicher nicht die Absicht der Heraus-
geber – im Gegenteil: Es geht darum, das 
Fenster der Diskussionen über die Reli-
gionen und Moralkulturen als ökono-
mische Faktoren weit zu öffnen.

Michael Schramm
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Beziehungen knüpfen 
zwischen den Menschen 
Gespräch mit Pfarrer Ruedi Beck 
über Integration und neue Wege der Pastoral

Nachgefragt

  : Herr Pfarrer Beck, die 
Schweiz ist – wie Deutschland – ein 
Land mit einer eher restriktiven Ein-
wanderungspolitik. Welche Chancen 
haben Flüchtlinge, in die Schweiz her-
eingelassen zu werden, hier leben und 
schließlich auch bleiben zu können?

Beck: Flüchtlinge kommen in der Re-
gel als Asylbewerber ins Land. Es gibt 
vier Stellen in der Schweiz, bei denen 
die Ankommenden sich melden kön-
nen. Eine davon ist hier in Basel ange-
siedelt, auf dem Gebiet unserer Pfarrei. 
Wer dort ankommt und Asyl beantragt, 
erhält zunächst nur eine erste Ent-
scheidung darüber, ob das Asylgesuch 
überhaupt behandelt wird. Bis jemand 
tatsächlich Asyl erhält oder z. B. nur 
eine zeitlich befristete vorläufi ge Auf-
enthaltsgenehmigung, weil die Rück-
kehr ins Herkunftsland momentan zu 
gefährlich wäre, vergeht häufi g eine 
lange Zeit. Als Asylanten anerkannt 
werden nur relativ wenige. In den Jah-

ren 2005 und 2006 gab es bei rund 
20.000 Asylgesuchen nur ca. 3500 
Asylgewährungen. Das Verfahren ist 
inzwischen beschleunigt worden, weil 
man erreichen will, dass diejenigen, 
die weder Asylgewährung noch eine 
vorläufi ge Aufnahme zugesprochen 
bekommen, möglichst schnell wie-
der ausreisen. Das gelingt aber häufi g 
nicht, weil diese Menschen z. B. keine 
Papiere haben und zudem kein Interes-
se mitzuhelfen, dass welche beschafft 
werden können.

  : Wie können die Betrof-
fenen in dieser ungewissen Übergangs-
zeit leben?

Beck: In der Vergangenheit hatten die-
jenigen, die nicht anerkannt waren, die 
aber auch nicht zur Abreise bewegt 
oder ausgeschafft (abgeschoben) wer-
den konnten, noch eine einigermaßen 
annehmbare Situation. Sie erhielten ei-
ne Sozialhilfe, von der sie leben konn-

ten. Diese wurde aber zusammenge-
strichen und die Bedingungen wurden 
verschärft. Sie bekommen 
jetzt nur noch eine mini-
male Nothilfe, von der 
niemand wirklich leben 
kann. Die Menschen sol-
len gezwungen werden, 
das Land „freiwillig“ zu 
verlassen. Oder sie tau-
chen in die Illegalität ab 
und suchen sich Schwarz-
arbeit oder eine andere 
Möglichkeit, an Geld zu 
kommen. Viele Illegale 
wenden sich auch Hilfe suchend an 
uns. Wer erwischt wird und in Aus-
schaffungshaft (Abschiebehaft) ge-
nommen wird. 

  : In Ihrem Stadtteil leben be-
sonders viele dieser Menschen, aber 
auch zahlreiche andere Zugewanderte 
verschiedener Religionen und Nationa-
litäten. Woher kommen die Zugewan-
derten in Ihrem Stadtteil, in Ihrer Pfar-
rei? Welchen rechtlichen Status und 
welche Perspektiven haben sie? 

Beck: Es handelt sich hier um ein altes 
Arbeiterquartier, das verschiedene Zu-
wanderungswellen erlebt hat. Zu Be-
ginn, vor mehr als 100 Jahren kamen 
die Elsässer, die Deutschen, wenig spä-
ter dann wurde das ganze Quartier ita-
lienisch. Später kamen die Portugie-

Ist es überhaupt möglich, dass mehr als hundert Nationalitäten in einem Stadtteil 
friedlich zusammenleben? Was kann eine christliche Gemeinde, was können die Mit-
arbeiter einer Pfarrei dazu beitragen? Wie werden sie selbst verändert durch den of-
fenen Blick über Konfessions- und Religionsgrenzen hinweg, auf die Menschen, die 
als Fremde ankommen und ein zuhause suchen? Welche Einsichten ergeben sich aus 
dem Leben in einer bewegten multikulturellen Gemeinde für die Pastoral der Zu-
kunft? Ruedi Beck, Pfarrer im unteren Kleinbasel, das als sozialer Brennpunkt gilt, 
berichtet von seinem Engagement für die Menschen dort – ein Engagement, das zu-
gleich Sozialarbeit und Seelsorge ist.

Ruedi Beck
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sen und Spanier, und schließlich die 
Türken. Das war etwa in den 1970er 
Jahren. Alle kamen zunächst als 
Fremdarbeiter, vor allem für die gro-
ßen chemischen Werke. Seit den 90er 
Jahren, der Zeit der Balkankriege, und 
bis heute kommen viele Asylbewerber 
aus den Balkanländern, vor allem aus 
dem Kosovo. Inzwischen gibt es au-
ßerdem sehr viele Afrikaner und Süd-
amerikaner hier. Entsprechend wandelt 
sich das Straßenbild. Die Geschäfte, die 
früher einmal mehrheitlich in italieni-
scher Hand waren, wurden zunächst 
von den Spaniern und Portugiesen 
übernommen und danach von den 
Türken. Heute gibt es Geschäftsinha-
ber aus Mazedonien oder Albanien, es 
gibt aber auch indische und brasilia-
nische Läden, African Shops usw.

  : Was geschieht denn jeweils 
mit den Bewohnern, die das Quartier 
zuvor geprägt haben, bevor eine neue 
Einwanderergruppe vorherrschend 
wird?

Beck: Man könnte sagen: Die neu an-
kommende Gruppe verdrängt nach 
einer gewissen Zeit die vorherigen 
Bewohner. Oder anders herum: Wer 

einen gewissen materiellen Standard 
erreicht hat, geht in ein besseres Vier-
tel. Schweizer gibt es hier kaum noch. 
Viele Italiener sind ebenfalls wegge-
zogen und zur Zeit wandern die Tür-
ken allmählich in andere Stadtteile ab. 
Es handelt sich hier um ein typisches 
Ankunftsviertel mit vielen kleinen, al-
ten und dadurch relativ billigen Woh-
nungen. Es ist hier nicht so schwierig 
wie anderswo, sich illegal aufzuhalten, 
es wird nicht so intensiv kontrolliert.

  : Wie gelingt das Zusam-
menleben bei so vielen verschiedenen 
Nationalitäten und Sprachen, außer-
dem bei so unterschiedlichem recht-
lichem Status? In der Schule zum 

Beispiel müssen doch Kinder völlig 
unterschiedlicher Herkunft zusammen 
unterrichtet werden.

Beck: Es wohnen tatsächlich Kinder 
aus etwa 150 Nationen hier. In der 
Schule gibt es höchstens noch 10 % 
Schweizer Kinder, vielleicht 20 % tür-
kische Kinder usw. Das bringt natür-
lich Schwierigkeiten mit sich. In die 
Schulen wurde jedoch viel investiert, 
wir haben sehr gute Lehrer und insge-
samt erstaunlich gute Schulen. Es gibt 
z. B. keine überdurchschnittlich großen 
Probleme in Bezug auf Gewalt.

  : Auf welchen Wegen be-
kommen Sie als Mitarbeiterteam der 
Kirchengemeinde den Kontakt mit den 
Zugewanderten, den legalen und den 
illegalen? Die kommen doch vermutlich 
nicht zuerst sonntags in Ihre Kirche?

Beck: Die Schweizer Grenze ist nur an-
derthalb Kilometer entfernt, die Emp-
fangsstelle und das Camp, in dem die 
Neuankömmlinge zunächst einmal ei-
nen, zwei oder drei Monate unterge-
bracht werden, befi nden sich auf dem 
Gebiet unserer Pfarrei. In dieser Zeit 
kommen viele dann hierher zur Kir-
che. Ein beträchtlicher Teil von ihnen 
kommt aus christlichen Ländern; sie 
sind selbst gläubige Menschen. Unsere 
Kirche hat aber auch Mitarbeiter direkt 
vor Ort: die beraten und schicken man-
che direkt zu uns. Die Ankömmlinge 
tauchen dann bei uns z. B. zum Gottes-
dienst auf, zum Gebet oder zur Bera-
tung. Mit der Zeit spricht sich das he-
rum und inzwischen ist in der ganzen 
Stadt bekannt, dass bei uns niemand 
abgewiesen wird. Viele von denen, die 
sich illegal im Quartier aufhalten, kom-
men zu uns und bitten um Hilfe, wenn 
sie nicht mehr weiter wissen. Andere 
kommen, weil sie ihre Kinder taufen 
lassen möchten. Es gibt viele Möglich-
keiten und Anlässe für den Kontakt. 

  : Sie schützen und unter-
stützen also auch die Illegalen in Ih-
rer Gemeinde? 

Beck: Jeder kann kommen. Ob er legal 
ist oder illegal, das spielt für uns keine 
Rolle. Das wissen übrigens selbst die 
Behörden, dass wir niemanden melden 
und es wird akzeptiert. Das ist jedoch 
nichts Besonderes: Die Kinder von Il-
legalen können hier zur Schule ge-
hen, sie besuchen die Schule oft über 
Jahre, manche auch das Gymnasium. 
Die Schule meldet die Daten eben-
falls nicht an die staatlichen Behör-
den. Trotz Illegalität ist z. B. auch eine 
Krankenversicherung möglich. Insge-
samt gibt es eine gewisse Grundversor-
gung für alle; das wurde vor einigen 
Jahren von verschiedenen Organisa-
tionen, u. a. von unseren kirchlichen 
Gemeinden, in langer politischer Ar-
beit erreicht.

  : Sie sprachen aber vorhin 
davon, dass diese Grundversorgung 
auf das absolute Minimum zusam-
mengestrichen worden sei?

Beck: Als dieses neue Gesetz einge-
führt wurde, sind wir mit vielen zu-
sammen auf die Straße gegangen und 
haben protestiert. Es gab dann zahl-
reiche Auseinandersetzungen auf po-
litischer Ebene, bis zumindest die 
Gewährung einer gewissen Nothil-
fe zugestanden wurde. In dieser Zeit 
haben wir Wohnungen eingerichtet, 
damit niemand auf der Straße leben 
muss, mitten im Winter. Das war et-
was dramatisch, wir wurden angezeigt 
und in ein Strafverfahren verwickelt. 
Wir haben unsererseits mit anderen 
zusammen gegen verschiedene Kan-
tone geklagt. Ein Bundesgericht hat 

schließlich entschieden, dass die Kan-
tone abgewiesenen Asylbewerbern bis 
zur möglichen Ausschaffung in jeder 
Situation wenigstens Nothilfe gewäh-
ren müssen. Dies gilt natürlich nicht 
für illegal Anwesende.

 Es ist hier nicht so schwie-
rig, sich illegal aufzuhalten

 Auch diejenigen, 
die abgewiesen werden, 
müssen menschenwürdig 
behandelt werden
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  : Mit welchen Organisatio-
nen vernetzen Sie sich denn vor allem 
für Ihr politisches Engagement? 

Beck: Unsere Aktionen machen wir 
zusammen mit der Caritas, aber auch 
mit nichtkirchlichen Institutionen; es 
gibt eine Großorganisation, ein Soli-
daritätsnetz für Flüchtlinge, mit de-
nen wir sehr eng zusammenarbeiten, 
vor Ort und auf der politischen Ebe-
ne. Wichtig ist natürlich bei allen Aus-
einandersetzungen die Medienarbeit. 
Die können wir oft besser oder erfolg-
reicher machen als andere. Denn die 
Kirche hat eine gewisse Stellung und 
hohes Ansehen. Da sind die Medien 
leichter zu interessieren, als wenn ir-
gend ein Verein angeklagt ist oder 
selbst gegen den Staat klagt.

  : Um den Blick auf Ihre kon-
krete Gemeindearbeit zu richten: Gibt 
es denn nicht auch interne Konfl ikte, 
wenn diese ganz unterschiedlichen 
Welten aufeinander stoßen?

Beck: Ja, da sind schon große Gegen-
sätze. Zu unserer Gemeinde gehören ja 
noch vielleicht 5–10 % alteingesessene 
Schweizer. Ungefähr 90 % sind Aus-

länder, und das sind die jüngeren Leu-
te, die Familien mit Kindern und mit 
einer ganz anderen Lebensart. Bei un-
serem Ferienlager im letzten Jahr mit 
60 Kindern waren nur ein oder zwei 
Schweizer Kinder dabei. Die Gemein-
de hat bereits vor etwa zehn Jahren 
entschieden: Wir setzen unseren Ak-
zent eindeutig bei der Arbeit mit den 
ausländischen Familien, bei den Kin-
dern und den Jugendlichen. Das ist die 
große Mehrheit, bei denen gibt’s die 
größten Schwierigkeiten, aber auch 
die größten Potentiale. Die Alternati-
ve wäre gewesen, die Pfarrei aufzuge-
ben. Das hat damals durchaus heiße 
Auseinandersetzungen gegeben.

  : Und heute?

Beck: Inzwischen haben wir längst 
auch in der Gemeinde ein sehr bun-
tes internationales Leben. In unserm 
Team arbeiten u. a. ein Hauswart aus 
Bosnien, eine Sozialarbeiterin aus Ja-
maika, Praktikanten aus dem Kosovo 
und aus Italien. Bei den Familien, die 
zu unserer Pfarrei gehören, haben wir 
es sicher mit vierzig Nationalitäten zu 
tun. Wir haben z. B. einen Mittagstisch 
für Kinder, die mittags nicht nach Hau-
se gehen können, bei uns essen und 
nachmittags betreut werden; dazu ar-
beiten wir mit anderen Organisatio-
nen zusammen. Diese Kinder fi nden 
sehr leicht Kontakt, unabhängig von 
Hautfarbe, Religion oder Nationalität. 
Das öffnet die Familien füreinander. 
Wir machen zudem viele Hausbesuche, 
dadurch bekommen wir ebenfalls Kon-
takt zu den Familien. Jeden Sonntag 
feiern wir natürlich zusammen Gottes-
dienst, auch mit den Kindern. Einmal 
im Monat gibt es einen Familiensonn-
tag mit weiteren Unternehmungen für 
die Kinder und Familien. Regelmäßig 
gibt es Kinderferienlager und Famili-
enferien. Für nächstes Jahr planen wir 
eine Familienreise nach Israel, zu wel-
cher bereits über 100 Leute angemel-
det sind. Da lernt man sich kennen, es 
wächst Vertrauen, selbst wenn Men-
schen mit zehn oder fünfzehn ver-
schiedenen Nationalitäten zusam-
menkommen. Darüber hinaus hat der 
gemeinsame Glaube natürlich ein gro-
ßes Verbindungspotential. 

  : Und was sagen die Altein-
gesessenen heute zu dieser Entwick-
lung? Gibt es so etwas wie Ausländer-
feindlichkeit?

Beck: Die gibt es innerhalb der Ge-
meinde eigentlich nicht. Die Altein-
gesessenen sehen, dass die Kirche 
sich wieder füllt, dass vor allem jun-
ge Menschen kommen. Anfangs wa-
ren mache ältere etwas genervt, weil 
die Kinder so viel Unruhe in den Got-
tesdienst brachten, weil die Eltern ihrer 

Meinung nach zu wenig auf die Kin-
der einwirkten usw. Auch über unse-
re Konfl ikte mit dem Staat machten 
sich manche Sorgen. Im Ganzen kann 
man aber heute sagen, dass die Älteren 
sich an der Entwicklung der Gemein-
de freuen und sie unterstützen. In-
zwischen haben wir begonnen, kleine 
christliche Gemeinschaften aufzubau-
en. Da treffen sich alle zwei Wochen je 
15–17 Menschen verschiedenen Alters 
und verschiedener Nationalität zuhau-
se. Sie lesen gemeinsam die Bibel, spre-
chen miteinander und überlegen zu-
dem, wo sie gemeinsam Verantwortung 
übernehmen können im Wohnquartier. 
Diese gemischten Gruppen fördern sehr 
das gegenseitige Vertrauen. Das strahlt 
aus, weit über die Grenzen der Grup-
pen hinaus.

  : Wo bleibt da der Blick für 
die muslimischen Türken z. B., die sehr 
zahlreich hier wohnen, oder für die 
Angehörigen anderer Religionen? Mit 
ihnen muss doch das Zusammenleben 
ebenfalls gelingen?

Beck: Nur im engeren liturgischen Be-
reich bleiben die Christen unter sich. 
Sonst nicht. Zu uns kommen viele 
nichtkatholische Christen, weil die halt 
hier Anschluss fi nden. Aber auch An-
dersgläubige, Muslime z. B., machen 
bei unseren Aktivitäten mit. Beim 
Kinderferienlager oder beim Mittags-
tisch, da fragen wir nicht nach Reli-
gion oder Weltanschauung. Bei denen, 
die uns um Rat oder Hilfe fragen so-

wieso nicht. Das ist alles sehr gemischt. 
Bei unserem Pfarreifest, das dauert 
von Freitagabend bis Sonntagmittag, 
da sind alle Religionen mit dabei. Die 
wöchentliche Essensausgabe leitet z. B. 
ein Muslime aus dem Irak.

  : Es gibt also keine Grenzzie-
hung und keine Berührungsängste?

 90 Prozent unserer 
 Gemeindemitglieder 
sind Ausländer

 Bei unserem Pfarrei-
 fest sind alle Religionen 
vertreten
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Beck: Nein, wir haben auch außerhalb 
der Pfarrei sehr gute Kontakte zu den 
Muslimen des Stadtviertels. Im Mo-
ment überlegen wir mit ihnen zusam-
men, wie es gelingen kann und wie 
wir ihnen helfen können, hier einen 
international offenen muslimischen 
Gebetsraum einzurichten. Wir haben 
zu vielen Einzelpersonen und zu Ge-
meindevorständen Kontakte. Lediglich 
bei den muslimischen Geistlichen, den 
Imamen, ist das etwas schwierig, weil 
die meistens nur für ein paar Monate 
vor Ort bleiben und dann wieder aus-
gewechselt werden. Und dann kommt 
es immer sehr darauf an, welche Spra-
che die Moschee hat. Da stehen wir 
noch ziemlich am Anfang. 

  : Und wie sieht es mit in-
nerkirchlicher Kritik an Ihrer offenen 
Arbeit aus, an Ihrem Konzept einer 
Pfarrei?

Beck: Etwas kritisch angeschaut wer-
den wir gelegentlich schon, z. B. vom 
Caritasverband. Die arbeiten sehr ge-
ordnet und institutionell, wir arbei-
ten nicht institutionell, eher ungeord-
net und etwas chaotisch. Unsere sehr 
charismatische und unkonventionelle 
Sozialarbeit sehen manche mit Skep-
sis. Oder die Caritas hat Bedenken, 
wenn wir gewisse Dinge tun, die il-
legal sein könnten. Es gibt außerdem 
Ängste, dass die fi nanziellen Mittel 
nicht für alle Aktivitäten reichen. Die 
Kirchensteuern sind drastisch zurück-
gegangen, wegen der sinkenden Ka-
tholikenzahl; vor 30 Jahren gab es ca. 
95.000 Katholiken in Basel, jetzt sind 
es noch 30.000. So herrscht auch ein 
gewisser Konkurrenzkampf.

  : Trotz sinkender Kirchen-
steuereinnahmen scheinen Sie aber 
weiter zu „expandieren“ mit Ihrer Pfar-
rei?

Beck: Wir machen sehr Vieles mit 
Spenden. Und tatsächlich haben wir 
auch Neues geplant. So werden wir 
jetzt im Sommer beginnen, ein geistli-

ches und interkulturelles Zentrum auf-
zubauen. Wir haben dazu eine kleine 
Gemeinschaft von drei Karmeliter-Pa-
tres aus Indien gewonnen. Die werden 
hierher in die Gemeinde kommen. Ei-
ne Wohnung haben wir bereits für sie 
gefunden. Die Patres werden vor allem 
für den englischsprachigen Teil der Be-
völkerung da sein. Viele von denen, die 
bei uns neu ankommen, vor allem aus 
den afrikanischen Ländern sprechen 
nur englisch. Ab dem Sommer soll es 
nun regelmäßige deutsch- und eng-
lischsprachige Gebetszeiten und Got-
tesdienste geben. Das wird es ihnen er-
leichtern, sich hier zurecht zu fi nden.

  : Bei all diesen Aktivitäten 
und Initiativen im Dienst der Migran-
ten drängt sich mir eine ganz grund-
sätzliche Frage auf: Wie sieht Ihre Vi-
sion oder Leitidee von Integration aus? 
Handelt es sich eher um ein möglichst 
tolerantes und friedliches Zusammen-
leben von kulturell ganz unterschied-
lichen Communities in einer Stadt, 
einem Land oder denken Sie, dass auf 
Dauer ein möglichst hohes Maß an Ge-
meinschaft über Religions-, Nationali-
täten- und Kulturgrenzen hinweg an-
gestrebt werden sollte? 

Beck: Dabei sind zwei Ebenen zu un-
terscheiden: Die Schweiz insgesamt 
mit ca. 20 % Migranten und unser 
Quartier, das einen extrem interna-
tionalen Charakter hat. Sieht man das 
Land insgesamt, so lässt sich zusätzlich 
zur allgemein verbindlichen Gesetzge-
bung eine bestimmte Kultur, sozusa-
gen eine Schweizer Leitkultur, aus-
machen. Das ist hier im Quartier ganz 
anders: Da gilt das Gesetz zwar eben-
falls für alle, es gibt aber keine eindeu-
tige Mehrheitskultur. 

Es geht also viel stärker um das 
Zusammenspiel verschiedener Kul-
turen. Da genügt eine gegenseitige 
Toleranz, die lediglich den Krieg ver-
hindert, nicht. Wenn alles nur einfach 
gleich gültig ist, bleiben die Menschen 
sich gleichgültig. Das funktioniert auf 
die Dauer nicht. Das ergibt kein sta-

biles Gleichgewicht, sondern führt zum 
Konfl ikt. Denn die Berührungspunkte 
sind doch sehr vielfältig und eng, wenn 
Menschen verschiedener Kulturen und 
aus verschiedenen Ländern in einem 
Wohnblock zusammenwohnen. Und 
so ist es hier, es gibt kein getrenntes 
Wohnen, keine getrennten Schulen 
usw. Besser ist es daher, Beziehungen 

zu initiieren über die Gruppengren-
zen hinweg. Das festigt das friedliche 
Zusammenleben. Eine gewisse Eigen-
ständigkeit der verschiedenen Gruppen 
bleibt natürlich trotzdem. Wichtig sind 
aber die Querverbindungen.

  : Und welche Bedeutung hat 
dabei die christliche Orientierung und 
Lebensweise oder die Zugehörigkeit 
zur katholischen Kirche? 

Beck: Ein Vorteil der katholischen Kir-
che – im Gegensatz etwa zur reformier-
ten evangelischen – ist ihre ausgeprägte 
Internationalität. Das birgt ein großes 
Potenzial für die Verbindung zwischen 
den verschiedenen Zuwanderergrup-
pen. Jeder Katholik aus dem Kosovo 
spürt sofort eine Verwandtschaft mit 
einem Katholiken aus Spanien, wenn 
er merkt: Der steht im gleichen Mo-
ment in der Messe auf wie ich. Das 
ist nicht wenig. Es ist unser Auftrag, 
das zu nutzen und zu fördern. Damit 
können wir auch Gemeinschaft stiftend 
wirken über die Konfessions- und Re-
ligionsgrenzen hinweg. Das geht nicht 
fl ächendeckend, aber doch punktuell, 
es wirkt wie eine Sauerteig. Wenn ich 
das Evangelium einigermaßen gut ver-
kündige, hilft es den Menschen sich 
entsprechend zu öffnen. Selbst wenn 
sie nur langsam etwas annehmen von 
den Hinweisen auf Versöhnung, auf 
Nichtgewalt, auf Geschwisterlichkeit, 
dann ist schon viel erreicht.

  : Können Sie zum Schluss 
noch etwas sagen zu den pastoraltheo-

 Gegenseitige Toleranz 
 genügt nicht 
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logischen Implikationen Ihres Kon-
zepts? Welche Konsequenzen ergeben 
sich aus Ihrer Art der Gemeindearbeit 
für das kirchliche Selbstverständnis, 
für die Ausrichtung kirchlichen Han-
delns und für eine Neubesinnung auf 
die Sozialpastoral?

Beck: Erstens: Unser theologisches 
Selbstverständnis und unsere Praxis 
leben entscheidend aus einem star-
ken Akzent auf der Spiritualität. Wir 
können diese Arbeit nur machen, den 
Menschen auch auf einer tieferen Ebe-
ne begegnen, aus einem starken Gott-
vertrauen heraus. Wir arbeiten auf 
einer spirituellen Ebene. Das gilt für 
unser ganzes Team, für die Sozialar-
beiterin genauso wie für die beiden 
Theologen und den Hauswart. Das ist 
ganz entscheidend.

Das Zweite ist eher eine pastoral-
theologische Überlegung: Die fl ächen-
deckende volkskirchliche Pastoral geht 
zu Ende. Das hatte seine Berechtigung 
und lebt auch bei uns noch in Res-
ten weiter für die ältere Generation. 
Daneben müssen wir uns jedoch ganz 
entschieden einer neuen Pastoral zu-
wenden. Ihr geht es nicht um die Ver-
waltung des Bestehenden, sondern um 
Herausforderungen der Gegenwart, die 

an uns herangetragen werden. Ort die-
ser Pastoral sind nicht nur die pfar-
reilichen Strukturen, sondern das Ge-
meinwesen, das Quartier mit all seinen 
Menschen. Es geht also nicht nur um 
die eingeschriebenen Mitglieder der 
Kirche. Als Pfarrei ist uns dieses gan-
ze Quartier angetragen. 

  : Übernehmen Sie sich da 
nicht? Es gibt doch auch eine Stadt-

verwaltung mit Verantwortung für das 
Viertel, Pfarrer anderer Konfessionen 
usw. 

Beck: Auch anderen ist das ganze 
Quartier angetragen. Der Regierung ist 
es angetragen, der Pfarrerin der evan-
gelischen Kirche, den Muslimen hier. 
Eigentlich hat jeder Bewohner Verant-
wortung für das Quartier. Wir müs-
sen das Ganze im Blick haben, dürfen 
vor niemandem die Augen verschlie-
ßen. Und wir sollten die suchen, die 
diesen Blick ebenfalls haben, mit ih-
nen zusammen von dieser Perspektive 
her arbeiten. Da lässt sich natürlich 
nicht mehr von einer üblichen Pas-
toral sprechen. Leitend ist nicht der 
Pastoralplan, sondern die Ungewiss-
heit und die Aufmerksamkeit für Tü-
ren, die sich öffnen, für Nöte und für 
Aufgaben, die sich stellen.

  : Können Sie uns das eine 
oder andere konkrete Beispiel sich öff-
nender Türen nennen?

Beck: Ich habe z. B. nie gedacht, dass 
wir in unserer Pfarrei ein Karmeliter-
kloster gründen sollten. Aber ich habe 
längst gespürt, wie wichtig es für das 
Quartier wäre, eine internationale spi-
rituelle Arbeit hier zu beginnen. Dann 
traf ich beim Weltjugendtag einen in-
dischen Karmeliter-Pater auf dem Köl-
ner Domplatz. Wir haben miteinander 
gesprochen und ich habe gemerkt: Der 
hat einen spirituellen Hintergrund, ei-
nen intellektuellen Hintergrund, einen 
menschlichen Hintergrund, der würde 
in unser Quartier passen. Und dann 
hat sich eine Tür geöffnet. Er kommt, 
in diesem Sommer, mit zwei weiteren 
Patres.

  : Besteht dabei nicht die Ge-
fahr, dass auf Dauer die individuelle 
Spiritualität und Spontaneität ein zu 

starkes Übergewicht erhält gegenüber 
dem überlegten und zielgerichteten so-
zialen und politischen Engagement? 

Beck: Nein, denn das Engagement für 
die Menschen fußt auf der Spirituali-
tät und braucht die Offenheit, dass al-
les vielleicht genau anders herum geht, 
als von mir geplant. Dabei ist mir noch 
ein anderer Punkt sehr wichtig: Echte 
christliche Spiritualität ist immer ge-
meinschaftlich. Das Heilsangebot des 
Evangeliums ist nicht nur an den Ein-
zelnen gerichtet, sondern an die Ge-
meinschaft. Auch die Kirche ist nicht 
nur Heilsanstalt für den Einzelnen. 
Das wurde zwar oft so missverstan-
den, über Jahrhunderte hinweg. Das 
entspricht jedoch nicht mehr unserer 
Zeit und m. E. auch nicht dem Kern des 
Evangeliums. Hauptziel des Evangeli-
ums ist vielmehr, dass die Menschen 
einander entdecken und wenn sie ein-
ander entdecken, werden sie das Heil 
sehen. Wenn sie einander nicht entde-
cken, werden sie krank oder komisch. 
Da haben wir noch eine große Umstel-
lung und eine schwierige Mentalitäts-
veränderung in der Kirche vor uns. Das 
braucht einige Zeit.

Das Gespräch führte Richard Geisen

Ruedi Beck (geb.1963), Theologiestu-
dium und Priesterausbildung in Luzern, 
Fribourg und Rom; Vikar in Sursee und 
Grenchen; 1994–95 Mit-Leitung in der 
Priesterschule der Fokolar-Bewegung 
bei Florenz; 2000-03 Mit-Leitung des 
internationalen Zentrums der Theolo-
giestudenten der Fokolar-Bewegung in 
Rom; seit 2003 Pfarrer von St. Joseph-
St. Christophorus, Basel, und seit 2005 
Domherr des Standes Basel Stadt.

KURZBIOGRAPHIE

 Ort der neuen Pastoral ist 
das Quartier mit allen sei-
nen Bewohnern
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Abstracts
Marinna Heimbach Steins: Integration 
– a Magic Formula? Socio-ethical ex-
plorations into migration politics

Integration as a new emphasis in Ger-
man immigration politics is a many-fac-
eted and controversial concept. This es-
say distinguishes between the facets of 
different concepts of integration and 
asks for the socio-ethical problems re-
lated with it. For a normative orienta-
tion the criteria of acknowledgement 
and participation are introduced and 
central fi elds of political and social im-
plementation are identifi ed. For reasons 
of justice integration politics focussed on 
the interests of the host society should 
not be isolated from the political aspects 
of migration and third-world aid.

Markus Babo: German Immigration Law 
in European Context. Current situa tion 
and socio-ethically relevant problems

The European Union offers its citi-
zens an area of freedom, security and 
justice, while third country nationals 
both are subjected to a set of restric-
tions and stand under general suspi-
cion, if they even succeed in entering 
this privileged area. The right to asylum 
has been precariously limited, the right 
to family reunifi cation has been restrict-
ed and immigration for economic rea-
sons has been limited to highly-qualifi ed 
employees and fi nancially strong inves-
tors who, however, fi nd little attractive 
conditions of admission. Such a migra-
tion law does not cope either with the 
humans concerned or with the responsi-
bilities in relation to other states or with 
the own demographic development of 
the European Union.

Katja Neuhoff: Integration by Educa-
tion. Challenges for school and voca-
tional education

The group of female and male mi-
grants in Germany is heterogeneous, as 
the problems it meets with are accord-
ingly manifold. It is united, however, by 
its relation towards the host society in 

matters of integration. Integration, in 
fact, is regarded in Germany still as a 
duty to be fulfi lled by the immigrants 
and less as a genuine task of society as 
a whole. This uneven perception of inte-
gration is refl ected not only by the un-
balanced relation of demands and sup-
plies in integration but also by the forms 
of structural discrimination in institu-
tions of education. For education being 
able to unfold its integrative potential 
basic changes are necessary which not 
only relate to the educational sector in 
general but also the area of social and la-
bour politics as well as home affairs. In-
tegration by education requires a more 
comprehensive social integration.

Albert-Peter Rethmann: Shaping Inte-
gration. Models and criteria of a res-
ponsible integration policy

This essay deals with the theological 
and ethical foundations of the integra-
tion of migrants and discusses current 
questions of migration politics in Germa-
ny (integration courses, nationality law, 
family politics etc.). It concludes that in-
tegration is not a one-sided act of assim-
ilation of the migrants. Integration de-
pends on the good will of the members 
of the host society to shape immigration 
and integration in a such a way that all 
justifi ed interests of all concerned are 
duly respected. An ethically responsible 
legal framework and the integration of 
migrants into the everyday life of the 
host society must complement one an-
other in this.

„An Unruly Immigration Country“ – 
Interview with Helena Flam about dis-
crimination and integration of mi-
grants in Germany

Helena Flam was from 2002 to 2006 
in charge of the German part of the EU-

sponsored eight-country research project 
on the discrimination of migrants. The 
comprehensive results (about schools, 
job market, political parties, among oth-
ers) have been recently published in the 
book “Migrants in Germany: Statistics 
– Facts – Discourses”, Universitätsver-
lag Konstanz, 2007. The following con-
versation refers to these results. It fi rst 
deals with general questions: How has 
the interaction with migrants in Germa-
ny changed over the last years? To what 
extent are there still discriminatory atti-
tudes? Which conditions are conducive, 
which detrimental to the goals of inte-
gration? Is there at all a guiding concept 
of integration? Can the possibility of 
democratic participation for immigrants 
be improved? The last part of the inter-
view discusses the institutional forms of 
the discrimination of the children of mi-
grants at school level and describes per-
spectives for necessary reforms.

Bringing about Human Relations – In-
terview with Father Ruedi Beck about 
integration and new ways of pastoral 
care

Is it at all possible that more than one 
hundred nationalities live peacefully to-
gether in a suburban community? What 
can a Christian community, what can its 
individual members contribute towards 
it? How are they themselves changed by 
a more open view – beyond the bound-
aries of religion and denomination – on 
the people who arrive as foreigners and 
look for a new home? What insights are 
there from the living in a multi- cultural 
parish for the pastoral care of the fu-
ture? Ruedi Beck, a priest from the lower 
Kleinbasel, which has the reputation of a 
deprived area, reports about his commit-
ment to the inhabitants there – a com-
mitment which is both social work and 
pastoral care at the same time.
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